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Einleitung 

„Artikelgesetz“, „Lobbyregister“, „Über­
hangmandat“ – immer wieder tauchen   
in den Medien Begriffe aus dem par­
lamentarischen Alltag des Deutschen 
Bundestages auf.   
Die Broschüre „Parlamentsdeutsch“ 
möchte mit einem ABC der parlamen­
tarischen Begriffe ein kompaktes Nach­
schlagewerk in verständlicher Sprache 
liefern. Dabei geht es nicht nur um 
Funktion und Arbeitsweise des Bundes­
tages von „A“ wie „Abgeordnete“ bis 

„Z“ wie „Zwischenfrage“. 
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In einem weiteren Sinne sollen auch 
Stichworte erläutert werden, die für das 
Funktionieren der parlamentarischen 
Demokratie in Deutschland insgesamt 
bedeutsam sind. Dazu gehören Begriffe 
wie „Grundgesetz“, „Parteien“ oder 

„Föderalismus“ ebenso wie die Bezie­
hungen des Bundestages zu den Ver­
fassungsorganen „Bundespräsident“, 

„Bundesrat“, „Bundesregierung“ und 
Bundesverfassungsgericht“.  „ Zusammen­
hänge zwischen „Europäischer   
Union“ und Bundestag werden dar­
gelegt. 

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit 
wird in dieser Broschüre (wie im Grund­
gesetz) für Personen­ und Funktions­
bezeichnungen meist nur die männ­
liche Form verwendet (z. B. Bundes­
kanzler). Damit sollen ausdrücklich   
alle Geschlechter und Geschlechts­
identitäten einbezogen sein. 
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A 

Abgeordnete 
Die Abgeordneten des >Bundestages 
sind Vertreter des ganzen Volkes, wes­
halb sie auch Volksvertreter genannt 
werden (Grundsatz der repräsentativen 
>Demokratie). Die Abgeordneten werden 
in der Regel alle vier Jahre von den 
Wahlberechtigten in Deutschland in  
einer allgemeinen, unmittelbaren, freien, 
gleichen und geheimen Wahl (>Wahl­
recht) gewählt. Die Abgeordneten sind 
nicht an Aufträge und Weisungen gebun­
den und nur ihrem Gewissen verpflich­
tet (Artikel 38 des Grundgesetzes). Trotz 
des Postulats einer auftragsfreien Man­
datsausübung (>Mandat) werden Ab­
geordnete in ihrem parlamentarischen  
Verhalten in der Regel den politischen 
Linien folgen, die sich aus Bindungen zu 
ihrer >Partei und – auf der Ebene des 
>Parlaments – zu ihrer >Fraktion erge­
ben. Allerdings können Abgeordnete vor 
Ablauf der >Wahlperiode ihre Mitglied­
schaft im >Bundestag nur durch einen 
Verzicht oder durch eine strafrechtliche 
Aberkennung verlieren, nicht aber durch 

ein (wie auch immer geartetes) Miss­
trauensvotum der Wähler oder durch  
einen Ausschluss aus ihrer >Partei oder 
ihrer > Fraktion. Abgeordnete, die aus   
ihrer Partei oder Fraktion ausgeschlos­
sen werden, behalten ihren Sitz im  
Bundestag und sind dann > fraktions­
lose Abgeordnete. Eine aktuelle Über­
sicht über alle Abgeordneten des Bun­
destages ist unter www.bundestag.de/
abgeordnete

 
 abrufbar. 

https://www.bundestag.de/abgeordnete
https://www.bundestag.de/abgeordnete
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Abgeordnetengesetz 
Das Abgeordnetengesetz regelt die 
Rechtsverhältnisse der Mitglieder des 
>Bundestages. Die Abschnitte des Ab­
geordnetengesetzes umfassen Themen­
gebiete wie „Erwerb und Verlust der   
Mitgliedschaft im Bundestag“, „Mitglied­
schaft im Bundestag und Beruf“, „Rechts­
stellung der in den Bundestag gewählten 
Abgeordneten des öffentlichen Dienstes“, 

„Leistungen an Mitglieder des Bundes­
tages“, „Leistungen an ehemalige Mit­
glieder des Bundestages und ihre Hinter­
bliebenen“, „Zuschuss zu den Kosten in 
Krankheits-, Pflege- und Geburtsfällen, 
Unterstützungen“, „Unabhängigkeit des 
Abgeordneten“, „>Verhaltensregeln für 
die Mitglieder des Bundestages“ und 
 „ > Fraktionen“.
Zusammen mit anderen für das Par­
lament geltenden Regelungen (z. B.   
>Geschäftsordnung) ist das Abgeord­
netengesetz im Internet auf der Webseite 
www.bundestag.de/gesetze auf dem  
jeweils aktuellen Stand abrufbar. 

Abstimmung 
Will der Bundestag etwas beschließen, 
braucht er dafür die >Mehrheit der   
abgegebenen Stimmen, soweit das 
>Grundgesetz nichts anderes vorschreibt 
(Artikel   42). In der Regel stimmen die 
>Abgeordneten mit Handzeichen ab.   
In der dritten Lesung von Gesetzen   
(>Gesetzgebung) erheben sie sich von   
ihren Plätzen, wenn sie einem >Gesetz­
entwurf zustimmen, ihn ablehnen oder 
sich enthalten wollen. Ist das Ergebnis 
nicht eindeutig, kann die Abstimmung 
durch einen sog. >Hammelsprung wie­
derholt werden. Zu einer >namentlichen 
Abstimmung mit Stimmkarten kommt   
es vor allem bei politisch umstrittenen 
Fragen, wenn eine >Fraktion oder min­
destens fünf Prozent der Abgeordneten 
dies verlangen. 

A 

http://www.bundestag.de/gesetze
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Aktuelle Stunde 
In einer Aktuellen Stunde können The­
men von allgemeinem aktuellem Inter­
esse diskutiert werden. Sie findet auf 
Verlangen einer > Fraktion oder von   
mindestens fünf Prozent der > Abge­
ordneten oder durch Vereinbarung im   
> Ältestenrat statt. Die Abgeordneten 
dürfen in Aktuellen Stunden nicht län­
ger als fünf Minuten reden. Insgesamt 
dürfen die Beiträge 60 Minuten nicht 
überschreiten. Oft dauern die Aktuellen 
Stunden jedoch länger, weil die > Rede­
zeit der Mitglieder der Bundesregie­
rung, des > Bundesrats oder ihrer Be­
auftragten nicht berücksichtigt wird. 

Alterspräsident 
Alterspräsident wird das dienstälteste 
Mitglied des Bundestages genannt, das 
(mit seiner Zustimmung) die konstituie­
rende Sitzung nach einer >Bundestags­
wahl eröffnet und so lange leitet, bis der 
neue >Bundestagspräsident gewählt ist. 
Der Alterspräsident darf auch vorläufige 
>Schriftführer ernennen. 

Ältestenrat 
Der Ältestenrat besteht aus dem >Bun­
destagspräsidenten, seinen Stellvertre­
tern sowie 23 weiteren Mitgliedern, die 
von den Fraktionen nach ihrem Stärke­
verhältnis benannt werden. Die Mitglie­
der des Ältestenrats sind nicht unbedingt 
die lebensältesten Abgeordneten, aber   
oft besonders erfahrene Abgeordnete. An 
den Sitzungen des Ältestenrats nimmt 
außerdem ein Vertreter der >Bundes­
regierung teil. Der Ältestenrat unterstützt 
als besonders wichtiges Koordinations­
gremium den Präsidenten bei der Füh­
rung der Geschäfte des Parlaments. Er   
beschließt über innere Angelegenheiten 
des Bundestages, soweit sie nicht dem 
Präsidenten oder dem >Bundestagsprä­
sidium vorbehalten sind, und legt ins­
besondere die Termine der jährlichen   
>Sitzungswochen des Bundestages sowie 
kurzfristig die >Tagesordnung und Dauer 
der >Debatten für jede Sitzung des 
>Plenums fest. Darüber hinaus ist der   
Ältestenrat das Gremium, in dem auch 
andere für den Bundestag wichtige Fra­
gen, beispielsweise im Verhältnis zur 
>Bundesregierung oder bei Kritik an 
Maßnahmen eines sitzungsleitenden Prä­
sidenten, angesprochen werden können. 
Der Ältestenrat stellt zudem den Voran­
schlag für den Haushaltseinzelplan des 

Entscheider: Der Ältestenrat 
befasst sich mit den Arbeits  ­
abläufen des Bundestages. 

A 
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Bundestages auf, von dem der Haushalts­
ausschuss nur im Benehmen mit dem   
Ältestenrat abweichen kann. Weitere 
Informationen finden sich unter www.
bundestag.de/parlament/aeltestenrat

 
. 

Amtliches Protokoll 
Die >Debatten im >Plenum werden in 
einem >Plenarprotokoll, dem sog. Steno­
grafischen Bericht, festgehalten. Daneben 
wird zur Beurkundung der Beschlüsse 
einer Plenarsitzung, wozu auch Gesetze 
gehören, ein Beschlussprotokoll angefer­
tigt, das auch Amtliches Protokoll heißt. 
Das Amtliche Protokoll wird an die 
>Abgeordneten verteilt und gilt als ge­
nehmigt, wenn sie bis zum Sitzungstag, 
der auf die Verteilung des Protokolls 
folgt, keinen Einspruch erheben. Das 
Amtliche Protokoll wird im Internet un­
ter www.bundestag.de/protokolle veröf­
fentlicht. 

Amtsausstattung für Abgeordnete 
Die Abgeordneten bekommen für ihre 
Arbeit neben einer steuerpflichtigen 
Entschädigung (>Diäten) auch eine  
steuerfreie >Kostenpauschale, um ihre 
mandatsbedingten Aufwendungen ins­
besondere im Wahlkreis abzudecken. 
Zudem erhalten sie eine Amtsausstat­

tung mit einem eingerichteten Büro in 
einem Bundestagsgebäude in Berlin (mit 
Nutzung der Kommunikationsmittel des 
Bundestages wie Telefon und Internet) 
sowie die freie Nutzung von Verkehrs­
mitteln wie Bahn und Flugzeug inner­
halb Deutschlands sowie der Fahr­
bereitschaft des Bundestages in Berlin. 
Abgeordnete können auch Mitarbeiter 
beschäftigen, die sie in der parlamenta­
rischen Arbeit unterstützen. 

Änderungsantrag 
Mit einem Änderungsantrag können 
insbesondere >Gesetzentwürfe geändert 
werden, die zumeist von der >Bundes­
regierung in den Bundestag eingebracht 
werden, wo sie in drei sog. >Lesungen 
beraten werden (>Gesetzgebung). Solche 
Änderungsanträge einzelner >Abgeord­
neter oder > Fraktionen können zur 
zweiten Lesung von Gesetzentwürfen 
eingebracht werden. Änderungen in der 
dritten Lesung eines Gesetzentwurfs 
müssen von einer Fraktion oder min­
destens fünf Prozent der Abgeordneten 
eingebracht werden und dürfen sich   
nur auf das beziehen, was in der zwei­
ten Lesung geändert worden ist. 

A 

http://www.bundestag.de/parlament/aeltestenrat
http://www.bundestag.de/parlament/aeltestenrat
https://www.bundestag.de/protokolle
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Anfragen 
Als Instrument der Kontrolle der Bun­
desregierung können >Abgeordnete und 
>Fraktionen Anfragen an die >Bundes­
regierung stellen. Man unterscheidet 
>Große Anfragen und >Kleine Anfragen. 

Anhörung 
Jeder >Ausschuss kann eine öffentliche 
Anhörung (ein sog. Hearing) durchfüh­
ren. Dabei werden Fachleute aus Wissen­
schaft und Praxis (z. B. Sachverständige 
und Interessenvertreter) eingeladen, um 
den Mitgliedern des Ausschusses Infor­
mationen zu einem Beratungsthema zu 
vermitteln, beispielsweise ob ein >Ge­
setzentwurf zur Lösung des Problems ge­
eignet ist, ob Alternativen in Betracht 
kommen und ob ein Gesetzentwurf ver­
fassungskonform ist. Die Ausschüsse ha­
ben auch die Möglichkeit, sich in nicht 
öffentlichen Sitzungen zu informieren 
und mit Fachleuten zu diskutieren. 

Antrag 
Mit einem Antrag können eine >Frak­
tion oder mindestens fünf Prozent aller 
>Abgeordneten den Bundestag auffor­
dern, zu einem Thema etwas Bestimmtes 
zu beschließen. Der Bundestag stimmt 
dann über diesen Antrag ab. Dem kann 
(muss aber nicht) eine Beratung im zu­
ständigen >Ausschuss vorausgehen. So 
kann die Auffassung des Bundestages zu 
einem politischen Thema festgelegt wer­
den. Ebenso kann die >Bundesregierung 
etwa aufgefordert werden, dem Bundes­
tag über Erfahrungen mit einem verab­
schiedeten Gesetz zu berichten, sich   
zu Sachfragen zu äußern oder einen 
>Gesetzentwurf vorzulegen. 

Anzeigepflichten der Abgeordneten 
>Nebentätigkeiten und 
>Verhaltensregeln 

Arbeitsgruppen und Arbeitskreise 
Die >Fraktionen im Bundestag haben 
mehrere Arbeitsgruppen und Arbeits­
kreise. Sie bestehen aus Abgeordneten, 
die sich auf bestimmte Politikfelder  
spezialisiert haben und die inhaltliche 
Arbeit der >Fraktionen wie Gesetzent­
würfe, Anträge oder Fragen an die Bun­
desregierung sowie Beschlüsse in den 
>Ausschüssen vorbereiten. 

Platz für die parlamentarische 
Arbeit: Zur Amtsausstattung der 
Abgeordneten gehört auch ein 
Büro in den Berliner Parlaments­
bauten. 

A 
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Artikelgesetz 
Ein Artikelgesetz – auch Mantelgesetz 
oder Omnibusgesetz genannt – ist in der 
Gesetzgebungspraxis des Bundestages 
ein Gesetz, durch das gleichzeitig mehre­
re Gesetze erlassen oder geändert wer­
den, manchmal auch auf unterschied­
lichen Rechtsgebieten. Ein Artikelgesetz 
ist in einzelne Abschnitte gegliedert,   
die Artikel heißen. In jedem Artikel  
geht es um ein neues oder geändertes 
Gesetz. Ein typisches Beispiel sind die 
sog. Jahressteuergesetze, die mit einer 
Fülle von Einzelregelungen eine Viel­
zahl von Gesetzen im und außerhalb  
des Bereichs des Steuerrechts ändern. 

Ausgleichsmandat 
Im >Wahlrecht für den >Bundestag gibt 
es zum Ausgleich von >Überhangman­
daten sog. Ausgleichsmandate. In der  
auf die Bundestagswahl vom September 
2021 folgenden 20. Wahlperiode des 
Bundestages gibt es Überhang­ und  
Ausgleichsmandate, sodass statt der  
regulären Zahl von 598 Volksvertretern 
736 Abgeordnete im Bundestag sitzen. 
>Überhangmandate entstehen, wenn 
eine >Partei über die gewonnenen Erst­
stimmen mehr Kandidaten in den Bun­
destag entsenden kann, als ihr nach der 

Anzahl der Zweitstimmen in einem   
Bundesland zustehen. Diese Überhang­
mandate für eine Partei werden durch 
die Vergabe zusätzlicher Sitze an die  
anderen Parteien in dem Maße ausge­
glichen (sog. Ausgleichsmandate), dass 
am Ende die Sitzverteilung nach dem 
Verhältnis der Zweitstimmen gewahrt 
bleibt. Aufgrund der Bundestagswahl 
vom September 2021 gibt es im Bundes­
tag in der 20. Wahlperiode insgesamt 
736 Abgeordnete, darunter 34 Überhang­
mandate (12 für die CDU, 11 für die 
CSU, 10 für die SPD und 1 für die AfD) 
sowie 104 Ausgleichsmandate (26 für 
die SPD, 24 für BÜNDNIS 90/DIE GRÜ­
NEN, 18 für die CDU, 16 für die FDP,  
13 für die AfD und 7 für DIE LINKE.), 
>Wahlrecht. Am 17. März 2023 hat der 
Bundestag mehrheitlich beschlossen, bei 
künftigen Bundestagswahlen Überhang­
und Ausgleichsmandate abzuschaffen 
(>Wahlrechtsreform). 

A 
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Ausschuss 
Der >Bundestag setzt zur Beratung von 
Fachthemen und zur Vorbereitung der 
Beschlüsse im >Plenum (>Beschluss­
empfehlungen) Ausschüsse ein, die nach 
der Stärke der Fraktionen im Bundestag 
besetzt werden (>Proporz). In der 20. 
Wahlperiode gibt es 25 ständige Aus­
schüsse. Die meisten Mitglieder hat der 
Ausschuss für Arbeit und Soziales mit 
49 >Abgeordneten. Die kleinsten Aus­
schüsse haben 19 Mitglieder. Die Zustän­
digkeit der Ausschüsse entspricht in  
der Regel der der >Bundesministerien, 
d. h., für die Themen des Gesundheits­
ministeriums ist z. B. der Gesundheits­
ausschuss zuständig. Ausnahmen für 
eine solche Ressortzuordnung sind bei­
spielsweise der Ausschuss für Petitio­
nen, der Ausschuss für Menschenrechte 
und humanitäre Hilfe, der Ausschuss für 
Tourismus und der Ausschuss für Sport. 
Wie viele Ausschüsse der Bundestag in 
jeder >Wahlperiode einsetzt, bleibt ihm 
überlassen und ist abhängig von den 
Schwerpunkten, die sich der Bundestag 
in seiner parlamentarischen Arbeit setzt. 

Nach dem >Grundgesetz muss jedoch 
jeder neu gewählte Bundestag zwingend 
einen Ausschuss für Verteidigung, einen 
Auswärtigen Ausschuss, einen Aus­
schuss für die Angelegenheiten der   
Europäischen Union und einen Peti­
tionsausschuss einrichten. Außer den 
ständigen, für die gesamte Wahlperiode 
eingesetzten Ausschüssen gibt es auch 
>Untersuchungsausschüsse oder solche, 
die nur für ein bestimmtes Thema 
(Sonder  ausschuss) gedacht sind. Die 
Ausschüsse beschließen nach dem seit 
1. Januar 2023 geltenden geänderten 
§   69 der >Geschäftsordnung in eigener 
Zuständigkeit, ob und inwieweit sie in 
öffentlicher Sitzung beraten, die dann 
grundsätzlich im Internet unter www.
bundestag.de/mediathek

 
 übertragen 

wird (>Parlamentsfernsehen). 

Aussprache 
>Debatte 

Rolle der Ausschüsse bei  
der Gesetzgebung. 

A 

https://www.bundestag.de/mediathek
https://www.bundestag.de/mediathek
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mitberatender 
Ausschuss 
erarbeitet eine Stellung-
nahme, die der feder-
führende Ausschuss 
berücksichtigen muss 

Unterausschuss 
kann für bestimmte Teil­
gebiete eingesetzt werden 

Ausschuss überweist 
eine Beschlussvorlage 
an Unterausschuss 

Unterausschuss be reitet 
eine Beschlussvorlage 

oder Entscheidung vor 

Zur parlamentarischen 
Kontrolle der Bundes-
regierung verfügen die 
Ausschüsse außerdem über 
ein Selbstbefassungsrecht: 
Sie können auch ohne Auf-
trag des Plenums Fragen 
aus ihrem Zuständig keits-
bereich  behandeln. 

federführender 
 Ausschuss gibt 
eine  Beschluss  ­
empfehlung für 

die 2. Lesung 
im Plenum 

Plenum überweist 
die Vorlage nach 
der 1. Lesung des 
Gesetzentwurfs 

Plenum überweist die 
Vorlage ganz oder teil­
weise zurück, wenn 
 beispielsweise umfang­
reiche Änderungen 
 angenommen wurden 

Plenum überweist die 
Vorlage zur Mitberatung, 
wenn die Vorlage mehr 
als ein Sachgebiet betrifft 

Stellungnahme 

federführender 
Ausschuss 
berät den Gesetzentwurf 
im Detail, erarbeitet 
eine mehrheitsfähige 
Beschluss vorlage für 
das Plenum 

Plenum 

A 
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Auszählverfahren  
Sainte-Laguë / Schepers 
Das nach dem Franzosen André Sainte­
Laguë und dem Deutschen Hans Sche­
pers (einem Mitarbeiter der Bundestags­
verwaltung) benannte Auszählverfahren 
berechnet, wie viele Sitze eine Partei im 
Bundestag aufgrund der Ergebnisse einer 
Bundestagswahl bekommt. 2009 wurde 
dieses Verfahren nach einer Änderung 
des Bundeswahlgesetzes erstmals bei der 
Ermittlung der >Sitzverteilung nach ei­
ner >Bundestagswahl eingesetzt, weil es 
gegenüber den früher eingesetzten Ver­
fahren nach d’Hondt (1949–1981) bzw. 
Hare/Niemeyer (1985–2005) zu gerechte­
ren Ergebnissen führt. Bei dem Verfah­
ren Sainte Laguë/Schepers, das als   
Divisorverfahren mit Standardrundung 
bezeichnet wird, werden die Zweitstim­
men für die einzelnen Parteien durch  
einen gemeinsamen Divisor geteilt. Zu­
nächst wird eine Näherungszuteilung 
berechnet, indem die Gesamtzahl aller 
zu berücksichtigenden Stimmen durch 

die Gesamtzahl der zu verteilenden Sitze 
geteilt und auf diese Weise ein vorläufi­
ger Zuteilungsdivisor ermittelt wird. Die 
daraus entstehenden Quotienten werden 
zu Sitzzahlen gerundet: Bei einem Rest 
von mehr oder weniger als 0,5 wird auf­
oder abgerundet; bei einem Rest von ge­
nau 0,5 entscheidet das Los. Der Divisor 
wird dabei so bestimmt, dass die Sitz­
zahlen in der Summe mit der Gesamt­
zahl der zu vergebenden >Mandate über­
einstimmen. 

Bannmeile 
>Befriedete Bezirke 

Befriedete Bezirke 
Nach dem „Gesetz über befriedete Bezir­
ke für Verfassungsorgane des Bundes“ 
gehören das Reichstagsgebäude und um­
liegende Bundestagsgebäude samt Um­
griff zu den sog. befriedeten Bezirken 
des Bundes, zu denen auch die Bezirke 
rund um die Gebäude des >Bundesrats 
und des >Bundesverfassungsgerichts ge­
hören. In dem befriedeten Bezirk des 
Bundestages sind Demonstrationen und 
Versammlungen nur zulässig, wenn sie 
die Tätigkeit des >Bundestages oder der 
>Fraktionen nicht beeinträchtigen. Von 

A 
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B 

1 

2 3 

4 

4 

Befriedeter Bezirk des  
Deutschen Bundestages. 

Befriedeter Bezirk 

1  Reichstagsgebäude 

2  Paul­Löbe­Haus 

3  Marie­Elisabeth­Lüders­Haus 

4  Jakob­Kaiser­Haus 
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einer Nicht­Beeinträchtigung ist jedoch 
immer dann auszugehen, wenn an dem 
betreffenden Tag keine Sitzungen statt­
finden. Das „Gesetz über befriedete Be­
zirke für Verfassungsorgane des Bundes“ 
stellt also sicher, dass zwischen der  
Versammlungs­ und Demonstrations­
freiheit und der Arbeitsfähigkeit der  
Verfassungsorgane abgewogen und das  
Demonstrationsrecht nur, wenn und so­
weit das notwendig ist, beschränkt wer­
den soll. In den Bonner Zeiten (1949– 
1999) gab es rund um das Parlament eine 
sog. Bannmeile, in der Versammlungen 
und Demonstrationen unter freiem Him­
mel verboten waren. Heute ist die Bann­
meile um das Parlament abgeschafft, da­
für gibt es die befriedeten Bezirke. Die 
Bevölkerung soll nicht mehr aus be­
stimmten Gebieten „verbannt“, d. h. aus­
geschlossen werden. Die Menschen sol­
len auch hier im Rahmen genehmigter 
Aufzüge friedlich demonstrieren dürfen. 
Das „Gesetz über befriedete Bezirke für 
Verfassungsorgane des Bundes“ ist abruf­
bar unter www.bundestag.de/gesetze. 

B 

Berichterstatter 
Für jeden Beratungsgegenstand in den 
Ausschüssen benennen die >Fraktionen 
Berichterstatter. Sie sind als Fachleute 
für ein oder mehrere Themen in den Ar­
beitsgruppen ihrer Fraktionen zuständig. 
Im >Ausschuss vertreten sie die Auffas­
sungen der Fraktionen und steuern maß­
geblich die jeweiligen Beratungen. 

Berliner Stunde 
Die sog. Berliner Stunde bezeichnet ei­
nen Schlüssel, nach dem die für einen 
bestimmten Tagesordnungspunkt be­
schlossene Debattendauer auf die >Frak­
tionen aufgeteilt wird. Wer wie lange in 
den Plenarsitzungen reden darf, richtet 
sich nach den Stärken der >Fraktionen. 
Die Verteilung der >Redezeit auf die ein­
zelnen Fraktionen erfolgt regelmäßig auf­
grund einer Vereinbarung zu Beginn der 

http://www.bundestag.de/gesetze
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Wahlperiode. Neben dem Stärkeverhält­
nis der Fraktionen werden in der Regel 
auch andere Faktoren berücksichtigt, da­
runter beispielsweise ein Bonus für klei­
nere Fraktionen oder ein Zeitzuschlag 
für die Fraktionen der >Opposition. In­
nerhalb des vereinbarten Rahmens be­
stimmen die Fraktionen selbst, welches 
Mitglied wie lange zu einem bestimmten 
Thema reden soll. >Fraktionslose Abge­
ordnete erhalten gesonderte Redezeit. 
Die >Parlamentarischen Geschäftsführer 
der Fraktionen teilen dem >Sitzungsvor­
stand mit, welcher >Abgeordnete wie 
lange reden darf. Die Mitglieder der 
>Bundesregierung und des >Bundesrats 
besitzen zwar das sog. Redeprivileg: Sie 
müssen nach Art. 43 des Grundgesetzes 

„jederzeit gehört werden“. Es ist aller­
dings üblich, dass die Redezeit von 
>Bundesministern und >Parlamentari­
schen Staatssekretären auf die Redezeit 
der jeweiligen Regierungsfraktion ange­
rechnet wird. Entsprechendes gilt für 
Mitglieder des >Bundesrats. 

Beschlussempfehlung 
Der >Ausschuss, an den >Gesetzent­
würfe und andere Vorlagen (darunter 
>Anträge, Verordnungsentwürfe oder 
Regierungsberichte) nach der ersten Le­
sung im >Plenum zur federführenden 
Beratung (>Federführung) überwiesen 
wurden, erarbeitet für den Bundestag  
Beschlussempfehlungen mit einem Ent­
scheidungsvorschlag an das Plenum. Im 
jeweiligen Bericht sind die Diskussion 
im Ausschuss, Hinweise auf durchge­
führte >Anhörungen, die Änderungen 
zu der jeweiligen Vorlage sowie die  
Voten der mitberatenden Gremien zu­
sammengefasst. Alle Beschlussempfeh­
lungen erscheinen als >Bundestags­
drucksache. Die Abgeordneten erhalten 
die Beschlussempfehlung vor der Ab­
stimmung im Plenum. Die Beschluss­
empfehlung ist die Grundlage für ihre 
Entscheidung bei der Abstimmung. 

B 
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Beschlussfähigkeit 
Nach seiner >Geschäftsordnung ist der 
Bundestag beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder im 
>Plenum anwesend sind. Allerdings 
wird in der Regel vermutet, dass der 
Bundestag beschlussfähig ist. Nur wenn 
dies vor Beginn einer >Abstimmung von 
einer >Fraktion oder von fünf Prozent 
der anwesenden >Abgeordneten bezwei­
felt und auch vom >Sitzungsvorstand 
nicht einmütig bejaht wird, muss in  
Verbindung mit der Abstimmung die  
Beschlussfähigkeit festgestellt werden, 
indem die Stimmen durch einen sog. 
>Hammelsprung gezählt werden. Da­
bei zählen Enthaltungen und ungültige 
Stimmen mit. Ist der Bundestag be­
schlussunfähig, hebt der Sitzungs­
präsident die Sitzung sofort auf. 

Beschlussprotokoll 
>Amtliches Protokoll 

Budgethoheit 
Die Entscheidung über den jährlichen 
>Haushaltsplan, d. h. die Festlegung der 
Einnahmen und Ausgaben des Bundes, 
kurz: Die Bewilligung von Haushaltsmit­
teln, obliegt dem >Bundestag. Diese sog. 
Budgethoheit (englisch, französisch 

„budget“: Geldmenge) wird als „Königs­
recht“ des Parlaments bezeichnet, denn 
durch das Budgetrecht (Etatrecht) haben 
die Abgeordneten ein starkes Instrument, 
die Aktivitäten der Exekutive (>Bundes­
regierung) zu steuern, indem sie dieser 
die für ihre Arbeit erforderlichen Mittel 
im Haushaltsplan zuweisen oder (im 
Rahmen des von der Verfassung her   
Zulässigen) auch verweigern können. 

Bund und Länder 
>Föderalismus 

B 
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Bundesgesetzblatt 
Im Bundesgesetzblatt werden alle   
> Gesetze und > Verordnungen des   
Bundes verkündet, d. h. veröffentlicht. 
Erst dadurch erhalten neue bzw. geän­
derte Gesetze und Verordnungen ihre 
Gültigkeit. Seit 1. Januar 2023 – nach  
einer Änderung des Art. 82 des Grund­
gesetzes durch Gesetz vom 19. Dezem­
ber 2022 – erfolgt die amtliche Verkün­
dung von Bundesgesetzen und Rechts­
verordnungen im Bundesgesetzblatt 
ausschließlich in elektronischer Form 
(PDF­Format) unter www.recht.bund.de. 
Veröffentlichungen des Bundesgesetz­
blatts in den Jahren 1949 bis 2022 in  
Papierform stehen nunmehr als elektro­
nische Dokumente im PDF­Format in  
einem Online­ Archiv mit Recherche­
programm unter www.bgbl.de zur Ver­
fügung. Als Service des Bundesministe­
riums der Justiz und des Bundesamts für 
Justiz findet man unter dem Rechtsportal 
www.gesetze­ im­internet.de alle Gesetze 
und Verordnungen in der aktuellen Fas­
sung. Wichtige Rechtsgrundlagen für die 
Arbeit des >Bundestages (>Parlaments­
recht) sind unter www.bundestag.de/
gesetze

 
 zusammengefasst. 

Bundeshaushalt 
Die Bundeshaushaltsordnung regelt das 
Haushaltsrecht des Bundes. Sie enthält 
Vorschriften für die Aufstellung und 
Durchführung des Bundeshaushalts im 
>Haushaltsplan, für Regelungen zum 
Haushalts­ und Rechnungswesen sowie 
für Prüfungen durch den >Bundesrech­
nungshof. Der Bundeshaushalt unterliegt 
der >Budgethoheit des >Bundestages. 

Bundeskabinett 
Die >Bundesregierung besteht aus dem 
>Bundeskanzler und den >Bundesmi­
nistern und wird auch als Bundeskabi­
nett bezeichnet. Unter dem Vorsitz des 
Bundeskanzlers berät und beschließt das 
Bundeskabinett in den Kabinettsitzun­
gen über die Vorhaben der >Bundesre­
gierung, darunter >Gesetzentwürfe. Ka­
binettsitzungen finden meistens einmal 
in der Woche am Mittwoch statt. Nach 
der Sitzung des Bundeskabinetts können 
in Sitzungswochen des Bundestages 
>Abgeordnete in der >Regierungsbefra­
gung über die Vorhaben der Regierung 
Auskunft erhalten und Fragen an die 
>Bundesregierung stellen. 

B 

http://www.recht.bund.de
http://www.bgbl.de
https://www.gesetze-im-internet.de
https://www.bundestag.de/gesetze
https://www.bundestag.de/gesetze
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Bundeskanzler 
Der Bundeskanzler wird vom >Bundes­
tag auf Vorschlag des >Bundespräsiden­
ten gewählt, und zwar ohne Aussprache 
(Art. 63 des Grundgesetzes). Gewählt ist, 
wer die Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages auf sich vereinigt. Dem 
Vorschlag des >Bundespräsidenten ge­
hen regelmäßig Koalitionsverhandlun­
gen (>Koalition) voraus, um für die 
Wahl des Bundeskanzlers und für die 
künftige Politik der Bundesregierung   
im Bundestag eine Mehrheit zu gewähr­
leisten. Der Bundeskanzler schlägt dem 
Bundespräsidenten die Kandidaten für 
die Ministerämter vor (Artikel 64 des 
Grundgesetzes). Der Bundeskanzler und 
die > Bundesminister leisten bei der 
Amtsübernahme vor dem Bundestag den 
nach Art. 56 des Grundgesetzes vorgese­
henen Amtseid, wobei der Eid mit oder 
ohne religiöse Beteuerung geleistet 
werden kann. Der Bundeskanzler leitet 
die Geschäfte der >Bundesregierung 
nach einer Geschäftsordnung, die vom 

>Bundeskabinett beschlossen und vom 
>Bundespräsidenten genehmigt wird. 
Der Bundeskanzler steht an der Spitze 
der >Exekutive und trägt die Regie­
rungsverantwortung gegenüber dem 
>Bundestag. Der Bundeskanzler be­
stimmt nach Artikel 65 des Grundgeset­
zes die Richtlinien der Regierungspo­
litik. Innerhalb dieser Richtlinien leitet 
jeder > Bundesminister seinen Ge­
schäftsbereich selbstständig und unter 
eigener Verantwortung (Ressortprinzip). 
Im Verteidigungsfall besitzt der Bundes­
kanzler die Befehls­ und Kommandoge­
walt über die >Bundeswehr (Art. 115b 
des Grundgesetzes). Der >Bundestag 
kann den Bundeskanzler abberufen, und 
zwar durch ein sog. >Misstrauensvotum 
oder nach einer >Vertrauensfrage. Wei­
tere Informationen finden sich unter 
www.bundeskanzler.de. 

Regierungsbank im Bundestag:  
Das Bundeskabinett besteht aus 
dem Bundeskanzler und den  
Bundesministern. 

B 

http://www.bundeskanzler.de
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Bundesminister 
Der >Bundeskanzler schlägt dem >Bun­
despräsidenten die Minister zur Ernen­
nung vor. Nach Artikel 65 des Grundge­
setzes leiten die Bundesminister ihre 
Geschäftsbereiche (>Bundesministe­
rium) selbstständig und eigenverant­
wortlich (Ressortprinzip). Sie sind  
aber an die Richtlinien gebunden, die 
der >Bundeskanzler in der Regierungs­
politik vorgibt. Bei Angelegenheiten  
von allgemeiner politischer Bedeutung 
entscheiden der >Bundeskanzler und 
die Bundesminister im >Bundeskabinett 
gemeinsam. Die Amtszeit der Bundes­
minister endet, wenn ein neuer >Bun­
destag zusammengetreten ist oder wenn 
der >Bundeskanzler sein Amt aufgibt 
oder verliert. Die Bundesminister kön­
nen freiwillig zurücktreten. 

Bundesministerium 
Ein Bundesministerium wird von einem 
>Bundesminister geleitet. Es ist als sog. 
oberste Bundesbehörde für ein bestimm­
tes Fachgebiet innerhalb der >Bundes­
regierung zuständig. Hauptaufgabe des 
Ministeriums ist es, den Minister in  
seinen verfassungsmäßigen Aufgaben  
zu unterstützen. Zu diesen zählen die 
Aufsicht über die dem Ministerium 
nachgeordneten Behörden sowie die  
politischen Aufgaben gegenüber dem 
>Bundestag und den anderen Organen 
des Bundes. So erstellen die Ministerien 
in ihrem Fachgebiet >Gesetzentwürfe 
und spielen damit eine wichtige Rolle 
im Prozess der >Gesetzgebung. Weitere 
Informationen finden sich unter www.
bundesregierung.de/bundesministerien

 
. 

B 

http://www.bundesregierung.de/bundesministerien
http://www.bundesregierung.de/bundesministerien
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Bundespräsident 
Der Bundespräsident ist das Staatsober­
haupt der >Bundesrepublik Deutsch­
land. Er steht an der Spitze des Staates. 
Er wird nach Art. 54 des Grundgesetzes 
für die Dauer von fünf Jahren von der 
>Bundesversammlung ohne Aussprache 
gewählt. Wählbar ist jeder Deutsche,   
der das 40. Lebensjahr vollendet hat.   
Der Bundespräsident vertritt den Staat 
nach außen. Der Bundespräsident fertigt 
die vom >Bundestag beschlossenen Ge­
setze aus. Dazu prüft er, dass Text und 
Gesetzesbeschluss inhaltlich überein­
stimmen und die Vorgaben des >Grund­
gesetzes eingehalten sind, und verkündet 
das Gesetz mit der amtlichen Bekannt­
gabe im >Bundesgesetzblatt. Darüber   
hinaus schlägt er dem Bundestag den 
>Bundeskanzler zur Wahl vor und er­
nennt auf dessen Vorschlag die >Bundes­
minister. Zu den weiteren Aufgaben des 
Bundespräsidenten gehört es, Bundes­
beamte und Bundesrichter zu ernennen 

und zu entlassen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, und das   
Begnadigungsrecht für den Bund aus­
zuüben. Nach Artikel 59 des Grund­
gesetzes schließt der Bundespräsident   
im Namen des Bundes die Verträge mit 
auswärtigen Staaten. Verträge, welche   
die politischen Beziehungen des Bundes   
regeln oder sich auf Gegenstände der 
Bundesgesetzgebung beziehen, bedürfen 
der Zustimmung oder der Mitwirkung 
der jeweils für die Bundesgesetzgebung 
zuständigen Körperschaften in Form   
eines Bundesgesetzes. Darüber hinaus 
spricht der Bundespräsident die völker­
rechtliche Anerkennung fremder Staaten 
aus; die politische Entscheidung über   
die Anerkennung liegt allerdings bei   
der >Bundesregierung. Weitere Infor­
mationen finden sich im Internet unter 
www.bundespraesident.de. 

B 

https://www.bundespraesident.de/DE/Home/home_node.html
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Bundesrat 
Als Vertretung der Bundesländer (>Fö­
deralismus) ist der Bundesrat mit dem 
Sitz in Berlin eines der fünf ständigen 
Verfassungsorgane der > Bundesrepublik 
Deutschland (>Bundespräsident, >Bun­
destag, Bundesrat, >Bundesregierung 
und >Bundesverfassungsgericht). Durch 
den Bundesrat, der von den Regierungen 
der Länder gebildet wird, wirken die 
Länder nach Art. 50 des Grundgesetzes 
bei der >Gesetzgebung und der Verwal­
tung des Bundes mit. Darüber hinaus ist 
der Bundesrat auch in Angelegenheiten 
der >Europäischen Union beteiligt. Je 
nach Bevölkerungszahl entsenden die  
16 Bundesländer zwischen drei und 
sechs Vertreter ihrer Landesregierungen 
in den Bundesrat. Die Stimmen eines 
Landes können nur einheitlich und nur 
durch anwesende Mitglieder oder deren 
Vertreter bei Abstimmungen im Bundes­
rat abgegeben werden. Der Präsident  
des Bundesrats wird jedes Jahr am   
1. November aus dem Kreis der Regie­
rungschefs der Länder (Ministerpräsi­
denten) gewählt. Weitere Infos unter 
www.bundesrat.de. 

Bundesrechnungshof 
Der Bundesrechnungshof in Bonn prüft 
als unabhängiges Organ der staatlichen 
Finanzkontrolle die Wirtschaftlichkeit 
und Ordnungsmäßigkeit der Haushalts­
und Wirtschaftsführung des Bundes. 
Konkret wird insbesondere geprüft, ob 
Haushaltsmittel so ausgegeben wurden, 
wie das im Haushaltsplan vorgegeben 
war. Die Mitglieder des Bundesrech­
nungshofs besitzen nach Art. 114 des 
Grundgesetzes richterliche Unabhängig­
keit. Über wesentliche Prüfungsergebnis­
se berichten sie jährlich in den sog. Be­
merkungen, sodass der >Bundestag die 
>Bundesregierung bei der Ausführung 
des Haushalts wirksam kontrollieren 
kann. Weitere Informationen finden sich 
unter www.bundesrechnungshof.de. 

B 
Sitz des Bundesrats in Berlin. 

http://www.bundesrat.de
http://www.bundesrechnungshof.de
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Bundesregierung 
Die Bundesregierung besteht aus dem 
>Bundeskanzler und den >Bundesmi­
nistern, die zusammen das >Bundes­
kabinett bilden. Die Bundesregierung 
hat das > Initiativrecht, also das Recht,   
>Gesetzentwürfe in den Bundestag ein­
zubringen. Weitere Informationen finden 
sich unter www.bundesregierung.de. 

Bundesrepublik Deutschland 
Die Bundesrepublik Deutschland ist 
nach Art. 20 des Grundgesetzes ein de­
mokratischer (>Demokratie), sozialer 
und >rechtsstaatlicher >Bundesstaat 
(>Republik). 1949 auf der Grundlage des 
Grundgesetzes gegründet, hat die Bun­
desrepublik seit der Wiedervereinigung 
von 1990 nunmehr 16 Bundesländer. 
Hauptstadt ist Berlin, seit 1999 auch  
Sitz des >Bundestages. 

Bundesstaat 
Ein Bundesstaat ist die Vereinigung von 
Gliedstaaten (Länder) zu einem Gesamt­
staat (Bund). Das politische Prinzip  
des Bundesstaates ist der >Föderalis­
mus, der das einheitliche Auftreten  
nach außen und die Verteilung der 
Staatsgewalt zwischen Bund und Län­
dern im Innern gewährleistet. Dem   
Föderalismus als verfassungsrechtliche 
Grundstruktur eines Staates (wie in 
Deutschland) steht der Zentralismus 
(beispielsweise in Frankreich) gegen­
über. Dass die > Bundesrepublik 
Deutschland ein Bundesstaat ist, ist  
in Art. 79 des Grundgesetzes unabän­
derlich festgelegt. Nach dem Grund­
gesetz ist es aber möglich, die Zahl der 
Bundesländer und ihre Grenzen zu ver­
ändern. 

Bundestag 
Der Deutsche Bundestag ist das Parla­
ment der >Bundesrepublik Deutschland. 
Der Bundestag ist die einzige Institution 
auf Bundesebene, deren Mitglieder direkt 
vom Volk gewählt werden. Man bezeich­
net daher den Bundestag als Gesamtheit 
der gewählten >Abgeordneten zurecht 

B 
Deutschland und seine  
16 Bundesländer 

Bundeshauptstadt 
Landeshauptstadt 

http://www.bundesregierung.de


23 

Hamburg Bremen 

Berlin 

Kiel 

Schwerin 

Hannover 

Magdeburg 
Potsdam 

Erfurt 
Dresden 

Düsseldorf 

Wiesbaden 

Saarbrücken 

Stuttgart 

München 

Mainz 

Mecklenburg-
Vorpommern 

Brandenburg 

Niedersachsen 

Sachsen-
Anhalt 

Thüringen 
Sachsen 

Nordrhein-
Westfalen 

Rheinland-
Pfalz 

Saar-
land 

Hessen 

Baden-
Württemberg 

Bayern 

Schleswig-
Holstein 

Elbe 

W
eser 

R
hein 

Donau 

Elbe 

Oder 

Inn 

Nordsee Ostsee 

Polen 

Tschechische 
Republik 

Österreich 

Schweiz 

Frankreich 

Belgien 

Niederlande 

Luxem-
burg 

Dänemark 



24 

als Volksvertretung und als „Herz“ der 
>Demokratie. Sitz des Bundestages ist 
seit 1999 das ehemalige Reichstagsge­
bäude in Berlin samt Nebengebäuden. 
Zuvor war der Sitz des Bundestages seit 
seiner Gründung im Jahr 1949 in Bonn. 
In einem engeren Sinne bezeichnet man 
mit Bundestag die Vollversammlung des 
Parlaments, die in Plenarsitzungen tagt 
(>Plenum). 

Bundestag, Aufgaben 
Der Bundestag hat im Verfassungssystem 
der >Bundesrepublik Deutschland zent­
rale Aufgaben: Die Hauptaufgabe des 
Bundestages ist die >Gesetzgebung. Nur 
der Bundestag kann auf Bundesebene 
die Gesetze verabschieden, die für alle 
Menschen in Deutschland verbindlich 
sind. Eine weitere wichtige Aufgabe des 
Parlaments ist die Kontrolle der >Bun­
desregierung, d. h. die Überprüfung ihrer 
Arbeit als Korrelat zur Verantwortlich­
keit der Regierung gegenüber dem Parla­
ment. Dazu können >Abgeordnete und 
> Fraktionen etwa > Anfragen (>Große 
Anfragen, >Kleine Anfragen) stellen, die 
von der >Bundesregierung beantwortet 
werden müssen, und es können >Unter­
suchungsausschüsse eingesetzt werden, 
um mögliche Missstände aufzuklären. 

Als Kontrollorgane des Bundestages in 
einem weiteren Sinne können auch der 
>Bundesrechnungshof, der > Wehrbeauf­
tragte gegenüber der Bundeswehr und 
der Petitionsausschuss (>Petition) ange­
sehen werden. Zu wichtigen Aufgaben 
des Bundestages zählt die Wahl des 
>Bundeskanzlers und der Richter des 
>Bundesverfassungsgerichts (>Wahlaus­
schuss). Die Abgeordneten wirken über 
die Bundesversammlung an der Wahl 
des >Bundespräsidenten mit. Der Bun­
destag beschließt den >Bundeshaushalt 
und hat so die >Budgethoheit über die 
Verwendung von Haushaltsmitteln. Und 
ohne Zustimmung des Bundestages fin­
det kein Einsatz der >Bundeswehr im 
Ausland statt. Die genannten Aufgaben 
des Bundestages lassen sich den drei   
Kategorien Gesetzgebungsfunktion,   
Kontrollfunktion und Wahlfunktion   
zuordnen. 

B 



25 

Bundestagsdrucksache 
Alle >Beschlussempfehlungen, >Gesetz­
entwürfe, >Anträge und sonstigen Vor­
lagen, die im Bundestag behandelt wer­
den, erscheinen als Drucksache. Die 
Vorlagen gelangen zunächst ins Parla­
mentssekretariat, wo sie geprüft und   
fortlaufend nach Eingang nummeriert 
werden. Zusammen mit der Nummer   
der aktuellen > Wahlperiode ergibt   
die fortlaufende Zahl die amtliche, ein­
malige Drucksachennummer, zum Bei­
spiel 20/1234. Die Drucksachen werden 
elektronisch an die >Abgeordneten   
verteilt sowie allen Mitgliedern des 
>Bundesrats und den >Bundesminis­
terien zur Verfügung gestellt. In einer 
>Wahlperiode entstehen im parlamen­
tarischen Betrieb durchschnittlich mehr 
als 12.000 Drucksachen – viele von ge­
ringem Umfang, einige wie der jährliche 
>Haushaltsplan mit mehr als 3.000 Sei­
ten. Die Bundestagsdrucksachen sind   
auf der Internetseite des Bundestages   
unter www.bundestag.de/drucksachen 
abrufbar. 

B 

Bundestagspräsident 
Der Bundestagspräsident wird vom 
>Bundestag in geheimer Wahl gewählt. 
Er repräsentiert nach Art. 40 des Grund­
gesetzes den >Bundestag und damit  
das unmittelbar vom Volk gewählte  
Verfassungsorgan der Bundesrepublik 
Deutschland. In der 20. Wahlperiode 
wurde Bärbel Bas (SPD) zur Bundestags­
präsidentin gewählt. Protokollarisch ist 
das Amt des Bundestagspräsidenten 
nach dem des >Bundespräsidenten das 
zweithöchste Amt im Staat, also noch 
vor dem Amt des >Bundeskanzlers, des 
Präsidenten des >Bundesrats und des 
Präsidenten des >Bundesverfassungs­
gerichts. Der Bundestagspräsident leitet 
die >Bundesversammlung zur Wahl 
des >Bundespräsidenten. Der Bundes­
tagspräsident vereidigt den >Bundes­

http://www.bundestag.de/drucksachen
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präsidenten, den >Bundeskanzler und 
die >Bundesminister. Der Bundestags­
präsident steht dem Bundestag vor, 
wahrt die Rechte des Parlaments, vertritt 
den Bundestag nach außen, übt in den 
Bundestagsgebäuden das Hausrecht und 
die Polizeigewalt aus und ist Dienstherr 
der Beschäftigten der >Bundestagsver­
waltung. Ist der Bundestagspräsident 
verhindert, vertritt ihn einer seiner Stell­
vertreter aus der zweitstärksten Fraktion. 
Unterstützt wird der Bundestagspräsi­
dent in seiner Arbeit durch das >Bun­
destagspräsidium, den >Ältestenrat und 
die >Bundestagsverwaltung. Der Bun­
destagspräsident leitet insbesondere die 
Vollversammlung (>Plenum) des Bun­
destages. Er eröffnet und schließt die Sit­
zungen, ruft die Tagesordnungspunkte 
auf und erteilt den Rednern das Wort. 
Der Präsident sorgt für die Einhaltung 
der parlamentarischen Ordnung wäh­
rend der Sitzungen. So darf er >Abgeord­
nete ermahnen, ihnen das Wort entziehen 

und sie sogar bis zu 30   Sitzungstage  
von Plenar­ und Ausschusssitzungen   
ausschließen. Bei der Leitung der Plenar­
sitzungen wechseln sich der Präsident 
und seine Stellvertreter, die Vizepräsi­
dentinnen und Vizepräsidenten, in der 
Regel alle zwei Stunden ab. Die Lei­
tungs­ und Ordnungsgewalt geht dabei 
jeweils auf den sog. amtierenden Präsi­
denten (>Sitzungspräsident) über. Der 
Bundestagspräsident verhält sich bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben überpartei­
lich. 

B 
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B 
Die Präsidentinnen und Präsidenten des  
Deutschen Bundestages seit 1949: 

Erich Köhler (CDU/CSU), 1949–1950 
Hermann Ehlers (CDU/CSU), 1950–1954 
Eugen Gerstenmaier (CDU/CSU), 1954–1969 
Kai­Uwe von Hassel (CDU/CSU), 1969–1972 
Annemarie Renger (SPD), 1972–1976 
Karl Carstens (CDU/CSU), 1976–1979 
Richard Stücklen (CDU/CSU), 1979–1983 
Rainer Barzel (CDU/CSU), 1983 –1984 
Philipp Jenninger (CDU/CSU), 1984–1988 
Rita Süssmuth (CDU/CSU), 1988–1998 
Wolfgang Thierse (SPD), 1998–2005 
Norbert Lammert (CDU/CSU), 2005–2017 
Wolfgang Schäuble (CDU/CSU), 2017–2021 
Bärbel Bas (SPD), seit 2021 
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Bundestagspräsidium 
Der > Bundestagspräsident und seine 
Stellvertreter (Vizepräsidentinnen und 
Vizepräsidenten) bilden das Bundestags­
präsidium, in dem in der Regel jede 
> Fraktion durch mindestens ein Mit­
glied vertreten ist. Die Mitglieder des 
Präsidiums werden für die Dauer der 
> Wahlperiode auf Vorschlag der > Frak­
tionen vom > Bundestag gewählt. Die 
Präsidiumsmitglieder können nicht 
durch einen Beschluss des Bundestages 
abberufen werden. Alle Mitglieder des 
Präsidiums sind auch im > Ältestenrat 
vertreten. In > Sitzungswochen des Bun­
destages tritt das Präsidium regelmäßig 
am Mittwoch zusammen, um Angelegen­
heiten zu beraten, die die Leitung des 
Hauses betreffen. Dabei ist auch der Di­
rektor beim Deutschen Bundestag anwe­
send, der die > Bundestagsverwaltung 
leitet. Das Präsidium wirkt an Personal­
angelegenheiten der höheren Beamten 
und Angestellten der Bundestagsver­
waltung und beim Abschluss wichtiger  
Verträge mit. Auch Fragen der Öffent­
lichkeitsarbeit werden im Präsidium  
beraten. 

Bundestagsverwaltung 
Die Bundestagsverwaltung unterstützt   
die Arbeit des > Bundestages und dient   
allen > Abgeordneten. Als oberste Bundes­
behörde untersteht sie dem > Bundes­
tagspräsidenten und wird vom Direktor   
beim Deutschen Bundestag geleitet. Die 
Bundestagsverwaltung erledigt wichtige 
Aufgaben im parlamentarischen Ablauf, 
bei der Darstellung des Parlaments nach 
außen sowie beim Vollzug des > Abge­
ordnetengesetzes und des > Parteien­
gesetzes. 

B 
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Bundestagswahl 
Nach Artikel 38 des Grundgesetzes wer­
den die > Abgeordneten des Bundestages 
in allgemeiner, unmittelbarer, freier,   
gleicher und geheimer Wahl gewählt. 
❚ „Allgemein“ bedeutet: Alle Deut­
schen dürfen wählen. Dabei spielen 
Geschlecht, Herkunft oder Beruf keine 
Rolle. 
❚ „Unmittelbar“ bedeutet: Die Abge­
ordneten werden direkt von den Wäh­
lern gewählt, nicht über sog. Wahlmän­
ner wie in einigen anderen Staaten. 
❚ „Frei“ bedeutet: Die Wähler können 
ohne Zwang und Druck ihre Wahlent­
scheidung treffen. Sie dürfen nicht ge­
zwungen werden, eine bestimmte Person 
oder eine bestimmte Partei zu wählen. 
❚ „Gleich“ bedeutet: Jede Stimme zählt 
gleich. 
❚ „Geheim“ bedeutet: Andere Personen 
sollen keine Kenntnis von der Stimm­
abgabe erhalten. 
Wählen und in den Bundestag gewählt 
werden (sog. aktives und passives Wahl­
recht) können alle Deutschen, die das 
18. Lebensjahr vollendet haben. Der 
Bundestag wird auf vier Jahre gewählt, 
und zwar nach den Vorschriften des 
Bundeswahlgesetzes in einer Kombina­

tion von Mehrheits­ und Verhältniswahl­
recht (> Wahlrecht). Die Bundestagswahl 
ist Ausdruck der repräsentativ­demokra­
tischen Staatsform der Bundesrepublik 
Deutschland (Grundsatz der Volkssouve­
ränität). So ist in Artikel 20 des Grund­
gesetzes festgelegt, wonach alle Staats­
gewalt vom Volk ausgeht, die vom Volk 
insbesondere in Wahlen ausgeübt wird. 

Bundesverfassungsgericht 
Das Bundesverfassungsgericht in Karls­
ruhe wacht nach den Art. 92 ff. des 
Grundgesetzes über die Einhaltung des 
> Grundgesetzes. Es entscheidet darüber, 
wie das Grundgesetz ausgelegt wird,   
ob Bundesrecht und Landesrecht mit 
dem Grundgesetz förmlich und sachlich 
vereinbar sind und ob staatliches Han­
deln (in welcher Form auch immer) die 
> Grundrechte oder andere verfassungs­
mäßige Rechte verletzt. Das Bundesver­
fassungsgericht entscheidet über Rechte 

B 
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Das Plenum des Deutschen  
Bundestages. 

B 
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und Pflichten des Bundes und der Län­
der und in Streitigkeiten zwischen Ver­
fassungsorganen, unter möglicher Einbe­
ziehung von > Fraktionen und einzelner 
> Abgeordneter. Im Übrigen kann nach 
Art. 93 des Grundgesetzes jede und jeder 
geltend machen, durch die öffentliche 
Gewalt in einem seiner > Grundrechte 
verletzt worden zu sein (Verfassungs­
beschwerde). Entscheidungen des Bun­
desverfassungsgerichts sind unanfecht­
bar. Das Bundesverfassungsgericht kann 
keine politischen Entscheidungen tref­
fen, sein Maßstab ist allein das Grund­
gesetz. Das Bundesverfassungsgericht be­
steht aus 16 Richterinnen und Richtern. 
Die eine Hälfte der Richter wählt jeweils 
mit Zweidrittelmehrheit (> Mehrheit)   
ein vom > Bundestag eingesetzter   
> Wahlausschuss, die andere Hälfte der 
> Bundesrat. Die Amtszeit der Bundes­
verfassungsrichter beträgt zwölf Jahre, 
eine Wiederwahl ist nicht möglich. Wei­
tere Informationen finden sich unter 
www.bundesverfassungsgericht.de. 

Bundesversammlung 
Die Bundesversammlung ist die größte 
parlamentarische Versammlung der 
> Bundesrepublik Deutschland. Sie tritt 
in der Regel alle fünf Jahre zusammen, 
um den > Bundespräsidenten zu wählen. 
Die Bundesversammlung besteht aus den 
> Abgeordneten des Bundestages und 
ebenso vielen Mitgliedern, die von den 
Länderparlamenten nach den Grundsät­
zen der Verhältniswahl gewählt werden. 
Die Zahl der von den einzelnen Landes­
parlamenten zu wählenden Mitglieder 
hängt von den Bevölkerungszahlen der 
Länder ab. Die 17. Bundesversammlung 
2022 hatte 1.472 Mitglieder, das ist die 
doppelte Zahl der Abgeordneten des 
Bundestages. 

B 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/DE/Homepage/homepage_node.html
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Bundeswahlgesetz 
Das Bundeswahlgesetz regelt auf der 
Grundlage des Art. 38 des Grundgeset­
zes den Ablauf einer > Bundestagswahl. 
Als Wahlsystem legt das Bundeswahlge­
setz für die Bundestagswahl eine mit 
Elementen der Personenwahl verbun­
dene Verhältniswahl fest, also eine 
Kombination von Mehrheits­ und Ver­
hältniswahlrecht (> Wahlrecht). Mit der 
> Wahlrechtsreform 2023 hat der > Bun­
destag wichtige Änderungen des Bun­
deswahlgesetzes beschlossen. 

Bundeswahlleiter 
Als unabhängiges Wahlorgan ist der 
Bundeswahlleiter für die Durchführung 
von > Bundestagswahlen und Europa­
wahlen in Deutschland verantwortlich. 
Der Bundeswahlleiter wird vom Bun­
desinnenministerium auf unbestimmte 
Zeit ernannt. Traditionellerweise über­
nimmt der Präsident des Statistischen 
Bundesamts diese Funktion. Weitere   
Informationen finden sich unter 
www.bundeswahlleiter.de. 

Bundeswehr 
Die Streitkräfte der Bundeswehr haben 
die Aufgabe, die > Bundesrepublik 
Deutschland zu verteidigen. Die Bun­
deswehr untersteht nach Art. 65a des 
Grundgesetzes dem Bundesminister  
der Verteidigung, wobei im Verteidi­
gungsfall die Befehls­ und Kommando­
gewalt auf den > Bundeskanzler übergeht 
(Artikel 115b des Grundgesetzes). Seit 
1994 übernehmen die Streitkräfte auch 
Auslandseinsätze. Bevor deutsche Solda­
ten zu einem bewaffneten Einsatz ins 
Ausland entsendet werden, muss der 
> Bundestag zustimmen (> Parlaments­
vorbehalt). Man bezeichnet deshalb die 
Bundeswehr als „Parlamentsarmee“. Das 
Parlamentsbeteiligungsgesetz von 2005 
regelt, in welcher Form und in welchem 
Ausmaß der Bundestag beim Einsatz be­
waffneter deutscher Streitkräfte im Aus­
land mitwirkt. So bedarf der Einsatz be­
waffneter Streitkräfte grundsätzlich der 
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Die 17. Bundesversammlung wählt 
im Jahr 2022 den Bundespräsiden­
ten im Paul­Löbe­Haus. 

B 
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vorherigen Zustimmung des Bundesta­
ges, nur bei „Gefahr in Verzug“ genügt 
eine nachträgliche Zustimmung. Ledig­
lich humanitäre Hilfsdienste der Bun­
deswehr im Ausland sind nicht zustim­
mungspflichtig. Der Bundestag hat 
jederzeit das Recht, die Streitkräfte  
zurückzubeordern. Außerdem ist die 
>Bundesregierung verpflichtet, das Par­
lament regelmäßig über den Verlauf von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr zu 
informieren. Die Bundeswehr ist auch 
insoweit eine „Parlamentsarmee“, als 
alle Verteidigungsausgaben der Budget­
hoheit (Haushaltsvorbehalt) des Parla­
ments unterliegen und der > Wehrbeauf­
tragte des Bundestages im Auftrag des 
Parlaments die Bundeswehr kontrolliert. 

Bürgerräte 
Seit dem Jahr 2023 hat der > Bundestag 
als neue Form eines parlamentarischen 
Beratergremiums die Einrichtung von 
Bürgerräten geschaffen. Ein vom Bundes­
tag eingesetzter und organisierter Bürger­
rat soll aus 160 ausgelosten Bürgerinnen 
und Bürgern mit Mindestalter 16 Jahren 
und Erstwohnsitz in Deutschland beste­
hen. Er soll unter der Leitung einer neu­
tralen Moderation und mit Unterstützung 
von Wissenschaftlern und Praktikern  
zu einer bestimmten Fragestellung des 
Bundestages ein Bürgergutachten mit 
Empfehlungen für die Politik erarbeiten, 
die in den politischen Prozess des Par­
laments einfließen. Der erste Bürgerrat 
soll sich mit dem Thema „Ernährung  
im Wandel“ beschäftigen. 
Mit der Einsetzung von Bürgerräten   
soll eine neue Form des Bürgerdialogs 
geschaffen werden, ohne das Prinzip   
der repräsentativen > Demokratie auf­
zugeben. 

Herz der Demokratie:  
der Deutsche Bundestag. 

B 
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D 

Debatte 
In den Debatten der Plenarsitzungen 
(> Plenum) behandeln die > Abgeordne­
ten sowie die Mitglieder der > Bundes­
regierung und des > Bundesrats in  
Rede und Gegenrede die eingebrachten 
> Gesetzentwürfe und andere Vorlagen. 
In den großen Debatten, die sich meist 
an > Regierungserklärungen, wichtige 
> Gesetzentwürfe oder an > Große Anfra­
gen anschließen, geht es um zentrale   
politische Fragen. Jede > Fraktion kann 
etwa verlangen, dass es zu ihrem Gesetz­
entwurf oder zu ihrem > Antrag eine  
Debatte gibt. Das ist vor allem für die 
Fraktionen der > Opposition wichtig.  
Die Dauer einer Debatte wird – vom  
Thema abhängig – im > Ältestenrat 
vereinbart. Die vereinbarte Zeit wird 
nach einem Schlüssel auf die einzelnen 
> Fraktionen verteilt. Jede Fraktion ent­
scheidet, welcher ihrer Abgeordneten 
während der Redezeit zu einem be­
stimmten Thema reden darf. Möglich ist 
es auch, über ein Thema zu debattieren, 
ohne dass eine Beratungsgrundlage vor­
liegt (sog. vereinbarte Debatte). Debatten 

im Bundestag sind öffentlich, d. h., man 
kann als Zuschauer bei einer Debatte  
dabei sein. Debatten werden zum Teil 
auch im Fernsehen und im Internet  
unter www.bundestag.de/mediathek 
übertragen. Zur Behandlung aktueller 
Themen dient auch die > Aktuelle  
Stunde. 

Demokratie 
Nach Artikel 20 des Grundgesetzes ist 
die > Bundesrepublik Deutschland eine 
Demokratie. In dieser Staatsform übt das 
Volk die Herrschaftsgewalt aus. In einer 
parlamentarischen Demokratie bilden in 
erster Linie die Wahlen (> Bundestags­
wahl, > Wahlrecht) den Legitimationsakt, 
dem alles staatliche Handeln zugrunde 
liegt. Die von der Mehrheit gewählten 
Volksvertreter treffen dann im > Parla­
ment repräsentativ für das Volk die 
Grundsatzentscheidungen des staatli­
chen Handelns. Demokratien zeichnen 
sich unter anderem durch Achtung der 

http://www.bundestag.de/mediathek
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Menschenrechte (> Grundrechte), Aner­
kennung der > Gewaltenteilung, Verant­
wortlichkeit der Regierung gegenüber 
dem Parlament, Unabhängigkeit der Ge­
richte, Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, 
Bestehen eines Mehrparteiensystems 
(> Parteien), Funktionieren einer parla­
mentarischen > Opposition, Gewährung 
der Freiheit der Presse und Medien so­
wie ein System freier, gleicher und ge­
heimer Wahlen (> Wahlrecht) aus. Die 
> Bundesrepublik ist eine repräsentative 
Demokratie, in der das Volk durch ge­
wählte Volksvertreter „herrscht“. Diese 
Volksvertreter bilden den Bundestag, der 
das einzige unmittelbar gewählte Verfas­
sungsorgan ist. 

Diäten 
Die > Abgeordneten erhalten für die Aus­
übung ihres > Mandats auf der Grundla­
ge des > Abgeordnetengesetzes eine steu­
erpflichtige Entschädigung. Sie soll Ver­
dienstausfälle ausgleichen, die ihnen 
durch das Mandat entstehen, da sie nicht 
mehr in ihrem alten Beruf arbeiten kön­
nen. Diese sog. Diäten (französisch „diè­
te“: die tagende Versammlung) gibt es  
in Deutschland seit 1906, davor war die 

Mitgliedschaft im Parlament ehrenamt­
lich. Das „Diäten­Urteil“ des > Bundes­
verfassungsgerichts von 1975 verpflich­
tet die Abgeordneten ausdrücklich, 
selbst und „vor den Augen der Öffent­
lichkeit“ über die Höhe ihrer Entschädi­
gung zu beschließen. Die monatliche 
Entschädigung wird jährlich zum 1. Juli 
angepasst. Grundlage ist der vom Statis­
tischen Bundesamt ermittelte durch­
schnittliche Anstieg der Nominallöhne. 
Abgeordnete haben neben den Diäten 
Anspruch auf eine steuerfreie > Kosten­
pauschale zur Abgeltung ihrer Aufwen­
dungen (insbesondere in ihrem > Wahl­
kreis) und erhalten auch eine > Amtsaus­
stattung (z. B. ein eingerichtetes Büro in 
einem Bundestagsgebäude in Berlin). 

D 
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Direktmandat 
> Wahlrecht 

Diskontinuität 
Für den Bundestag gilt das Diskontinui­
tätsprinzip. Das heißt, dass alle bisheri­
gen > Abgeordneten mit der > Konstituie­
rung eines neu gewählten Bundestages 
ihr > Mandat verlieren (personelle Dis­
kontinuität). Untergliederungen und  
Organe des Bundestages wie etwa die 
> Ausschüsse müssen neu gebildet wer­
den (organisatorische Diskontinuität). 
Alle > Gesetzentwürfe und andere Vorla­
gen, die vom alten Bundestag noch nicht 
beschlossen wurden, müssen neu einge­
bracht und verhandelt werden (sachliche 
Diskontinuität). Vom Diskontinuitäts­
prinzip unberührt sind dagegen einge­
legte > Petitionen und Angelegenheiten 
der > Europäischen Union. 

Drucksache 
> Bundestagsdrucksache 

E 

Einspruchsgesetz 
Das > Grundgesetz regelt, in welchen 
Fällen der > Bundesrat einem Gesetz zu­
stimmen muss (> Zustimmungsgesetz). 
Alle Gesetze, die nicht einem der dort 
genannten Bereiche zugeordnet werden 
können, sind sog. Einspruchsgesetze. 
Der > Bundesrat kann bei einem Ein­
spruchsgesetz seine abweichende Mei­
nung dadurch zum Ausdruck bringen, 
dass er Einspruch gegen das Gesetz ein­
legt, sofern ein Vermittlungsverfahren  
ergebnislos geblieben ist (> Vermittlungs­
ausschuss). Der Einspruch kann vom 
> Bundestag überstimmt werden. Be­
schließt der Bundesrat mit der absoluten 
Mehrheit seiner Stimmen, Einspruch 
einzulegen, kann der Einspruch nur mit 
der absoluten Mehrheit im Bundestag 
überstimmt werden. Legt der Bundesrat 
den Einspruch mit einer Zweidrittel­
mehrheit ein, müssen für die Zurückwei­
sung des Einspruchs im Bundestag zwei 
Drittel der abgegebenen Stimmen zusam­
menkommen, mindestens jedoch die 
Stimmen der Hälfte aller Mitglieder 
(> Gesetzgebung). 
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Enquete-Kommission 
In einer Enquete­Kommission des > Bun­
destages (französisch „enquête“: Befra­
gung, Untersuchung) beschäftigen sich 
> Abgeordnete und Fachleute gründlich 
mit einem Thema von grundsätzlicher 
Bedeutung, z. B. wird der Einfluss der 

„Künstlichen Intelligenz“ auf unser  
Leben, die Wirtschaft und die Arbeits­
welt untersucht. Auf Antrag von min­
destens einem Viertel der Abgeordneten 
(> Minderheitenrechte) ist der Bundestag 
verpflichtet, eine Enquete-Kommission 
einzusetzen, deren Mitglieder im Ein­
vernehmen der > Fraktionen benannt 
werden. Enquete­Kommissionen beste­
hen aus Abgeordneten sowie aus Sach­
verständigen aus Wissenschaft und Pra­
xis. Sie legen dem Bundestag am Ende 
ihrer Arbeit einen Bericht vor, in dem 
die Ergebnisse der Enquete­Kommission 
in der Regel als Empfehlungen für ge­
setzliche Initiativen formuliert werden. 

Entschädigung 
> Diäten 

Entschließungsantrag 
Mit einer Entschließung bringt der Bun­
destag seine Meinung zu einem be­
stimmten politischen Thema zum Aus­
druck. Mit einer Entschließung kann er 

insbesondere die > Bundesregierung   
zu einem bestimmten Verhalten auffor­
dern. Entschließungen des Bundestages 
sind rechtlich nicht verbindlich, haben 
aber große politische Bedeutung. Ein 
Entschließungsantrag muss von einer 
> Fraktion oder mindestens fünf Prozent 
der > Abgeordneten unterzeichnet sein. 
Meistens werden Entschließungsanträge 
von einer > Fraktion gestellt. Vor allem 
die > Opposition nutzt diese Möglich­
keit, um die > Bundesregierung dazu auf­
zufordern, etwas Bestimmtes zu tun. Ein 
Entschließungsantrag kann sich z. B. be­
ziehen auf einen > Gesetzentwurf, eine 
> Regierungserklärung, eine > Große   
Anfrage und auf Vorlagen der > Euro­
päischen Union. Entschließungsanträge 
zu Gesetzentwürfen und anderen Vorla­
gen können an einen > Ausschuss nur 
überwiesen werden, wenn die Antrag­
steller nicht widersprechen. Über Ent­
schließungsanträge kann der Bundestag 
erst abstimmen, wenn über die zugrunde 
liegende Vorlage durch Schlussabstim­
mung entschieden ist. 

Erststimme 
> Wahlrecht 

Der Bundestag wirkt an der  
EU­Gesetzgebung mit. 

E 
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EU-Rechtsakte 
Die > Europäische Union (EU) macht in 
bestimmten Bereichen rechtliche Vorga­
ben, die für alle Mitgliedstaaten der EU 
gelten und auf die nationale Gesetzge­
bung, so auch auf den Bundestag, erheb­
lichen Einfluss nehmen. Auf EU-Ebene 
heißen diese Vorgaben nicht Gesetze, 
sondern Rechtsakte. Zu den vom Bun­
destag zu beachtenden EU­Rechtsakten 
zählen Verordnungen, Richtlinien und 
Beschlüsse. 
❚ EU-Verordnungen sind mit Gesetzen 
vergleichbar, sie gelten in jedem Mit­
gliedstaat unmittelbar und sind in allen 
ihren Teilen verbindlich. Ein Beispiel  
für eine solche EU­Verordnung ist die 
Datenschutz­Grundverordnung. Sie 
gilt in Deutschland unmittelbar wie ein 
Gesetz. 
❚ EU-Richtlinien legen bestimmte Ziele 
fest, die innerhalb einer bestimmten 
Frist durch die Mitgliedstaaten noch   
in nationales Recht umgesetzt werden 
müssen. Die Mitgliedstaaten können  
die Form und die Mittel auswählen, 
mit denen sie das innerstaatliche Recht 
an die Zielvorgabe einer EU­Richtlinie 
anpassen. In Deutschland geschieht das 
normalerweise durch ein Gesetz. 

❚ EU-Beschlüsse enthalten bestimmte 
Vorgaben im Bereich der Gemeinsamen 
Außen­ und Sicherheitspolitik. 
Bei einem Verstoß eines Mitgliedstaats 
gegen seine Verpflichtungen aus den 
EU­Verträgen (insbesondere Nichtbeach­
tung einer EU­Verordnung, Nichtumset­
zung einer EU­Richtlinie in nationales 
Recht) kommt ein sog. Vertragsverlet­
zungsverfahren durch die Europäische 
Kommission zur Anwendung. Es ist ein 
wichtiges Mittel, um die Einhaltung des 
EU­Rechts in den Mitgliedstaaten durch­
zusetzen. 

Europäische Union 
Die Europäische Union (EU) ist ein Zu­
sammenschluss von 27 europäischen 
Staaten. Um den wirtschaftlichen und so­
zialen Fortschritt in Europa dauerhaft zu 
fördern, übertragen die Mitgliedstaaten 
Hoheitsrechte auf die EU. Die Mitglied­
staaten haben Organe geschaffen, die die 
EU lenken und ihre Rechtsvorschriften 
(> EU­Rechtsakte) erlassen. Die wichtigs­
ten Organe der EU sind das Europäische 
Parlament (als Vertretung der Bürger 
Europas), der Europäische Rat (gebildet 
aus den Staats­ und Regierungschefs der   

E 
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Die 27 Mitglied-  
staaten der  
Europäischen 
Union: 

 

AT Österreich 

BE Belgien 

BG Bulgarien 

CY Republik Zypern 

CZ Tschechien 

DE Deutschland 

DK Dänemark 

EE Estland 

ES Spanien 

FI Finnland 

FR Frankreich 

GR Griechenland 

HR Kroatien 

HU Ungarn 

IE Irland 

IT Italien 

LT Litauen 

LU Luxemburg 

LV Lettland 

MT Malta 

NL Niederlande 

PL Polen 

PT Portugal 

RO Rumänien 

SE Schweden 

SL Slowenien 

SK Slowakei 
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Mitgliedstaaten sowie den Präsidenten 
des Europäischen Rates und der Kom­
mission), der Rat der Europäischen Uni­
on (gebildet aus Regierungsvertretern der 
Mitgliedstaaten) und die Europäische 
Kommission (als Vertreterin der gemein­
samen Interessen der EU). Der Bundestag 
und der Bundesrat wirken nach Artikel 
23 des Grundgesetzes in Angelegenhei­
ten der EU mit (> Mitwirkungsrechte des 
Deutschen Bundestages in EU­Angele­
genheiten). Dabei wird erstmals in der 
Geschichte der EU im Vertrag von Lissa­
bon aus dem Jahr 2009 den nationalen 
Parlamenten der Mitgliedstaaten eine 
stärkere Mitwirkung an der Tätigkeit   
der EU eingeräumt. So können nationale   
Parlamente beispielsweise eine Subsi­
diaritätsrüge und ggf. eine Subsidiaritäts­
klage erheben, wenn ihrer Ansicht nach 
ein europäisches Gesetzgebungsvorhaben 
nicht den Grundsätzen der > Subsidiari­
tät entspricht. 

Exekutive 
Die Exekutive ist im Rahmen der > Ge­
waltenteilung die vollziehende Gewalt. 
Die Exekutive ist nach Art. 20 des 
> Grundgesetzes an Gesetz und Recht   
gebunden, hat also die Akte der > Legis­
lative und der > Judikative zu beachten. 
Die Exekutive umfasst die Regierung und 
die Verwaltung, der in erster Linie die 
Ausführung der Gesetze anvertraut ist.   
In der Bundesrepublik zählen neben dem 
> Bundespräsidenten und der > Bundes­
regierung alle Behörden des Bundes,   
der Länder und der Gemeinden zur 
 Exekutive. 

F 

Federführung 
Nach der ersten Lesung überweist das 
> Plenum die > Gesetzentwürfe, > Anträ­
ge und andere Vorlagen zur Beratung an 
die zuständigen > Ausschüsse. In den 
Ausschüssen findet die parlamentarische 
Arbeit im Detail statt. Dabei übernimmt 
ein Ausschuss die Federführung, das 
heißt, er übernimmt die parlamentari­
sche Leitung der Beratung und formu­
liert die > Beschlussempfehlung für das 
Plenum. Andere Ausschüsse können 
mitberatend tätig sein, wenn ihre Auf­
gabenbereiche berührt werden. 
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Föderalismus 
Der Föderalismus (lateinisch „foedus“: 
Bund, Bündnis) prägt nach Art.   20 des 
Grundgesetzes das politische System der 
> Bundesrepublik Deutschland. Födera­
lismus bezeichnet eine politische Ord­
nung, bei der die staatlichen Aufgaben 
zwischen Gesamtstaat (Bund) und Ein­
zelstaaten (Länder) aufgeteilt werden. 
Dabei werden die verfassungsrechtli­
chen Zuständigkeiten in den Bereichen 
> Legislative, > Exekutive und > Judika­
tive zwischen Bund und Ländern genau 
festgelegt (Art. 70 ff., Art. 83 ff. und Art. 
92 ff. des Grundgesetzes). Die Länder 
haben im Föderalismus die Merkmale 
eigenständiger Gliedstaaten. So hat je­
des Land eine eigene Landesverfassung 
sowie eigene vom Bund unabhängige 
Verfassungsorgane (z. B. eine Landesre­
gierung und einen Verfassungsgerichts­
hof). Der föderale Aufbau des politi­
schen Systems in Deutschland gehört   
zu den Teilen des > Grundgesetzes, die 
nicht geändert werden können. 

Fragestunde 
In jeder >Sitzungswoche findet im 
> Plenum eine Fragestunde statt, für  
die jeder > Abgeordnete vorab bis zu 
zwei Fragen an die > Bundesregierung 
einreichen kann. Nach der durch einen 
> Parlamentarischen Staatssekretär oder 
einen > Bundesminister erfolgenden   
Beantwortung können der Fragesteller,  
aber auch andere Abgeordnete Zusatz­
fragen stellen, um die > Bundesregierung 
zu weiteren Stellungnahmen anzuhalten. 
Reicht die Zeit nicht aus, werden noch 
nicht aufgerufene Fragen von der Bun­
desregierung schriftlich beantwortet. 
Ebenso kann vorab bereits um schrift­
liche Beantwortung gebeten werden. 

Baden­
Württemberg Bremen 

Nieder­
sachsen Sachsen 

Bayern Hamburg 
Nordrhein­
Westfalen 

Sachsen­
Anhalt 

Berlin Hessen 
Rheinland­
Pfalz 

Schleswig­
Holstein 

Brandenburg 
Mecklenburg­
Vorpommern Saarland Thüringen 
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Fraktionen 
Eine Fraktion können mindestens fünf 
Prozent der Mitglieder des > Bundestages 
bilden, „die derselben Partei oder sol­
chen Parteien angehören, die auf Grund 
gleichgerichteter politischen Ziele in 
keinem Land miteinander im Wettbe­
werb stehen“ (§ 10 Absatz 1 der > Ge­
schäftsordnung). Auf Grund dieser Rege­
lung ist es möglich, dass die Parteien 
CDU und CSU die einheitliche CDU/ 
CSU­Fraktion im Bundestag bilden. In 
der 20. Wahlperiode sind aufgrund der 
Ergebnisse der > Bundestagswahl vom 
September 2021 sechs Fraktionen im 
Bundestag vertreten: SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP, AfD 
und DIE LINKE. 
Wie groß eine Fraktion ist, hängt vom 
Ergebnis der Bundestagswahl ab. Je mehr 
Sitze eine Partei bekommt, umso größer 
ist die Zahl ihrer > Abgeordneten und 
damit die Zahl der Mitglieder einer Frak­
tion. Die > Geschäftsordnung des Bun­
destages legt fest, dass die Bildung einer 
Fraktion, ihr Name sowie die Namen der 
Vorsitzenden dem > Bundestagspräsiden­
ten mitgeteilt werden müssen. Die Mit­

glieder der Fraktionen geben sich eine 
(Fraktions­)Geschäftsordnung, die die  
internen Arbeitsabläufe festlegt und  
den organisatorischen Aufbau regelt. 
Die Fraktionen sind rechtsfähige Vereini­
gungen von Abgeordneten (§ 54 des Ab­
geordnetengesetzes), ohne Teil der öf­
fentlichen Verwaltung zu sein. Nach § 55 
Abs. 1 des Abgeordnetengesetzes „wir­
ken die Fraktionen an der Erfüllung der 
Aufgaben des Bundestages mit“. Trotz 
dieser eher bescheidenen Formulierung 
bestimmen die Fraktionen maßgeblich 
die parlamentarische Arbeit im Bundes­
tag. Sie sind der „Motor“ im Prozess der 
politischen Willensbildung im Parla­
ment, die in der Öffentlichkeit durch  
die Auseinandersetzung zwischen Regie­
rungs­ und Oppositionsfraktionen ge­
prägt wird. 

Die Wappen der  
16 Bundesländer. 
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In der parlamentarischen Praxis verfü­
gen Fraktionen über große Gestaltungs­
möglichkeiten. So können Fraktionen 
beispielsweise einen > Gesetzentwurf 
einbringen. Gleiches gilt für > Anträge 
und > Entschließungsanträge, > Große 
und > Kleine Anfragen, das Verlangen  
einer > namentlichen Abstimmung oder 
einer > Aktuellen Stunde. Die Fraktionen 
bestimmen außerdem, wer wie lange  
im > Plenum im Rahmen der vom 
> Ältestenrat vereinbarten und vom 
Plenum beschlossenen Debattenzeit 
reden darf. 

Fraktionsdisziplin 
Üblicherweise wird versucht, in den 
> Fraktionen eine einheitliche Linie für 
die > Abstimmung und Meinungsäuße­
rung im Parlament zu erarbeiten. Da die 
> Abgeordneten aber frei und nur ihrem 
Gewissen verantwortlich sind, können 
sie nicht zu einer bestimmten Meinung 
oder Abstimmungsweise gezwungen 
werden. Einen rechtlichen Fraktions­
zwang gibt es nicht. Dennoch wird auf­
grund der Fraktionsdisziplin erwartet, 
dass sich die Mitglieder einer Fraktion 
der nach Diskussion beschlossenen ein­

heitlichen Linie anschließen, auch wenn 
sie der Position kritisch gegenüberste­
hen. Zuvor können sie aber auch auf ihre 
Bedenken und eine mögliche Abwei­
chung aufmerksam machen. Eine recht­
liche Bindung von Abgeordneten an ihre 
Fraktion gibt es nicht. Abgeordnete kön­
nen jederzeit ihre Fraktionsmitglied­
schaft kündigen oder von der Fraktion 
ausgeschlossen werden. Sie gehören 
dann weiterhin dem Bundestag als 
> fraktionslose Abgeordnete an, sofern 
sie sich nicht einer anderen Fraktion  
anschließen. 

Fraktionsfinanzierung 
Die Fraktionen haben zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach § 58 des > Abgeordneten­
gesetzes Anspruch auf Geld­ und Sach­
leistungen aus dem Bundeshaushalt. 
Aufgrund dieser Leistungen können die 
Fraktionen eigenes Personal beschäftigen 
und Öffentlichkeitsarbeit über die Akti­
vitäten der Fraktion betreiben. Von der 
Fraktionsfinanzierung ist die > Parteien­
finanzierung zu unterscheiden. 
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Fraktionslose Abgeordnete 
Einzelne > Abgeordnete, die keiner 
> Fraktion oder > Gruppe angehören, 
sind fraktionslos. Ihre Rechte sind ge­
genüber denen der Fraktionen begrenzt. 
Sie können aber Geschäftsordnungsan­
träge stellen und Fragen zur schriftli­
chen oder mündlichen Beantwortung  
an die > Bundesregierung richten. Ein­
zelne Abgeordnete können außerdem  
in der zweiten Lesung eines Gesetzes 
> Änderungsanträge stellen. In jeweils  
einem > Ausschuss können fraktionslose 
Abgeordnete als beratende Mitglieder 
mit Rede­ und Antragsrecht tätig wer­
den, sich aber nicht an > Abstimmungen 
beteiligen, da ihnen dies ein überpropor­
tionales Gewicht geben würde. Auch das 
> Rederecht im > Plenum ist zeitlich be­
grenzt. 

Fünfprozenthürde 
Die Fünfprozenthürde ist eine Sperrklau­
sel für Wahlen zum > Bundestag. Nach 
dem Bundeswahlgesetz muss eine Partei 
im gesamten Bundesgebiet fünf Prozent 
der Zweitstimmen erreichen, um an der 
Mandatsverteilung im Bundestag betei­
ligt zu werden. Hat eine Partei weniger 
Stimmen, zieht sie nicht in das > Par­
lament ein. Ausgenommen von der   
Fünfprozentsperrklausel sind Parteien 
von nationalen Minderheiten (in der 
20. Wahlperiode der Südschleswigsche 
Wählerverband SSW als Partei der däni­
schen Minderheit) und Parteien, die min­
destens drei Direktmandate gewonnen 
haben. Diese sog. > Grundmandatsklausel 
wurde durch die vom > Bundestag 2023 
beschlossene > Wahlrechtsreform 2023 
abgeschafft. 

Die Logos der sechs Fraktionen  
des Deutschen Bundestages in der 
20. Wahlperiode. 
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G 

G-10-Kommission 
Die G­10­Kommission entscheidet, ob  
Beschränkungen des Brief­, Post­ und 
Fernmeldegeheimnisses durch die   
Nachrichtendienste des Bundes (Bun­
desnachrichtendienst, Bundesamt für 
Verfassungsschutz, Militärischer Ab­
schirmdienst) notwendig und zulässig 
sind. Die G­10­Kommission ist ein unab­
hängiges und an keine Weisungen ge­
bundenes Organ. Die Mitglieder werden 
vom > Parlamentarischen Kontrollgremi­
um bestellt und müssen keine Abgeord­
neten sein. Das Brief­, Post­ und Fern­
meldegeheimnis ist in Artikel 10 des 
Grundgesetzes geregelt. 

Gastredner 
Das > Rederecht in Sitzungen des Bun­
destages ist auf einen ausgewählten Per­
sonenkreis beschränkt. Neben den > Ab­
geordneten des Bundestages haben die 
Mitglieder des > Bundesrats und der 
> Bundesregierung sowie ihre Beauftrag­
ten ein Rederecht, auch dem > Wehrbe­
auftragten kann das Wort erteilt werden. 
Sonstigen Personen ist kein Rederecht 
eingeräumt. Es gibt allerdings seltene 
Ausnahmefälle, in denen Gastredner im 
Plenarsaal des Bundestages sprechen. 

Dies sind vor allem ausländische Gäste 
und Redner zu besonderen Gedenksit­
zungen und Festakten, so z. B. in der 
Gedenkstunde anlässlich des Gedenkta­
ges für die Opfer des Nationalsozialis­
mus am 27. Januar eines Jahres. Solche 
Reden werden außerhalb einer regulären 
Plenarsitzung gehalten. Der Bundestag 
unterbricht für entsprechende Anspra­
chen seine Sitzung. 

Geheime Wahl 
Geheime Wahlen, also Wahlen mit ver­
deckten Stimmzetteln, sind in der > Ge­
schäftsordnung des Bundestages und in 
einigen Bundesgesetzen vorgesehen. Bei 
geheimen Wahlen erhalten die > Abge­
ordneten einen Stimmzettel, den sie in 
einer Wahlkabine markieren, in einen 
Umschlag stecken und anschließend un­
ter der Kontrolle der > Schriftführer in 
eine Wahlurne werfen. Das Ergebnis der 

Gastredner: S.M. König Charles III. 
im Deutschen Bundestag am  
30. März 2023. 
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geheimen Wahl teilt der > Sitzungspräsi­
dent mit. Geheim gewählt werden der 
> Bundeskanzler, der > Bundestagspräsi­
dent und seine Stellvertreter, der > Wehr­
beauftragte des Bundestages sowie der 
Präsident und Vizepräsident des > Bun­
desrechnungshofs. Auch die > Bundes­
versammlung wählt den > Bundespräsi­
denten geheim. Sachabstimmungen, 
beispielsweise über > Gesetzentwürfe, 
können nicht geheim erfolgen. 

Gemeinsamer Ausschuss 
Der Gemeinsame Ausschuss von > Bun­
destag und > Bundesrat kommt nach Art. 
53a des Grundgesetzes als Notparlament 
im Verteidigungsfall zusammen, wenn 
der Bundestag wegen unüberwindlicher 
Hindernisse nicht rechtzeitig zusammen­
treten kann oder nicht beschlussfähig 
(> Beschlussfähigkeit) ist. Er entscheidet 
mit einer > Mehrheit von zwei Dritteln 
der abgegebenen Stimmen, mindestens 
der Mehrheit seiner Mitglieder (Art.   115e 
des Grundgesetzes). Der Gemeinsame 
Ausschuss hat 48 Mitglieder. Er besteht 
zu zwei Dritteln aus > Abgeordneten des 
Bundestages und zu einem Drittel aus 
Mitgliedern des > Bundesrats. 

Geschäftsordnung 
Nach Artikel 40 des Grundgesetzes gibt 
sich der > Bundestag eine Geschäftsord­
nung. Sie regelt die Einzelheiten des  
parlamentarischen Verfahrens, die Orga­
nisationsstrukturen, die Rechte und 
Pflichten der > Abgeordneten und der 
Organe und Gremien des Bundestages. 
Die Geschäftsordnung gilt nur für die   
jeweilige > Wahlperiode und muss des­
halb von jedem neu gewählten Bundes­
tag neu erlassen werden. In der Praxis 
wird meist die Geschäftsordnung der   
vorangegangenen Wahlperiode übernom­
men. Die aktuelle Fassung der Geschäfts­
ordnung ist unter www.bundestag.de/ge­
setze abrufbar. 
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Gesetz 
Als Gesetz bezeichnet man eine Rechts­
norm, die menschliches Verhalten ver­
bindlich regelt. Dabei unterscheidet man 
Gesetze im formellen Sinn, die wie die 
Bundesgesetze in einem parlamentari­
schen Gesetzgebungsverfahren (> Gesetz­
gebung) erlassen werden, und Gesetze 
im materiellen Sinn, die – wie z. B. 
> Rechtsverordnungen der > Bundes­
regierung oder eines > Bundesministeri­
ums – zwar auch einen generell­abstrak­
ten Inhalt haben, aber nicht in einem 
parlamentarischen Gesetzgebungsver­
fahren erlassen werden. Dazu gehören 
auch sog. autonome Satzungen, wie z. B. 
die > Geschäftsordnung oder die > Haus­
ordnung des > Bundestages. Beispiele  
für ein formelles Gesetz sind etwa das 
> Bundeswahlgesetz oder das > Abgeord­
netengesetz. 
Manche Regelungsmaterien sind verfas­
sungsrechtlich dem parlamentarischen 
Gesetzgebungsverfahren vorbehalten 
(> Parlamentsvorbehalt). An der Spitze 
der Normenhierarchie des Bundesrechts 
steht das > Grundgesetz, es folgen die 
Gesetze des Bundes und schließlich die 
> Rechtsverordnungen und autonomen 
Satzungen. 

Gesetzentwurf 
Gesetzentwürfe können sowohl durch 
die > Bundesregierung (Regelfall) als 
auch aus der „Mitte des Bundestages“ 
oder durch den > Bundesrat in den Bun­
destag eingebracht werden. Regierungs­
vorlagen werden zunächst dem Bundes­
rat zur Stellungnahme zugeleitet. Zu 
Vorlagen des Bundesrats muss die Bun­
desregierung Stellung nehmen, bevor  
sie diese dem Bundestag zuleitet. Gesetz­
entwürfe aus der Mitte des Bundestages 
müssen von > Fraktionen oder von  
> Abgeordneten in Fraktionsstärke (min­
destens fünf Prozent der Abgeordneten) 
eingebracht werden. Entwürfe aus der 
Mitte des Bundestages können sofort, 
also ohne vorherige Prüfung durch den 
Bundesrat oder die Bundesregierung, im 
Parlament beraten werden. 

Weg der Gesetzgebung. 
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Gesetzgebung 
Nur der Bundestag kann auf Bundesebe­
ne die Gesetze verabschieden, die für 
alle Menschen in Deutschland verbind­
lich sind. > Gesetzentwürfe durchlaufen 
im Bundestag in der Regel drei Beratun­
gen (sog. Lesungen). Die erste Lesung 
dient einer > Debatte über die politische 
Bedeutung des Gesetzesvorhabens und 
seiner Ziele. Anschließend wird die 
Vorlage zur Beratung an die > Ausschüs­
se überwiesen, in denen eine intensive 
Auseinandersetzung mit dem Gesetzent­
wurf stattfindet. Die Beratung in den 
Ausschüssen schließt mit einem Be­
richt, der das Ergebnis der Beratungen 
enthält, und mit der > Beschlussemp­
fehlung für das > Plenum. Die Fassung 
des Gesetzentwurfs, die der federfüh­
rende Ausschuss (> Federführung) vor­
legt, wird dann im Plenum in der zwei-
ten Lesung beraten. Jeder > Abgeordnete 
kann in diesem Stadium der Beratungen 
weitere > Änderungsanträge stellen.   
Ist der Entwurf in der zweiten Lesung 
unverändert angenommen worden,   
folgt direkt darauf die dritte Lesung. 
Wenn Änderungen der Ausschussfas­
sung beschlossen wurden, erfolgt die 

dritte Beratung, sofern nicht anders   
beschlossen, frühestens am zweiten Tag 
nach der Verteilung der > Bundestags­
drucksachen mit den beschlossenen Än­
derungen. In der dritten Lesung können 
Änderungsanträge zu Gesetzentwürfen 
nur von einer > Fraktion oder von min­
destens fünf Prozent der > Abgeordne­
ten eingebracht werden. Es darf dabei 
nur um Bestimmungen gehen, die in der 
zweiten Lesung verändert oder neu auf­
genommen worden sind. Nach Schluss 
der dritten Lesung stimmt der Bundes­
tag über den Gesetzentwurf ab. Nach 
der Annahme im Bundestag muss das 
Gesetz umgehend dem Bundesrat zuge­
leitet werden. Unterschieden wird im 
> Grundgesetz zwischen > Zustim­
mungsgesetzen und > Einspruchsgeset­
zen. Verweigert der > Bundesrat seine 
Zustimmung bei > Zustimmungsgeset­
zen, ist das Gesetzgebungsvorhaben ge­
scheitert. Bei > Einspruchsgesetzen 
kann der Bundestag unter bestimmten 
Voraussetzungen einen Einspruch des 
Bundesrats überstimmen. Bei Konflik­
ten zwischen Bundesrat und Bundestag 
kann der > Vermittlungsausschuss ange­
rufen werden, der die Aufgabe hat, ei­
nen Kompromiss zwischen Bundestag 
und Bundesrat zu erarbeiten. Schlägt 
der Vermittlungsausschuss eine Ände­

Große Anfrage. 
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rung des Gesetzesbeschlusses vor, hat 
der Bundestag erneut Beschluss zu fas­
sen. Sobald der endgültige Wortlaut 
des vom Bundestag beschlossenen Ge­
setzes feststeht, wird die Urschrift des 
Gesetzes hergestellt. Diese wird von 
der > Bundesregierung gegengezeichnet, 
vom > Bundespräsidenten ausgefertigt 
und im > Bundesgesetzblatt verkündet. 
Seit 1. Januar 2023 erfolgt die amtliche 
Verkündung von Gesetzen im Bundes­
gesetzblatt ausschließlich in elektro­
nischer Form in einer PDF­Datei im In­
ternet, die unter www.recht.bund.de 
kostenfrei zur Verfügung steht und die 
gedruckte Fassung ablöst. Die Veröffent­
lichungen des Bundesgesetzblatts der 
Jahre 1949 bis 2022 sind in einem On­
line­Archiv mit Rechercheprogramm 
unter www.bgbl.de abrufbar. 

Gewaltenteilung 
Nach der klassischen Gewaltenteilungs­
lehre, die vor allem auf den englischen 
Philosophen John Locke (1632–1704) 
und den französischen Staatsphiloso­
phen Charles de Montesquieu (1689– 
1755) zurückgeht, wird unter Gewalten­
teilung die Aufteilung der staatlichen 
Funktionen in mehrere Gewalten ver­

standen. Sie kontrollieren und beschrän­
ken sich gegenseitig und werden von 
verschiedenen Personen ausgeübt. Dabei 
wird zwischen > Legislative, > Exeku­
tive und > Judikative unterschieden.  
Die Gewaltenteilung ist in Art. 20 des 
> Grundgesetzes geregelt und gehört zu 
seinen unabänderlichen Prinzipien. 

Große Anfrage 
> Fraktionen und > Abgeordnete in 
Fraktionsstärke können die > Bundes­
regierung zur Aufklärung über wichtige 
politische Fragen mithilfe einer Großen 
Anfrage auffordern. Die Anfrage wird 
schriftlich beantwortet und auf Verlan­
gen im Bundestag debattiert. Zu einer 
> Debatte kommt es, wenn sie von einer 
Fraktion oder von Abgeordneten in Frak­
tionsstärke verlangt wird. Lehnt die Bun­
desregierung die Beantwortung inner­
halb einer bestimmten Zeit oder gänzlich 
ab, kann der Bundestag die Große Anfra­
ge zur Beratung auf die > Tagesordnung 
des > Plenums setzen. Im Gegensatz zu 
Großen Anfragen werden > Kleine An­
fragen im > Plenum nicht beraten. 
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Grundgesetz 
Das Grundgesetz ist die Verfassung der 
> Bundesrepublik Deutschland. Es wurde 
vom > Parlamentarischen Rat, dessen 
Mitglieder von den Landesparlamenten 
gewählt worden waren, am 8. Mai 1949 
beschlossen und trat am 23. Mai 1949   
in Kraft. Das Grundgesetz setzt sich aus 
einer Präambel, den > Grundrechten   
und Regelungen zur Staatsorganisation 
zusammen. Im Grundgesetz sind die   
wesentlichen staatlichen System­ und   
Werteentscheidungen der freiheitlich­  
demokratischen Grundordnung in 
Deutschland festgelegt. Es steht im Rang 
über allen anderen deutschen Rechts­
normen. Für eine Änderung des Grund­
gesetzes ist die Zustimmung von zwei   
Dritteln der > Abgeordneten des Bundes­
tages sowie der Mitglieder des > Bundes­
rats erforderlich. Allerdings gibt es unab­
änderliche Prinzipien im Grundgesetz. 
So ist es nach Art. 79 Absatz 3 des Grund­
gesetzes unzulässig, die Gliederung des 
Bundes in Länder, die grundsätzliche   
Mitwirkung der Länder bei der > Gesetz­
gebung oder die in den Artikeln 1 und   
20 des Grundgesetzes niedergelegten 
Grundsätze zu ändern. Artikel 1 garantiert 
die Menschenwürde und unterstreicht 

die Rechtsverbindlichkeit der Grundrech­
te. Art. 20 beschreibt die Staatsprinzipien, 
wonach die Bundesrepublik Deutschland 
ein demokratischer und sozialer >Bundes­
staat mit rechtsstaatlicher Prägung ist. Die 
aktuelle Fassung des Grundgesetzes kann 
unter www.bundestag.de/gg eingesehen 
werden. Zum 75­jährigen Bestehen des 
Grundgesetzes und des Bundestages veröf­
fentlicht der Bundestag in einer Sonder­
ausgabe den Abdruck der Originalschrift 
des Grundgesetzes von 1949 mit den Na­
men der Mitglieder des Parlamentari­
schen Rats. Heruntergeladen oder bestellt 
werden kann die Sonderausgabe unter 
www.btg­bestellservice.de. 

Grundmandatsklausel 
Nach dem > Bundeswahlgesetz gilt für 
die > Sitzverteilung im > Bundestag die 
> Fünfprozenthürde. Danach bleiben   
Parteien, die weniger als fünf Prozent 
der > Zweitstimmen im Wahlgebiet er­
reicht haben, bei der Sitzverteilung zwar 
grundsätzlich unberücksichtigt. Eine 
Ausnahme besteht jedoch aufgrund der 
sog. Grundmandatsklausel in § 6 des 
Bundeswahlgesetzes. Danach zieht eine 
Partei, deren Ergebnis die Fünfprozent­
hürde nicht erreicht, dennoch in den 
Bundestag ein, wenn sie mindestens 
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drei Direktmandate (Grundmandate) er­
ringt (> Wahlrecht). In diesem Fall wird 
sie bei der Sitzverteilung entsprechend 
dem Verhältnis der Zweitstimmen be­
rücksichtigt. Das war bei der Bundes­
tagswahl 2021 bei der Partei DIE LINKE. 
der Fall. In der > Wahlrechtsreform 2023 
hat der Bundestag beschlossen, die 
Grundmandatsklausel abzuschaffen. 

Grundrechte 
Grundrechte sind verfassungsmäßig 
verbürgte elementare Rechte, die jedem  
Einzelnen zustehen. Sie sind in den   
Art. 1 bis 19 des Grundgesetzes   
festgelegt und binden > Legislative,   
> Exekutive und > Judikative als un­
mittelbar geltendes Recht. An der   
Spitze des Grundrechtskatalogs des 
Grundgesetzes stehen die Achtung und 
der Schutz der Menschenwürde. Grund­
rechte gewähren in erster Linie Schutz 
gegenüber einem staatlichen Eingriff  
(öffentliche Gewalt), sie strahlen aber  
auf die gesamte Rechtsordnung aus.  
Wegen der Verletzung eines Grundrechts 
durch die öffentliche Gewalt kann nach 
Artikel 93 des Grundgesetzes „jeder­
mann“ die sog. Verfassungsbeschwerde 
beim > Bundesverfassungsgericht er­
heben. 

Gruppe 
> Abgeordnete gleicher politischer 
Überzeugung, die nicht die Fraktions­
mindeststärke erreichen, können sich 
zu einer Gruppe zusammenschließen. 
Dabei ist nicht festgelegt, wie viele Ab­
geordnete eine Gruppe bilden müssen. 
Die bisherigen Gruppen hatten ähnliche 
Rechte und Ressourcen wie eine > Frak­
tion, allerdings in abgestuftem Maß. Sie 
konnten Mitglieder in den > Ältestenrat 
und die > Ausschüsse entsenden, hatten 
> Initiativrechte vergleichbar denen der 
Fraktionen, hatten entsprechend ihrer 
Größe > Redezeiten in Debatten und   
erhielten Mittel für Mitarbeiter und   
die Büroeinrichtung (in Anlehnung an   
die > Fraktionsfinanzierung). Gruppen 
konnten bislang jedoch keine > nament­
lichen Abstimmungen verlangen oder 
ein Regierungsmitglied herbeirufen   
(> Zitierrecht). Zu Beginn der 12. Wahl­
periode bildeten die acht Abgeordneten 
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie 

Geburtsstunde des Grundgesetzes: 
Der Parlamentarische Rat, hier 
bei seiner letzten Sitzung am 
23. Mai 1949, arbeitet die Verfas­
sung der Bundesrepublik aus. 

G 
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die 17 Abgeordneten der PDS / Linke 
Liste Gruppen. In der 13. Wahlperiode 
wurde der Zusammenschluss der 
30   PDS­Abgeordneten als Gruppe ein­
gestuft. In der 15. Wahlperiode wurde 
den beiden direkt gewählten PDS­Abge­
ordneten der Gruppenstatus verwehrt. 
Nicht zu verwechseln ist der Begriff der 
Gruppe von dem der > Parlamentarier­
gruppe, über die Beziehungen zu Abge­
ordneten der Parlamente anderer Staa­
ten gepflegt werden. 

Hammelsprung 
Ist der aus dem > Sitzungspräsidenten 
und zwei > Schriftführern gebildete  
> Sitzungsvorstand einer Vollversamm­
lung (> Plenum) über das Ergebnis einer 
> Abstimmung uneins, müssen die Stim­
men der > Abgeordneten im Verfahren 
des traditionell so genannten Hammel­
sprungs (§ 51 Abs. 2 der > Geschäftsord­
nung) gezählt werden. Zu diesem Zweck 
verlassen alle Abgeordneten den Plenar­
saal und betreten ihn durch verschiede­
ne Türen, die mit „Ja“, „Nein“ und „Ent­
haltung“ markiert sind. Dabei werden sie 
von jeweils zwei Schriftführern an jeder 
Tür gezählt. Dieses Auszählverfahren 

wird auch eingesetzt, wenn vor einer 
Abstimmung die > Beschlussfähigkeit  
bezweifelt und nicht vom > Sitzungsvor­
stand als gegeben bejaht wird. Das Ver­
fahren ist bereits 1874 im Reichstag der 
Kaiserzeit eingeführt worden. Der Begriff 
des Hammelsprungs ist zwar niemals in 
die > Geschäftsordnung des Parlaments 
aufgenommen worden, er ist aber seit 
1879 belegt. 

Hauptausschuss 
Seit 2013 (18. Wahlperiode) setzte der   
> Bundestag wegen der längeren Dauer 
der Verhandlungen für eine Regierungs­
bildung nach der > Bundestagswahl   
jeweils einen Hauptausschuss ein. Er 
übernahm vorübergehend, d.   h. bis zur 
Regierungsbildung und zur Konstituie­
rung der > Ausschüsse, deren Aufgaben, 
um das Parlament handlungsfähig zu 
machen. Der Hauptausschuss 2021 
(20.   Wahlperiode) hatte je 31 ordent­
liche und stellvertretende Mitglieder. 
Den Vorsitz ohne Stimmrecht über­
nahm jeweils der > Bundestagspräsident 
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oder einer seiner Stellvertreter. Nach der 
Wahl des > Bundeskanzlers und der Kon­
stituierung der ständigen > Ausschüsse 
wurde der Hauptausschuss jeweils auf­
gelöst. 

Haushaltsplan 
Im Haushaltsplan des > Bundeshaushalts 
als Teil des Haushaltsgesetzes werden 
nach Art. 110 des Grundgesetzes für ein 
Haushaltsjahr alle geplanten Ausgaben 
und Einnahmen des Bundes festgelegt. 
Als Ausdruck der sog. > Budgethoheit 
des Parlaments gehört die Billigung von 
Haushaltsgesetz und Haushaltsplan zu 
einer der wichtigsten Zuständigkeit des 
> Bundestages. Im Haushaltsplan werden 
alle sog. Einzelpläne der Ressorts zusam­
mengefasst. Für die Ausgaben und Ein­
nahmen des Bundestages gibt es den 
Einzelplan 02. 

Der Entwurf des Haushaltsplans wird 
vom Bundesfinanzministerium aufgrund 
von Voranschlägen der > Bundesministe­
rien und anderer oberster Bundesbehör­
den zu den Einzelplänen vorbereitet und 
zusammen mit dem Entwurf des Haus­
haltsgesetzes von der > Bundesregierung 
gleichzeitig dem > Bundesrat zur Stel­
lungnahme und dem Bundestag zur   
Beratung und Entscheidung zugeleitet. 
Für die abschließenden Beratungen des 
Bundestages, die in der sog. Haushalts­
woche ihren politischen Höhepunkt  
finden, werden die Ansätze des Haus­
haltsplanentwurfs vom federführenden 
Haushaltsausschuss (> Federführung) 
detailliert überprüft und ggf. Änderun­
gen vorgeschlagen. Einen eventuell vom 
Bundesrat eingelegten Einspruch kann 
der Bundestag mit der entsprechenden 
Mehrheit zurückweisen. Das vom Bun­
destag beschlossene Haushaltsgesetz mit 
dem Haushaltsplan (Gesamtplan) wird 
vom Bundesfinanzminister und vom 
> Bundeskanzler gegengezeichnet, vom 
> Bundespräsidenten ausgefertigt und  
im > Bundesgesetzblatt verkündet. Unter 
bestimmten Voraussetzungen ist ein 
> Nachtragshaushalt erforderlich. 

Ja, Nein, Enthaltung: Der Hammel­
sprung ist eine besondere Form der 
Abstimmung. 
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Hausordnung 
Nach § 7 der > Geschäftsordnung steht 
dem > Bundestagspräsidenten das Haus­
recht und die Polizeigewalt in allen der 
Verwaltung des > Bundestages unterste­
henden Gebäuden zu. Er erlässt im   
Einvernehmen mit dem Ausschuss für 
Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts­
ordnung eine Hausordnung, die die 
Zutrittsberechtigung zu den Gebäuden 
und das Verhalten in den Gebäuden  
regelt. 

Hearing 
> Anhörung 

I 

Immunität 
Immunität bedeutet nach Art. 46 des 
Grundgesetzes, dass ein > Abgeordneter 
nur mit Genehmigung des > Bundestages 
wegen einer strafbaren Handlung zur 
Verantwortung gezogen und verhaftet 
werden kann, es sei denn, er wird auf 
frischer Tat ertappt oder im Laufe des 
folgenden Tages festgenommen. Staats­
anwaltschaften oder Gerichte können  
beantragen, dass die Immunität eines 
Abgeordneten aufgehoben wird. Der 
Bundestag hebt die Immunität immer 
auf, wenn die Strafverfolgung die Arbeit 

des Bundestages nicht gefährdet. Der 
Bundestag entscheidet nicht über Recht 
oder Unrecht. Darüber entscheiden die 
Gerichte – wie bei allen Bürgern. Die  
Immunität ist auf die Dauer der Mit­
gliedschaft im Parlament begrenzt. 

Indemnität 
Indemnität bedeutet nach Art. 46 des 
Grundgesetzes, dass > Abgeordnete we­
gen einer > Abstimmung oder einer 
Äußerung im Bundestag (> Plenum), in 
der > Fraktion oder in einem > Aus­
schuss gerichtlich oder dienstlich nicht 
verfolgt oder sonst außerhalb des Parla­
ments zur Verantwortung gezogen wer­
den dürfen. Zweck der Indemnität  
ist es, dass Abgeordnete im Bundestag 
frei ihre Meinung sagen dürfen. Davon 
ausgenommen sind verleumderische  
Beleidigungen. Wenn ein Abgeordneter 
im Bundestag absichtlich falsche Dinge 
über jemanden sagt, kann er bestraft  
werden. 

Der Plenarassistenzdienst unter­
stützt den Ablauf der Plenar­
sitzungen. Hier werden die Wahl­
urnen nach einer namentlichen 
Abstimmung zum Auszählen in   
einen dafür vorgesehenen Raum   
gebracht. 
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Initiativrecht 
Als Initiativrecht bezeichnet man das 
Recht, > Gesetzentwürfe in den > Bun­
destag einzubringen. Der Bundestag 
muss sich mit den Gesetzesvorlagen  
beschäftigen und abschließend über sie 
abstimmen (> Gesetzgebung). Der Bun­
destag beschließt, ob er einem Gesetzent­
wurf zustimmt oder nicht. Oft ändert der 
> Bundestag einen etwa von der > Bun­
desregierung eingebrachten Gesetzent­
wurf, bevor er ihm zustimmt. Ein Initia­
tivrecht für Gesetzentwürfe haben die 
> Bundesregierung und der > Bundesrat 
sowie der > Bundestag selbst, „aus der 
Mitte des Bundestages“, wie man sagt. 
Die > Bundesregierung hat das Initiativ­
recht nur als Ganzes, ein > Bundesminis­
ter allein darf keinen Gesetzentwurf   
einbringen. Der Bundesrat muss die  
Initiative mit der Mehrheit seiner Stim­
men beschließen. Für eine Initiative 

„aus der Mitte des Bundestages“ sind eine 
> Fraktion oder fünf Prozent der > Abge­
ordneten notwendig. 

Interfraktionelle Vereinbarung 
Im parlamentarischen Alltag entsteht 
häufig ein Bedarf für kurzfristige Ände­
rungen oder Ergänzungen zu bereits ge­
troffenen Planungen, die beispielsweise 
der > Ältestenrat über den Ablauf einer 
> Sitzungswoche, den Inhalt einer > Ta­
gesordnung oder die Dauer einer > De­
batte vereinbart hat. Änderungen oder 
Ergänzungen erfolgen durch einstimmi­
gen oder einmütigen Beschluss aller 
> Fraktionen als sog. interfraktionelle 
Vereinbarung. Dies geschieht oft form­
los, zum Beispiel durch telefonische  
Absprachen. 

Internationale Jugendprogramme 
Das Internationale Parlaments­Stipendi­
um (IPS) des > Bundestages bietet jährlich 
bis zu 120 Stipendiaten aus 50 Nationen 
einen Praktikumsplatz bei einem > Abge­
ordneten. Mit dem Parlamentarischen  
Patenschafts­Programm (PPP) bietet der 
> Bundestag jährlich 350 Jugendlichen die 
Möglichkeit, mit einem Stipendium ein 
Austauschjahr in den USA zu erleben. 

I 
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Judikative 
Neben der > Legislative und der > Exe­
kutive steht nach Art. 92 des Grund­
gesetzes die rechtsprechende Gewalt, die 
Judikative. Die > Gewaltenteilung ist im 
> Grundgesetz geregelt und gehört zu   
seinen unabänderlichen Prinzipien. Die 
Judikative ist unabhängigen Richtern an­
vertraut und wird durch das > Bundes­
verfassungsgericht, durch oberste Ge­
richtshöfe des Bundes und durch die   
Gerichte der Länder ausgeübt. Die obers­
ten Gerichtshöfe des Bundes sind der 
Bundesgerichtshof, das Bundesverwal­
tungsgericht, das Bundesarbeitsgericht, 
das Bundessozialgericht und der Bundes­
finanzhof. Der Bund kann auch für ande­
re Bereiche Bundesgerichte einführen, 
beispielsweise für die Wehrstrafgerichts­
barkeit, in Angelegenheiten des gewerb­
lichen Rechtsschutzes und für Diszipli­
narverfahren. 

K 

Kanzlermehrheit 
> Mehrheit: absolute 

Kernzeitdebatten 
Um das öffentliche Interesse an Plenar­
debatten zu wichtigen Themen zu erhö­
hen, gibt es im > Bundestag sog. Kern­
zeitdebatten, in denen die wichtigsten 
Themen einer > Sitzungswoche des 
> Plenums behandelt werden. Während 
dieser Zeit, meist Donnerstagvormittag, 
finden keine anderen Gremiensitzungen 
(z. B. Ausschusssitzungen) statt. 

Kinderkommission 
Die Kommission zur Wahrnehmung der 
Belange der Kinder (Kinderkommission, 
KiKo) ist ein > Unterausschuss des Aus­
schusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend. Die KiKo hat die Aufgabe, 
die Interessen von Kindern und Jugend­
lichen zu vertreten. Alle ordentlichen 
Mitglieder der Kinderkommission gehö­
ren auch dem Familienausschuss an.  
Damit können sie die Interessen der Kin­
der auch dort vertreten und haben einen 
Zugang zum parlamentarischen Aktions­
feld, den nur ein > Ausschuss bieten 
kann. Weitere Infos unter www.bundes­
tag.de/kiko. 

http://www.bundestag.de/kiko
http://www.bundestag.de/kiko
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Kleine Anfrage 
> Fraktionen oder > Abgeordnete in Frak­
tionsstärke können durch eine Kleine 
Anfrage schriftlich von der > Bundesre­
gierung Auskunft über bestimmte Sach­
verhalte verlangen. Kleine Anfragen wer­
den im > Plenum des Bundestages nicht 
beraten. Sie werden vor allem von der 
> Opposition genutzt, um die Regierung 
zu kontrollieren und Informationen so­
wie Stellungnahmen zu erhalten. Von 
den Kleinen Anfragen sind die > Großen 
Anfragen zu unterscheiden. 

Koalition 
Eine Koalition (lateinisch „coalescere“: 
zusammenwachsen, verschmelzen) ist 
ein zeitlich begrenztes Bündnis von 
> Parteien, regelmäßig für die Dauer 
einer > Wahlperiode. In Mehrparteien­
systemen sind Koalitionen nötig, um sta­
bile Regierungen zu bilden. Denn nur 
selten verfügt eine Partei allein über die 

absolute > Mehrheit an > Mandaten im 
Parlament, die zur Regierungsbildung 
notwendig sind. Koalitionen müssen 
aber nicht zwingend über parlamentari­
sche Mehrheiten verfügen. Es kann auch 
Minderheitsregierungen geben, die sich 
auf Koalitionen stützen. Das entspricht 
allerdings nicht der parlamentarischen 
Praxis in Deutschland. 

Konstituierung 
Die > Wahlperiode beginnt mit der Kons­
tituierung (lateinisch „constituere“: be­
schließen, festsetzen) des neuen Bundes­
tages, der spätestens am 30. Tag nach der 
> Bundestagswahl zusammenkommen 
muss. Mit der Konstituierung endet die 
Wahlperiode des vorangegangenen Bun­
destages. Der 20. Deutsche Bundestag 
wurde am 26. September 2021 gewählt 
und trat am 26. Oktober 2021 erstmals 
zusammen. Wenn sich die Regierungs­
bildung und die Konstituierung der 
> Ausschüsse verzögert, kann der > Bun­
destag vorübergehend einen > Hauptaus­
schuss einsetzen. 

Die Mitglieder der KiKo der  
20. Wahlperiode. 

K 
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Konstruktives Misstrauensvotum 
> Misstrauensvotum 

Kostenpauschale 
> Abgeordnete erhalten neben den > steu­
erpflichtigen Diäten und der > Amtsaus­
stattung als Ausgleich für die Aufwen­
dungen, die ihnen durch das > Mandat 
entstehen, eine steuerfreie Kostenpau­
schale. Sie soll zum Beispiel die Ausga­
ben für ein Wahlkreisbüro oder eine 
Wohnung in der Nähe des Bundestages, 
für die sie Miete zahlen müssen, decken. 

Kurzintervention 
Damit die > Debatten im Bundestag le­
bendiger werden, wurde die Kurzinter­
vention im Anschluss an Redebeiträge 
im > Plenum eingeführt. Das ist eine auf 
drei Minuten begrenzte Erklärung eines 
> Abgeordneten, die als Reaktion (Kurz­
intervention) auf einen Debattenbeitrag 
abgegeben wird, wenn sie der Redner auf 
eine entsprechende Frage des Sitzungs­
präsidenten zulässt. Der Redner hat 
dann die Möglichkeit, auf die Kurzinter­
vention selbst nochmals zu antworten. 
Von der Kurzintervention ist die > Zwi­
schenfrage zu unterscheiden. 

L 

Landeslisten 
> Parteien können sich um Sitze im Bun­
destag bewerben, indem sie im Hinblick 
auf die Abgabe von Zweitstimmen bei 
der > Bundestagswahl Kandidaten auf 
Landeslisten in einer bestimmten Rei­
henfolge festlegen. Die Reihenfolge wird 
in geheimer Abstimmung festgelegt. In­
wieweit Landeslisten bei der Verteilung 
der > Mandate zum Zuge kommen, hängt 
von der Zahl der erzielten Zweitstimmen 
im Wahlgebiet ab (> Fünfprozenthürde). 
Scheidet ein > Abgeordneter aus, etwa 
weil er auf sein Mandat verzichtet oder 
stirbt, rückt die nächste Person auf der 
Landesliste seiner Partei in den Bundes­
tag nach (> Wahlrecht.) 

Legislative 
Die Legislative ist die gesetzgebende Ge­
walt. Sie steht in einer repräsentativen 
> Demokratie mit > Gewaltenteilung dem 
> Parlament zu. In der Bundesrepublik 
ist das der > Bundestag. Die Gewaltentei­
lung ist in Art. 20 des > Grundgesetzes 
geregelt und gehört zu seinen unabänder  ­
lichen Prinzipien. 
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Legislaturperiode 
> Wahlperiode 

Listenmandat 
> Wahlrecht 

Lobbyregister 
Das Gesetz zur Einführung eines Lobby­
registers (Lobbyregistergesetz, LobbyRG) 
vom 16. April 2021 ist am 1. Januar 2022 
in Kraft getreten. Das LobbyRG ist unter 
www.gesetze­im­internet.de abrufbar. Das 
in elektronischer Form beim > Bundestag 
geführte neue öffentliche Lobbyregister 
tritt an die Stelle der früher beim > Bun­

destagspräsidenten geführten sog. Lobby­
liste. In dem neuen Lobbyregister müssen 
sich alle Interessenvertreter (Lobbyisten) 
registrieren, die – um Willensbildungs­
und Entscheidungsprozesse zu beeinflus­
sen – Kontakt zu Mitgliedern des > Bun­
destages oder der > Bundesregierung 
aufnehmen oder eine solche Kontaktauf­
nahme über Dritte beauftragen. Das gilt 
für alle Unternehmen, > Verbände und 
sonstige Organisationen sowie für Einzel­
personen, die den Willensbildungs­ und 
Entscheidungsprozess von Bundestag und 
Bundesregierung beeinflussen möchten. 
Der Verhaltenskodex für Interessenvertre­
ter ist als Anlage zur Geschäftsordnung 
unter www.bundestag.de/gesetze abruf­
bar. Weitere Informationen finden sich 
bei www.lobbyregister.bundestag.de. 

Abwahl des Kanzlers: Bundes­
kanzler Helmut Schmidt (SPD, r.) 
gratuliert 1982 seinem Nachfolger 
Helmut Kohl (CDU/CSU), nachdem 
ihm der Bundestag das Misstrauen 
ausgesprochen hat. 

L 

http://www.gesetze-im-internet.de
http://www.bundestag.de/gesetze
http://www.lobbyregister.bundestag.de
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Mandat 
Die > Abgeordneten des Bundestages  
verfügen nach Art. 38 des Grundge­
setzes über ein freies Mandat (lateinisch 

„mandare“: auftragen, übergeben, anver­
trauen). Das bedeutet, dass die Abgeord­
neten nicht an Weisungen und Aufträge 
gebunden und nur ihrem Gewissen un­
terworfen sind. Das Gegenteil des freien 
Mandats wäre das imperative Mandat, 
das die Abgeordneten an den Willen der 
Wählerschaft oder an Weisungen der 
> Partei oder der > Fraktion binden wür­
de. Die Abgeordneten sind verpflichtet, 
die Ausübung ihres Mandats in den Mit­
telpunkt ihrer Tätigkeit zu stellen, wobei 
Tätigkeiten beruflicher oder anderer Art 
neben dem Mandat grundsätzlich zuläs­
sig sind. Die Rechte und Pflichten der 
Abgeordneten sind im > Abgeordneten­
gesetz geregelt. Dort sind im Zehnten 
und Elften Abschnitt (§ 44 bis § 52a) die 
> Verhaltensregeln für Abgeordnete und 
entsprechende Pflichten aufgeführt. An 
Sitzungstagen müssen sich > Abgeordne­
te in die Anwesenheitsliste eintragen. 
Wer sich nicht einträgt oder wer bei ei­
ner > namentlichen Abstimmung fehlt, 
dem wird die > Kostenpauschale gekürzt. 

MdB 
MdB ist die häufig benutzte Abkürzung 
für „Mitglied des Bundestages“. Für alle 
> Abgeordneten des > Bundestages gilt 
der Grundsatz des freien > Mandats. 

Mehrheit: absolute 
Bei der sog. absoluten Mehrheit (Mehr­
heit der Mitglieder des Bundestages) 
muss das Abstimmungsergebnis um 
mindestens eine Stimme über der Hälfte 
aller > Abgeordneten liegen. Da der 
20.   Bundestag 736 Mitglieder hat, erfor­
dert die absolute Mehrheit des Bundesta­
ges mindestens 369 Stimmen. Die abso­
lute Mehrheit ist erforderlich bei der 
Wahl des > Bundestagspräsidenten und 
seiner Stellvertreter, der Wahl des > Bun­
deskanzlers, der Wahl des > Wehrbeauf­
tragten sowie bei Abstimmungen über 
eine > Vertrauensfrage des Bundeskanz­
lers und über den Antrag auf ein > Miss­
trauensvotum. 

Bundeskanzler Olaf Scholz wird 
am 8. Dezember 2021 von Bundes­
tagspräsidentin Bärbel Bas vor dem 
Bundestag vereidigt. 
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Mehrheit: einfache 
Die einfache Mehrheit ist die Mehrheit 
der abgegebenen gültigen Stimmen,   
das heißt, es werden mehr Ja­ als Nein­
Stimmen abgegeben. Dabei werden 
Enthaltungen nicht gezählt. Theoretisch 
könnte der Bundestag eine Entscheidung 
mit zwei Ja­Stimmen gegen eine Nein­
Stimme bei sonstigen Enthaltungen  
treffen. 

Mehrheit/qualifizierte Mehrheit: 
Zweidrittelmehrheit der Mitglieder  
des Bundestages 
Die Zustimmung von zwei Dritteln der 
gesetzlichen Mitgliederzahl des Bundes­
tages ist als qualifizierte Mehrheit bei­
spielsweise für Gesetzesbeschlüsse erfor­
derlich, die das > Grundgesetz ändern. 
Im 20. Bundestag mit derzeit insgesamt 
736 Abgeordneten beträgt diese Zwei­
drittelmehrheit 491 Stimmen. 

Mehrheit/qualifizierte Mehrheit: 
Zweidrittelmehrheit der abgegebenen 
Stimmen 
Die Zweidrittelmehrheit der abgegebe­
nen Stimmen (ohne Stimmenthaltungen) 
ist erforderlich, um Einsprüche des 
> Bundesrats zurückzuweisen, die dieser 
gegen Gesetzesbeschlüsse des > Bundes­
tages mit zwei Dritteln seiner Mitglieder 
eingelegt hat. Dabei ist jedoch mindes­
tens eine Mehrheit der Mitglieder des 
Bundestages notwendig. Zwei Drittel der 
anwesenden Mitglieder können nach der 
> Geschäftsordnung des Bundestages be­
schließen, im Einzelfall von deren Vor­
schriften abzuweichen oder auf Bera­
tungsfristen zu verzichten. 

Minderheitenrechte 
Die > Geschäftsordnung des Bundestages 
sieht verschiedene parlamentarische 
Minderheitenrechte vor, die wahrgenom­
men werden können, wenn mindestens 
25 Prozent der > Abgeordneten die An­
träge unterstützen. Dazu zählen das 
Recht auf Einsetzung eines > Untersu­
chungsausschusses und das Recht auf 
Klageerhebung wegen Verstoßes gegen 
das Subsidiaritätsprinzip in EU­Angele­
genheiten (> Subsidiarität). 

M 



64 

Misstrauensvotum 
Die > Abgeordneten können dem > Bun­
deskanzler nach Art. 67 des Grundgeset­
zes das Misstrauen aussprechen und ihn 
damit abberufen, wenn er nicht mehr 
das Vertrauen der Mehrheit des Parla­
ments genießt. „Konstruktiv“ heißt das 
Misstrauensvotum deshalb, weil es nicht 
ausreicht, nur („destruktiv“) den Kanzler 
abzuwählen. Vielmehr müssen die > Ab­
geordneten („konstruktiv“) zusammen 
mit ihrer Misstrauenserklärung gegen­
über dem bisherigen Bundeskanzler in 
geheimer Wahl einen neuen Bundes­
kanzler wählen. Der > Antrag auf ein 
Misstrauensvotum muss von mindestens 
einem Viertel aller Abgeordneten gestellt 
werden (§ 97 der Geschäftsordnung). Das 
Misstrauen kann nur dem > Bundeskanz­
ler gegenüber ausgesprochen werden, 
nicht einzelnen > Bundesministern. Es 
gibt auch kein Misstrauensvotum gegen­
über der gesamten > Bundesregierung, 
doch führt die Entlassung des > Bundes­
kanzlers automatisch zur Amtsbeendi­
gung der > Bundesregierung und aller 
> Bundesminister. Hat die Mehrheit des 
> Bundestages dem > Bundeskanzler das 

Misstrauen ausgesprochen und einen 
Nachfolger gewählt, so ersucht der 
> Bundestag den > Bundespräsidenten, 
den > Bundeskanzler zu entlassen und 
den gewählten Nachfolger zu ernennen. 
Der > Bundespräsident muss diesem Er­
suchen entsprechen. Zwischen dem An­
trag auf ein Misstrauensvotum und der 
Wahl eines Nachfolgers müssen 48 Stun­
den liegen. 

Mitwirkungsrechte des Bundestages  
in EU-Angelegenheiten 
Zur Verwirklichung eines vereinten Eu­
ropas wirkt der > Bundestag nach Artikel 
23 des Grundgesetzes bei der Entwick­
lung der > Europäischen Union mit.  
Die entsprechenden parlamentarischen 
Rechte sind in den Begleitgesetzen zum 
Vertrag von Lissabon ausgestaltet. Dabei 
handelt es sich um das Gesetz über die 
Zusammenarbeit von Bundesregierung 
und Bundestag in Angelegenheiten der 
Europäischen Union (EUZBBG) und das 
Gesetz über die Wahrnehmung der Inte­
grationsverantwortung des Bundestages 
und des Bundesrates in Angelegenheiten 
der Europäischen Union (IntVG). Nach 
dem EUZBBG hat die > Bundesregierung 
den > Bundestag umfassend, zum frühest­
möglichen Zeitpunkt und fortlaufend zu 

M 
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unterrichten. Vor allem muss sie dem 
Parlament alle Kommissionsvorschläge 
für EU­Verordnungen und EU­Richtlini­
en (> EU­Rechtsakte), Berichte, Mittei­
lungen, Grün­ und Weißbücher sowie 
Vorschläge für Beschlüsse des Rates zu­
leiten und über die Planungen und Bera­
tungen dieser Entwürfe auf europäischer 
Ebene informieren. Auch Einzelheiten 
zur Mitwirkung des Bundestages durch 
Stellungnahmen gegenüber der Bundes­
regierung sind im EUZBBG ausgestaltet. 
Im IntVG ist die Beteiligung des Bundes­
tages bei Änderungen des europäischen 
Primärrechts, die nicht den üblichen Ra­
tifikationsverfahren unterliegen, in den 
Fällen geregelt, in denen der Vertrag von 
Lissabon eine Kompetenzausweitung für 
die Europäische Union vorsieht. Nach 
dem IntVG kann die Bundesregierung 
bei bestimmten EU­Vorhaben, die einer 
herausgehobenen Integrationsverant­
wortung unterliegen, nur auf der Grund­
lage eines zuvor verabschiedeten Geset­
zes, durch Beschluss oder Weisung des  
Bundestages im Rat abschließend tätig 
werden. Im Rahmen der Integrationsver­
antwortung müssen die deutschen Ver­
fassungsorgane bei der Übertragung von 
Hoheitsrechten auf die Europäische Uni­
on und bei der Festlegung von Entschei­

dungsverfahren in der EU dafür sorgen, 
dass das politische System der Bundes­
republik und das der EU demokratischen 
Grundsätzen im Sinne des Grundgeset­
zes entsprechen. Der > Bundestag muss 
dabei Aufgaben und Befugnisse von sub­
stanziellem politischem Gewicht behal­
ten. > Bundestag und > Bundesrat sollen 
in EU­Angelegenheiten ihre Integrations­
verantwortung wahrnehmen und in an­
gemessener Frist über entsprechende 
Vorlagen beschließen. Mit dem Vertrag 
von Lissabon wurden die Rechte der na­
tionalen Parlamente in der EU gestärkt. 
Sie können durch die Subsidiaritätsrüge 
und die Subsidiaritätsklage Einfluss auf 
den Gesetzgebungsprozess der EU neh­
men, wenn sie ihre Kompetenzen durch 
die Europäische Union verletzt sehen. 
Eine Subsidiaritätsrüge kann der > Bun­
destag dann aussprechen, wenn er keine 
Gesetzgebungszuständigkeit bei der EU 
sieht (> Subsidiarität). Seit 2007 ist der 
Bundestag in Brüssel mit einem Ver­
bindungsbüro vertreten. Hier werden 
EU­Vorgänge ausgewertet und die > Ab­
geordneten, > Ausschüsse und > Fraktio­
nen über aktuelle politische Entwicklun­
gen innerhalb der Institutionen der EU 
informiert. 

Bundestag und Europa: Das  
deutsche Parlament wirkt bei der  
Entwicklung der Europäischen 
Union mit. 

M 
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Nachtragshaushalt 
Ein vom > Bundestag beschlossener 
> Haushaltsplan muss nachträglich ver­
ändert werden, wenn die bewilligten 
Ausgaben nicht ausreichen oder nicht 
geplante Ausgaben anfallen. Ein notwen­
diger Entwurf eines Nachtragshaushalts 
wird vom > Bundeskabinett verabschie­
det und nach Beratung im Haushalts­
ausschuss vom > Bundestag beschlossen. 
Anschließend berät der > Bundesrat, des­
sen Zustimmung allerdings nicht erfor­
derlich ist. Der Nachtragshaushaltsplan 
muss dem Bundestag bis zum Ende des 
Haushaltsjahres vorliegen. 

Namentliche Abstimmung 
Eine > Fraktion oder mindestens fünf 
Prozent der > Abgeordneten können eine 
namentliche Abstimmung verlangen, 
was oft bei politisch umstrittenen Fragen 
der Fall ist. Für eine namentliche Ab­
stimmung haben die Abgeordneten be­
sondere Stimmkarten, auf denen ihr 
Name und ihre Fraktion stehen. Blaue 
Karten bedeuten „Ja“, rote „Nein“, weiße 
Karten bedeuten „Stimmenthaltung“. 
Die Karten, die die Abgeordneten in Ur­
nen werfen, werden von den > Schrift­
führern gezählt. Das Ergebnis wird vom 
> Sitzungspräsidenten bekannt gegeben. 
Die Namensliste wird veröffentlicht.  
Unter www.bundestag.de/abstimmung 
kann jeder sehen, wie die einzelnen  
Abgeordneten abgestimmt haben. 

http://www.bundestag.de/abstimmung
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Nebentätigkeiten, Anzeigepflichten 
Die > Abgeordneten haben aufgrund der 
> Verhaltensregeln nach § 45 des Abge­
ordnetengesetzes insbesondere zu ihren 
Nebentätigkeiten gegenüber dem > Bun­
destagspräsidenten umfangreiche Anzei­
gepflichten. Dazu zählen Angaben zur 
beruflichen Tätigkeit vor der Mitglied­
schaft im Bundestag, zu vergüteten 
Tätigkeiten neben dem > Mandat und zu 
Funktionen in Unternehmen sowie in 
Körperschaften und Anstalten des öf­
fentlichen Rechts. Auch Funktionen in 
Vereinen, Verbänden und Stiftungen 
müssen angezeigt werden, genauso wie 
Beteiligungen an Kapital­ oder Personen­
gesellschaften und Vereinbarungen über 
künftige Tätigkeiten oder Vermögensvor­
teile. Die Abgeordneten müssen ihre Ne­
beneinkünfte auf Euro und Cent genau 
anzeigen, sofern sie monatlich über 
1.000 Euro oder jährlich über 3.000 Euro 
liegen. In Zweifelsfragen sind die Abge­
ordneten verpflichtet, sich durch Rück­
fragen beim > Bundestagspräsidenten 
über den Inhalt ihrer Pflichten nach den 
> Verhaltensregeln zu vergewissern. Die 

Angaben der Abgeordneten werden nach 
Maßgabe des § 47 des Abgeordnetenge­
setzes auf den Internetseiten des Bun­
destages veröffentlicht. Bei Verstößen 
gelten die Verfahrensvorschriften und 
die Sanktionen nach § 51 des Abgeord­
netengesetzes. 

O 

Obleute 
Obleute sind > Abgeordnete, die in ihren 
> Ausschüssen Hauptansprechpartner ih­
rer > Fraktion sind. In jedem Ausschuss 
gibt es je > Fraktion einen Obmann oder 
eine Obfrau. Bei den Ausschussberatun­
gen koordinieren sie den Kurs der Frak­
tion zu einem Beratungsgegenstand. Sie 
stimmen mit dem Ausschussvorsitzen­
den die Tagesordnungen ab und planen 
den Ablauf der Beratungen. 

Stimmabgabe bei einer  
namentlichen Abstimmung  
im Bundestag. 
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Öffentlichkeitsarbeit 
Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit in­
formiert der Bundestag umfassend über 
das Parlament und seine Abgeordneten. 
Publikationen in gedruckter und digita­
ler Form können (wie die vorliegende 
Broschüre) bestellt oder heruntergeladen 
werden unter www.btg­bestellservice.de. 
Weitere Informationen über das Parla­
ment gibt es unter www.bundestag.de 
und in den sozialen Medien. Die mobile 
Öffentlichkeitsarbeit mit dem „Infomo­
bil“, der Wanderausstellung und den 
Messeauftritten bietet jährlich bis zu 
200   Veranstaltungen in ganz Deutsch­
land (www.bundestag.de/unterwegs). 
Für Besuche von Gruppen und Einzel­
personen gibt es Hinweise unter www.
bundestag.de/besuche

 
. Eine Zusammen­

fassung der Informationsangebote der 
Öffentlichkeitsarbeit enthält die Bro­
schüre „Der Bundestag auf einen Klick“ 
unter www.btg­bestellservice.de/pdf/
20056100.pdf

 
. 

Opposition 
Die Opposition (lateinisch „opponere“: 
sich entgegenstellen, dagegensetzen) 
besteht aus den > Fraktionen im Parla­
ment, die sich als Minderheit gegen die 
> Bundesregierung und die > Fraktionen 
der Regierungsmehrheit stellen. Eine 
funktionierende politische Opposition 
ist ein wesentliches Element freiheit­
licher > Demokratien, da sie die parla­
mentarischen Kontrollaufgaben gegen­
über Regierung und Verwaltung wahr­
nimmt. 

Ordnungsrecht 
Das Ordnungsrecht der > Geschäftsord­
nung gibt dem > Sitzungspräsidenten 
eine Reihe von Möglichkeiten, Störun­
gen in einer Plenarsitzung (> Plenum) ab­
zuwehren. Verletzt ein > Abgeordneter 
die parlamentarische Ordnung, kann ge­
gen ihn ein > Ordnungsruf erteilt wer­
den. Schweift ein Redner vom Thema 
ab, ist ein Sachruf möglich. Geschieht 
dies gegenüber einem Redner in einer 
> Debatte dreimal, kann ihm das Wort 
entzogen werden. Bei grober Ordnungs­
verletzung kann ein Abgeordneter sogar 
für bis zu 30 Sitzungstage von den Ver­
handlungen ausgeschlossen werden. Die 
> Geschäftsordnung gibt dem > Sitzungs­

O 

http://www.bundestag.de/besuche
http://www.bundestag.de/besuche
https://www.btg-bestellservice.de/pdf/20056100.pdf
https://www.btg-bestellservice.de/pdf/20056100.pdf
https://www.bundestag.de
https://www.btgbestellservice.de
https://www.bundestag.de/unterwegs
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präsidenten auch das Recht, bei Stö­
rungen einer Plenarsitzung (> Plenum) 
durch Besucher das Notwendige zu  
veranlassen. Besucher einer Plenarsit­
zung dürfen z. B. nicht klatschen oder 
laut rufen. Wenn es notwendig ist, darf 
der > Sitzungspräsident die Besucher­
tribünen der Plenarsitzung räumen las­
sen. Dann müssen alle Besucher den 
Saal verlassen. 

Ordnungsruf 
Mit dem Ordnungsruf kann der > Sit­
zungspräsident den Redner, der die par­
lamentarische Ordnung beispielsweise 
durch unparlamentarische Äußerungen 
oder andere Störungen verletzt, förmlich 
zur Ordnung rufen. Legt der > Abgeord­
nete Einspruch ein, muss der Bundestag 
darüber entscheiden, ohne dass eine 
> Debatte geführt wird. Der Ordnungsruf 
ist in der > Geschäftsordnung des Bun­
destages geregelt. 

P 

Pairing 
Mehrheitsfraktionen und Oppositions­
fraktionen können ein Pairing (englisch 

„pair“: Paar) vereinbaren, wenn einzelne 
> Abgeordnete entschuldigt fehlen, bei­
spielsweise aus Termingründen, Krank­
heitsgründen oder wegen Auslandsrei­
sen. Entsprechend viele Abgeordnete  
der jeweiligen „Gegenpartei“ verzichten 
dann darauf, an einer > Abstimmung teil­
zunehmen, damit das grundsätzliche 
Stimmenverhältnis zwischen Mehrheit 
und Opposition im Bundestag gewahrt 
bleibt. So sollen zufällige Mehrheiten 
vermieden werden. 

Parlament 
Das Wort Parlament bedeutet „Ausspra­
che“. Die Mitglieder eines Parlaments 
heißen > Abgeordnete, die – soweit es 
demokratische Parlamente (> Demokra­
tie) sind – als Volksvertreter aufgrund 
freier Wahlen und in Ausübung eines 
freien Mandats über die wesentlichen 
Angelegenheiten ihres Landes entschei­
den, insbesondere über die Gesetze, die 
für alle Menschen des Landes verbind­
lich sind. Der > Bundestag ist das Parla­
ment der > Bundesrepublik Deutschland. 

Die Würde des Hohen Hauses 
wahren: Wer abschweift, stört 
oder beleidigt, wird vom Sitzungs­
präsidenten zur Ordnung gerufen. 
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Parlamentariergruppen 
Parlamentariergruppen pflegen Bezie­
hungen zu Abgeordneten von Parlamen­
ten anderer Staaten. Das geschieht durch 
Konferenzen, Informationsreisen, Fach­
veranstaltungen und persönliche Kon­
takte mit Abgeordneten anderer Staaten. 
In vielen Partnerstaaten gibt es entspre­
chende Parlamentariergruppen. Die   
Parlamentariergruppen, die in jeder 
> Wahlperiode durch das > Bundestags­
präsidium neu konstituiert werden, set­
zen sich aus > Abgeordneten aller > Frak­
tionen zusammen. Die Zahl und die 
Struktur der Parlamentariergruppen legt 
der > Ältestenrat fest. Bei der Verteilung 
der Vorsitze der Parlamentariergruppen 
wird das Stärkeverhältnis der Fraktionen 
berücksichtigt (> Proporz). 

Parlamentarische Geschäftsführer 
Die > Fraktionen haben (zum Teil mehre­
re) Parlamentarische Geschäftsführer, die 
die parlamentarischen und fraktionsin­
ternen Alltagsgeschäfte der Fraktionen 
führen. Sie arbeiten dabei in enger Ab­
stimmung mit den Fraktionsvorsitzen­
den, bereiten die Plenarsitzungen vor, 
planen im Kontakt zu den anderen Frak­
tionen und im > Ältestenrat die > Tages­
ordnungen, halten die > Abgeordneten 

ihrer Fraktionen für wichtige > Abstim­
mungen zusammen und sorgen für deren 
Geschlossenheit, d. h., dass alle Abge­
ordneten ihrer Fraktion einheitlich ab­
stimmen. Innerhalb der Fraktion koor­
dinieren sie die Gremien und wirken  
bei der Besetzung der Fraktions­ und 
Parlamentsausschüsse mit. Die Ersten 
Parlamentarischen Geschäftsführer der 
Fraktionen sind Mitglied des > Ältesten­
rats. 

Parlamentarische Staatssekretäre 
Parlamentarische Staatssekretäre unter­
stützen den jeweiligen > Bundesminister 
in seiner Amtsausübung und sind zu­
gleich Mitglieder des Bundestages. Die 
Parlamentarischen Staatssekretäre kön­
nen ihre Bundesminister bei > Debatten 
und > Fragestunden im Bundestag, in 
Sitzungen der > Ausschüsse des Bundes­
tages, aber auch im > Bundesrat und in 
Sitzungen der > Bundesregierung vertre­
ten. Die Zahl der Parlamentarischen 
Staatssekretäre richtet sich nach der Grö­
ße der Ministerien. Sie haben bis zu drei 
Parlamentarische Staatssekretäre. 

Urschrift des Grundgesetzes,  
beschlossen vom Parlamen­
tarischen Rat am 8. Mai 1949. 

P 
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Parlamentarischer Beirat für  
nachhaltige Entwicklung 
Der Parlamentarische Beirat für nachhal­
tige Entwicklung hat die Aufgabe, Politik 
für kommende Generationen zu struktu­
rieren, die nationale Nachhaltigkeitsstra­
tegie der > Bundesregierung parlamenta­
risch zu begleiten und Impulse in der 
Nachhaltigkeitsdebatte zu geben. „Nach­
haltig“ bedeutet, dass jede Generation 
die Probleme ihres Landes so gut wie 
möglich selbst lösen und nicht den   
Generationen nach ihr überlassen soll. 
Der Beirat gibt Empfehlungen zu mittel­
und langfristigen Planungen ab und 
führt Beratungen mit anderen Parlamen­
ten, insbesondere in der > Europäischen 
Union. Er kann sich an der Beratung von 
> Gesetzentwürfen und anderen Vorlagen 
durch Gutachten beteiligen und verlan­
gen, dass ein Mitglied der Bundesregie­
rung an seinen Beratungen teilnimmt. 
Der Parlamentarische Beirat setzt sich 
aus > Abgeordneten aller > Fraktionen 
zusammen. 

Parlamentarischer Rat 
Der Parlamentarische Rat verabschiedete 
am 8. Mai 1949 das > Grundgesetz und 
schuf damit die verfassungsrechtliche 
Grundlage für die > Bundesrepublik 
Deutschland. Der Parlamentarische Rat 
war eine von elf deutschen Länderparla­
menten der sog. Westzone gewählte Ver­
sammlung, die 1948/1949 in Bonn tagte. 
Ihm gehörten 65 ordentliche Mitglieder 
an. Zu diesen kamen fünf nicht stimm­
berechtigte Berliner Abgeordnete. Zum 
Präsidenten wurde Konrad Adenauer ge­
wählt. Das Grundgesetz trat am 23. Mai 
1949 in Kraft. Der Parlamentarische Rat 
verabschiedete auch das Wahlgesetz für 
die Wahl zum ersten Deutschen Bundes­
tag, die am 14. August 1949 stattfand. 

Parlamentarisches Kontrollgremium 
Das Parlamentarische Kontrollgremium 
(PKGr) ist für die Kontrolle der Nach­
richtendienste des Bundes zuständig 
und überwacht den Bundesnachrichten­
dienst, den Militärischen Abschirm­
dienst und das Bundesamt für Verfas­
sungsschutz. Die > Bundesregierung 
muss das PKGr umfassend über die Tä­
tigkeiten der Nachrichtendienste und 
über Vorgänge von besonderer Bedeu­

P 
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tung unterrichten. Das PKGr kann von 
ihr außerdem Berichte über weitere Vor­
gänge verlangen. Das Gremium kann Ak­
ten und Dateien der Nachrichtendienste 
einsehen und Angehörige der Nachrich­
tendienste befragen. Außerdem hat es 
Zutritt zu allen Dienststellen der Nach­
richtendienste. Besondere Befugnisse  
hat das PKGr bei der Kontrolle von   
Beschränkungen des Brief­, Post­ und  
Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10 des 
Grundgesetzes) durch die Nachrichten­
dienste. Es bestellt die Mitglieder der 
> G­10­Kommission. Die Bundesregie­
rung muss dem PKGr halbjährlich über 
alle Post­ und Telekommunikationsüber­
wachungsmaßnahmen der Nachrichten­
dienste berichten (> Ständiger Bevoll­
mächtigter). Das PKGr setzt sich aus 
> Abgeordneten aller > Fraktionen zu­
sammen. Sie werden zu Beginn der 
> Wahlperiode gewählt. Der Vorsitz 
wechselt jährlich zwischen der Mehr­
heit und der > Opposition im Bundestag. 

Parlamentsarmee 
> Bundeswehr 

Parlamentsfernsehen 
Im Parlamentsfernsehen werden alle  
Debatten des > Plenums sowie eine   
Vielzahl von Ausschusssitzungen   
(> Ausschuss) und > Anhörungen je  ­
weils live und in voller Länge über­
tragen, www.bundestag.de/mediathek. 

Parlamentsrecht 
Das Parlamentsrecht betrifft die für   
Aufgaben und Arbeitsweise des   
> Bundestages einschlägigen Gesetze 
(z. B. > Grundgesetz, > Wahlgesetze, 
> Abgeordnetengesetz, > Lobbyregis­
tergesetz) und sonstigen Regelungen 
(z. B. > Geschäftsordnung, > Haus­
ordnung). Sie sind im Internet unter 
www.bundestag.de/gesetze mit dem  
jeweils aktuellen Stand abrufbar. 

Parlamentsvorbehalt 
Nach dem verfassungsrechtlichen 
Grundsatz des Parlamentsvorbehalts 
muss der > Bundestag als Volksvertre­
tung die wesentlichen staatlichen Ent­
scheidungen, insbesondere solche mit 
Grundrechtsbezug, selbst treffen und 
darf sie nicht der > Exekutive überlassen 
(sog. Wesentlichkeitstheorie). > Rechts­
verordnungen der Bundesregierung,  

P 
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eines > Bundesministeriums oder einer 
Landesregierung sind nach Art. 80 des 
Grundgesetzes verfassungsrechtlich nur 
zulässig, wenn Inhalt, Zweck und Aus­
maß der erteilten Ermächtigung in einem 
Gesetz genau bestimmt werden. Als be­
sondere Ausprägung des Parlamentsvor­
behalts bedarf ein bewaffneter Einsatz 
der > Bundeswehr im Ausland der Zu­
stimmung des > Bundestages, sodass die 
Streitkräfte auch als „Parlamentsarmee“ 
bezeichnet werden. 

Parteien 
Politische Parteien sind nach Art. 21 des 
Grundgesetzes maßgeblich an der politi­
schen Willensbildung im demokrati­
schen Prozess (> Demokratie) beteiligt. 
Sie sind Vereinigungen, die an der politi­
schen Willensbildung des Volkes durch 
Teilnahme an Wahlen mitwirken. Von 
den Parteien zu unterscheiden sind die 
von ihnen in den Parlamenten gebilde­
ten > Fraktionen, die speziell an der poli­
tischen Willensbildung im Parlament 
mitwirken. Die Fraktionen sind gegen­
über den Parteien rechtlich eigenständi­
ge Einrichtungen, was sich insbesondere 

bei der getrennten Finanzierung zeigt. 
Nach dem Grundgesetz ist die Gründung 
von Parteien frei. Die Parteien dürfen 
auch nicht staatlich­institutionell verfes­
tigt werden, damit sie Träger eines freien 
politischen Willensbildungsprozesses 
bleiben, den eine freiheitlich­demokra­
tische Grundordnung voraussetzt. Die 
innere Ordnung von Parteien muss eben­
falls demokratischen Grundsätzen ent­
sprechen. Das > Parteiengesetz regelt  
die Rechtsverhältnisse der Parteien und 
die > Parteienfinanzierung. Durch das 
Parteienprivileg des Artikels 21 des 
Grundgesetzes sind Parteien in ihrem 
Bestand und ihrer Tätigkeit geschützt. 
Sie können auf Antrag des > Bundesta­
ges, des > Bundesrats oder der > Bundes­
regierung durch das > Bundesverfas­
sungsgericht verboten werden, sofern in 
einem Verfahren die Verfassungswidrig­
keit einer Partei festgestellt wird. 

P 
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Parteienfinanzierung 
Die >Parteien finanzieren sich nach 
Maßgabe des > Parteiengesetzes neben 
Mitgliedsbeiträgen und Spenden aus 
staatlichen Mitteln. Die Höhe dieser 
staatlichen Teilfinanzierung (früher 
Wahlkampfkostenerstattung genannt) 
hängt einerseits davon ab, wie viele 
Stimmen eine Partei bei der jeweils 
letzten Europa­ und > Bundestagswahl 
und den letzten Landtagswahlen erhal­
ten hat (derzeit 0,93   Euro für jede gülti­
ge Stimme; für die ersten vier Millionen 
gültigen Stimmen davon abweichend 
1,13   Euro). Andererseits werden die 
Mitglieds­ und Mandatsträgerbeiträge 
und die Spenden zugrunde gelegt 
(0,45   Euro für jeden Beitrags­ oder 
Spendeneuro von natürlichen Personen 
bis höchstens 3.300 Euro pro Person 
und Jahr). Bei einer Partei dürfen die 
staatlichen Mittel nicht höher sein als 
die eigenen Einnahmen (Mitgliedsbei­
träge und Spenden). Das jährliche Ge­
samtvolumen der staatlichen Parteien­
finanzierung (absolute Obergrenze) 
wurde für 2022 auf rund 178 Millionen 
Euro und für 2023 auf rund 188 Millio­
nen Euro festgelegt, und zwar aufgrund 
einer Entscheidung des > Bundesver­
fassungsgerichts vom 24.   Januar 2023,   
wonach die in den Vorjahren vorgenom­

menen Erhöhungen der absoluten Ober­
grenze mangels ausreichender Begrün­
dung als verfassungswidrig bezeichnet 
worden waren. Nach dem > Parteienge­
setz erhöhen sich die absolute Ober­
grenze sowie die genannten wählerstim­
menbezogenen Förderbeträge (0,93 bzw. 
1,13 Euro) jährlich jeweils um den Pro­
zentsatz, um den sich der Preisindex 
der für eine Partei typischen Ausgaben 
im Vorjahr erhöht hat. 
Nach Art. 21 des Grundgesetzes müssen 
die Parteien über die Herkunft und Ver­
wendung ihrer Mittel sowie über ihr 
Vermögen öffentlich Rechenschaft geben. 
Die jährlich einzureichenden Rechen­
schaftsberichte der Parteien werden vom 
> Bundestagspräsidenten geprüft und 
veröffentlicht. Nach Art. 21 Absatz 3 
des Grundgesetzes sind verfassungs­
widrige Parteien von der staatlichen 
Parteienfinanzierung ausgeschlossen, 
worüber das > Bundesverfassungsgericht 
zu entscheiden hat. 

Petent 
schreibt Petition per Brief, 
Postkarte, Fax oder online 

Petitionsausschuss 
Sachverhaltsklärung und 
Bewertung der Eingabe 

Landesparlament 

Bundesregierung 

Ablehnung 
Widerspruch 
des Petenten 

Petition wird noch 
einmal geprüft 

Prüfung der Zuständigkeit des Bundes, 
ggf. Weiterleitung an die Länder 

zur Stellungnahme 
an die Bundesregierung 

muss dem Beschluss nicht folgen, 
Haltung aber begründen 

Plenum

Beschluss

Beschlussempfehlung

Überweisung an die 
Bundesregierung

Deutscher Bundestag

P 
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Plenum 

Beschluss 

Beschlussempfehlung 

Überweisung an die 
Bundesregierung 

Deutscher Bundestag Petent
schreibt Petition per Brief,
Postkarte, Fax oder online

Petitionsausschuss
Sachverhaltsklärung und 
Bewertung der Eingabe

Landesparlament

Bundesregierung

Ablehnung
Widerspruch 
des Petenten

Petition wird noch 
einmal geprüft

Prüfung der Zuständigkeit des Bundes, 
ggf. Weiterleitung an die Länder

zur Stellungnahme 
an die Bundesregierung

muss dem Beschluss nicht folgen, 
Haltung aber begründen

Parteiengesetz 
Das Parteiengesetz regelt Stellung und 
Aufgaben der Parteien. Darüber hinaus 
enthält das Parteiengesetz Vorschriften 
über die Namensgebung, die innere Ord­
nung der Parteien, die > Parteienfinan­
zierung, die Rechenschaftslegung und 
den Vollzug des Verbots verfassungswid­
riger Parteien. Das Parteiengesetz ist ab­
rufbar unter www.bundestag.de/gesetze. 

Petition 
Das Petitionsrecht ist ein in Art. 17 des 
Grundgesetzes verbrieftes > Grundrecht, 
das „jedermann“, also ohne Berücksich­
tigung von Alter, Staatsangehörigkeit 
oder Aufenthaltsort, zusteht. Das Recht 
bezieht sich darauf, sich mit einer Bitte 
(Wunsch) oder einer Beschwerde (Besei­
tigung eines Mangels) an die Volksver­
tretung zu wenden, also insbesondere 
auch an den > Bundestag. Petitionen 
kann man als Brief, aber auch online  
unter 
einreichen. Der Petitionsausschuss des 
Bundestages berät über die Anliegen, die 
die Gesetzgebungskompetenz des Bun­
des oder Bereiche der Bundesverwaltung 
betreffen. Er prüft, wie er den Petenten 
bei ihren Wünschen und Problemen hel­

fen kann. Dabei kann er unter anderem 
empfehlen, die Petition der > Bundes­
regierung zur Berücksichtigung, zur Er­
wägung oder als Material zu überweisen. 
Man unterscheidet zwischen öffentli­
chen und nicht öffentlichen Petitionen. 
Öffentliche Petitionen sind solche von 
allgemeinem Interesse und werden auf 
der Internetseite des Bundestages veröf­
fentlicht, wenn der Verfasser es möchte. 
Dort kann sich jeder die Petition an­
sehen und „mitzeichnen“, wenn er die 
Petition unterstützen will. Nicht öffent­
liche Petitionen werden nicht veröffent­
licht, aber genauso bearbeitet wie öffent­
liche Petitionen. 

Plenarprotokoll 
Jede Sitzung der Vollversammlung des 
Bundestages (> Plenum) wird wortwört­
lich von > Stenografen protokolliert und 
als Plenarprotokoll (Stenografischer Be­
richt) den > Abgeordneten und der Öf­
fentlichkeit zur Verfügung gestellt. Auch 
Zwischenrufe und Bemerkungen werden 
festgehalten. Vor der Veröffentlichung 
prüfen die Redner die Niederschrift. 
Korrekturen dürfen den Sinn der Rede 

Der Weg der Petition. 
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oder einzelner Teile nicht verändern.  
Darüber hinaus geben die Protokolle 
auch Redebeiträge und Erklärungen  
wieder, die schriftlich > zu Protokoll  
gegeben werden. Auch die Teilnehmer 
> namentlicher Abstimmungen und  
deren Abstimmverhalten werden doku­
mentiert. Die Protokolle sind bereits am 
nächsten Werktag als PDF­Dateien auf 
der Internetseite des Bundestages unter 
www.bundestag.de/protokolle abrufbar. 
Protokolle sind zurückreichend bis zum 
Jahr 1976 elektronisch verfügbar. 

Plenum 
Das Plenum (lateinisch „plenus“: voll) 
ist die Vollversammlung des > Parla­
ments, also aller > Abgeordneten. Die 
Vollversammlung tagt im Plenarsaal des 
Reichstagsgebäudes. Im Plenum werden 
> Gesetze verabschiedet, > Anträge be­
schlossen und > Abstimmungen oder 
Wahlen (> Bundeskanzler) durchgeführt. 
Hier gibt die > Bundesregierung ihre 
> Regierungserklärungen ab. Das Plenum 
verhandelt nach Art. 42 des Grundgeset­
zes öffentlich in Sitzungen, die vom 
> Parlamentsfernsehen live und in voller 

Länge übertragen werden. Nur auf An­
trag eines Zehntels seiner Mitglieder 
oder auf > Antrag der Bundesregierung 
kann der Bundestag mit einer Zweidrit­
telmehrheit (> Mehrheit) die Öffentlich­
keit ausschließen, was allerdings noch 
nie geschehen ist. 

Präsidium 
> Bundestagspräsidium 

Proporz 
Proporz ist eine Kurzbezeichnung für 
Proportionalität und steht für die Be­
rücksichtigung des Stärkeverhältnisses 
der > Fraktionen bei der Besetzung poli­
tischer Gremien. Im Bundestag werden 
die > Ausschüsse nach dem Proporzprin­
zip besetzt, indem die Fraktionen ent­
sprechend ihrer Stärke im Bundestag 
eine Anzahl von Mitgliedern in die Aus­
schüsse entsenden. Auch die > Redezeit 
im > Plenum orientiert sich an der Frak­
tionsstärke. 

P 
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Ort der öffentlichen Debatte: Das 
Plenum verhandelt im Plenarsaal 
des Reichstagsgebäudes in Berlin. 

P 
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Ratifizierung 
Für völkerrechtliche Verträge ist die Zu­
stimmung oder Mitwirkung des Bundes­
tages und des > Bundesrats in der Form 
eines Bundesgesetzes erforderlich, so­
fern sie die politischen Beziehungen des 
Bundes regeln oder sich auf Gegenstände 
der Bundesgesetzgebung beziehen. Auch 
grundlegende Reformen der > Europä­
ischen Union wie der Vertrag von Lissa­
bon oder die Aufnahme neuer Mitglied­
staaten in die EU müssen in jedem 
Mitgliedsland der Europäischen Union 
ratifiziert werden. Im Bundestag wird 
die Ratifizierung in zwei Lesungen vor­
genommen. Nach Abschluss des Gesetz­
gebungsverfahrens in Bundestag und 
Bundesrat schließt der > Bundespräsi­
dent im Namen der > Bundesrepublik 
die Verträge, indem er sie mit seiner  
Unterschrift bestätigt und im Bundes­
gesetzblatt veröffentlicht. Von der Ratifi­
zierung unabhängig ist eine eventuell 
erforderliche innerstaatliche Umsetzung 
der Verträge. 

Rechtsstaat 
Rechtsstaatlichkeit bedeutet, dass die ge­
samte durch die > Gewaltenteilung ge­
prägte Staatsgewalt dem Recht unterwor­
fen ist. In einem Rechtsstaat haben die 
Menschen > Grundrechte, die vom Staat 
zu achten sind. Verwaltung und Recht­
sprechung haben sich an Recht und Ge­
setz zu halten. Der Gesetzgeber (> Bun­
destag) ist an die verfassungsmäßige 
Ordnung des Grundgesetzes gebunden, 
wie sie vom > Bundesverfassungsgericht 
definiert wird. Gegensätze zum Rechts­
staat sind beispielsweise ein Polizeistaat 
oder eine Diktatur. 

Rechtsverordnung 
Eine Rechtsverordnung wird nicht vom 
> Bundestag als Gesetzgeber, sondern 
von der > Exekutive, also der > Bundes­
regierung, einem > Bundesminister oder 
einer Landesregierung, erlassen. Die Vor­
aussetzung für den Erlass einer Rechts­
verordnung ist allerdings nach Art. 80 
des Grundgesetzes ein Gesetz, in dem  
Inhalt, Zweck und Ausmaß der Ermäch­
tigung genau bestimmt werden. Obwohl 
die Rechtsverordnung nicht in einem 
Verfahren der > Gesetzgebung erlassen 
wird, ist sie dennoch verbindliches 
Recht. Sie haben die Rechtsverbindlich­
keit von > Gesetzen im materiellen Sinn. 

Zwischenfrage im Plenum. 
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Während ein Gesetzgebungsverfahren  
relativ langwierig ist, können Rechts­
verordnungen schneller erlassen und  
geändert werden. Daher ist es in vielen 
Bereichen üblich, dass der > Bundestag 
Details einer Normierung (vor allem des 
Verwaltungsvollzugs) nicht selbst durch 
ein Gesetz regelt, sondern die genannten 
Stellen ermächtigt, dies in Rechtsverord­
nungen zu tun. 

Rederecht 
Nach dem > Grundgesetz haben neben 
den > Abgeordneten nur die Mitglieder 
der > Bundesregierung und des > Bun­
desrats sowie deren Beauftragte ein Re­
derecht im > Plenum und in den > Aus­
schüssen. Der > Wehrbeauftragte des 
Bundestages erhält das Wort, wenn dies 
von einer > Fraktion oder fünf Prozent 
der Abgeordneten verlangt wird. Darüber 
hinaus hat der Bundestag keine Rechts­
grundlage, Nichtparlamentariern ein Re­
derecht in Sitzungen des Plenums zu ge­
währen. Eine Ausnahme gibt es nur für 
> Gastredner außerhalb parlamentari­
scher Sitzungen. 

Redezeit 
Wie viele > Abgeordnete einer Fraktion 
in einer > Debatte des > Bundestages re­
den dürfen, hängt von der Größe ihrer 
> Fraktion ab (> Berliner Stunde, > Zwi­
schenfrage). Je größer die Fraktion, umso 
mehr Redezeit erhält sie und umso mehr 
Abgeordnete können ans Mikrofon tre­
ten. Welcher Abgeordnete einer > Frakti­
on zu einem bestimmten Thema reden 
darf, wird jeweils fraktionsintern ent­
schieden. Für die Mitglieder von > Bun­
desregierung und > Bundesrat gibt es for­
mal keine Beschränkung der Redezeit. 
Sie dürfen nach dem > Grundgesetz je­
derzeit das Wort im > Plenum ergreifen. 
Allerdings ist es aus Fairness gegenüber 
der > Opposition ständige Praxis, dass 
die Redezeit von Regierungsmitgliedern 
auf die der Regierungsfraktionen ange­
rechnet wird. Diese Regel gilt allerdings 
nicht für > Regierungserklärungen, in de­
nen der > Bundeskanzler oder ein > Bun­
desminister die Politik der Bundesregie­
rung darlegt. Auch wenn ein Vertreter 
des Bundesrats das Wort ergreift, wird 
seine Redezeit je nach Parteizugehörig­
keit auf die Zeit der betreffenden Frakti­
on angerechnet. Der > Sitzungspräsident 
wacht streng über die Einhaltung der Re­
dezeit. Notfalls entzieht er dem Abgeord­
neten das Wort. 

R 
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Regierungsbefragung 
In > Sitzungswochen können > Abgeord­
nete mittwochs nach der Sitzung des 
> Bundeskabinetts über die dort bespro­
chenen Vorhaben Auskunft erhalten und 
Fragen an die > Bundesregierung stellen. 
Die Regierungsbefragung dient der Erst­
information der Abgeordneten. 

Regierungserklärung 
Zu Beginn seiner Amtszeit gibt der 
> Bundeskanzler vor dem Bundestag 
eine Regierungserklärung ab, in der dem 
> Parlament die Politik der > Bundes­
regierung während der > Wahlperiode 
vorgestellt wird. Die Regierungserklä­
rung hat zwar keine juristische, wohl 
aber eine hohe politische Bedeutung  
für Parlament und Regierung. Der Regie­
rungserklärung folgt eine oft mehrtägige 
> Debatte zu allen Aspekten der künf­
tigen Regierungsarbeit. Während der 
Wahlperiode kann die Bundesregierung 
von sich aus Erklärungen durch den 
> Bundeskanzler oder die > Bundes­
minister zu aktuellen politischen The­
men vor dem Bundestag abgeben. Der 
Bundestag kann sie dazu allerdings  
nicht verpflichten. 

Republik 
Die Republik (lateinisch „res publica“: 
Staat, wörtlich: die öffentliche Sache) ist 
eine Bezeichnung für nicht monarchi­
sche Staatsformen wie die der > Bundes­
republik Deutschland, bei der nach Art. 
20 des Grundgesetzes alle Staatsgewalt 
vom Volke ausgeht. Vom Volk auf Zeit 
gewählte Vertreter machen die Gesetze 
und bilden bzw. kontrollieren die Regie­
rung, ein auf Zeit gewähltes Staatsober­
haupt steht an der Spitze des Staates. 

Richterwahlausschuss 
Zusammen mit dem jeweils zuständigen 
> Bundesministerium entscheidet der 
Richterwahlausschuss über die Beset­
zung der Richterposten an den obersten 
Gerichtshöfen des Bundes. Er besetzt in 
geheimer Abstimmung mit der Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen die Richter­
posten beim Bundesgerichtshof, Bundes­
verwaltungsgericht, Bundesfinanzhof, 
Bundessozialgericht und Bundesarbeits­
gericht. Die 32 Mitglieder des Ausschus­
ses werden je zur Hälfte von > Bundestag 
und > Bundesrat berufen. 

Sitzungspräsident mit Schrift­
führern, dahinter Mitarbeitende 
der Bundestagsverwaltung. 

R 
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Schriftführer 
Die Schriftführer werden zu Beginn der 
> Wahlperiode gewählt. Zwei von ihnen 
(einer aus einer Mehrheitsfraktion und   
einer aus einer Oppositionsfraktion) bil­
den zusammen mit dem > Bundestagsprä­
sidenten oder einem seiner Stellvertreter 
im > Plenum den > Sitzungsvorstand. Die 
Schriftführer unterstützen den amtieren­
den Präsidenten (> Sitzungspräsidenten) 
in den Plenarsitzungen. So führen sie  
unter anderem die Rednerliste, nehmen 
bei > namentlichen Abstimmungen oder 
Wahlen an Urnen die Stimmzettel entge­
gen und zählen sie. Ebenso zählen sie bei 
einem > Hammelsprung die den Plenar­
saal betretenden > Abgeordneten. 

Schriftliche Frage 
Jeder > Abgeordnete ist berechtigt, in  
jedem Monat bis zu vier Fragen zur 
schriftlichen Beantwortung an die   
> Bundesregierung zu richten. Die Fra­
gen sollen binnen einer Woche nach  
Eingang beim Bundeskanzleramt be­
antwortet werden. Die während einer  
Woche eingegangenen Antworten wer­
den in der folgenden Woche gesammelt 
in einer > Bundestagsdrucksache ver­
öffentlicht. 

SED-Opferbeauftragter 
Die Aufgabe des seit 2021 vom > Bundes­
tag gewählten SED­Opferbeauftragten ist 
es, sich für die Anliegen der Opfer der 
DDR­Diktatur in Politik und Öffentlich­
keit einzusetzen, die Arbeit der Opfer­
verbände und der mit der Aufarbeitung 
der DDR­Diktatur befassten Einrichtun­
gen zu unterstützen und dem > Bundes­
tag und seinen > Ausschüssen beratend 
zur Seite zu stehen. Einmal im Jahr wird 
dem > Bundestag ein Bericht zur Lage 
der SED­Opfer vorgelegt, der unter   
www.bundestag.de/sed­opferbeauftragte 
abgerufen werden kann. 

Sitzungspräsident 
Der > Bundestagspräsident oder einer 
seiner Stellvertreter leitet als Sitzungs­
präsident die Vollversammlung des 
> Bundestages (> Plenum). Zusammen 
mit den beiden > Schriftführern bildet 
der Sitzungspräsident den > Sitzungs­
vorstand. 

http://www.bundestag.de/sed-opferbeauftragte
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 8.00 

 9.00 

 10.00 

 11.00 

 12.00 

 13.00 

 14.00 

 15.00

 16.00 

 17.00 

 18.00 

 19.00 

 20.00 

 21.00 

 22.00 

Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag 

Sitzung der 
 Arbeitsgruppen, 
Arbeitskreise, 
Arbeitsgemein-
schaften 

Fraktionssitzung Sitzungsvorbe-
reitung, Treffen 
der Arbeitsgrup-
pen, Arbeits-
kreise, 

Sitzung des 
Fraktionsvor-
stands 

Sitzung der 
 Landesgruppe 

Ausschuss-
sitzung 

Plenarsitzung 
(ganztägig), 
 regelmäßig 
zwei Kernzeit-
debatten und 
anschließend 
weitere Ausspra-
chen, eventuell 
 Aktuelle Stunde 

Plenarsitzung 
mit Regierungs-
befragung, Frage-
stunde, Aktuelle 
Stunde (nach 
 Bedarf) 

Weiterführung 
der Ausschuss-
sitzung 

ausnahmsweise 
Gremiensitzung 

Plenarsitzung 

Besprechung 

Treffen 
Projektgruppe, 
 Parlamentsgruppe 

Abendveranstal-
tungen (Podiums-
diskussionen, 
Vorträge) 

Anreise aus 
dem Wahlkreis 

Bürobesprechung, 
Mitarbeiter-
besprechung 

Büroarbeit 

Politische Gespräche 

Pressetermin Büroarbeit 

Pressetermin, 
Treffen mit Ver-
bandsvertretern, 
Wissenschaftlern 

Bürobesprechung, 
Büroarbeit 

Besuchergruppe 
aus dem Wahl-
kreis 

parallel dazu: 
 Besuchergruppe 
aus dem Wahlkreis, 
Pressegespräch, 
Büroarbeit 

Treffen der 
Arbeitsgruppen, 
-kreise, -gemein-
schaften 

Abreise in den 
Wahlkreis 

Abendveran-
staltung im 
Wahlkreis 

Voller Terminplan: eine Sitzungs­
woche im Bundestag. 

S 
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Sitzungsvorstand 
Jede Vollversammlung des > Bundestages 
(> Plenum) wird vom > Bundestagsprä­
sidenten oder einem seiner Stellvertreter 
geleitet, der von zwei Abgeordneten  
als > Schriftführern unterstützt wird.  
Der Sitzungspräsident und die beiden 
Schriftführer bilden den Sitzungs­
vorstand. 

Sitzungswoche 
Pro Jahr gibt es mindestens 20 Sitzungs­
wochen des Bundestages in Berlin, die 
vom > Ältestenrat festgelegt werden. An 
den Sitzungstagen besteht nach § 14 des 
> Abgeordnetengesetzes eine Anwesen­
heitspflicht für Abgeordnete. Die Abge­
ordneten tragen sich jeweils in eine An­
wesenheitsliste ein. Zu Beginn der 
Sitzungswoche kommen die Fraktions­
gremien nebst Landesgruppen, > Arbeits­
kreisen und Arbeitsgruppen zusammen. 
Dienstagnachmittag finden die Sitzungen 
der > Fraktionen statt. Am Mittwoch  
tagen die > Ausschüsse, nachmittags  
beginnt die Plenarsitzung mit > Regie­
rungsbefragung, > Fragestunde und –  

bei Bedarf – einer > Aktuellen Stunde. 
Donnerstag ganztägig und Freitag bis in 
den Nachmittag finden Plenarsitzungen 
statt. Neben den festen Terminen in  
einer Sitzungswoche haben die Abge­
ordneten aber neben der Vorbereitung 
auf Sitzungen, Reden und Berichterstat­
tungen noch weitere Verpflichtungen, 
darunter Treffen der > Parlamentarier­
gruppen, Podiumsdiskussionen, Presse­
termine, Treffen mit Vertretern der   
> Verbände oder Besuchergruppen aus 
dem > Wahlkreis. Die sitzungsfreie Zeit 
arbeiten die Abgeordneten überwiegend 
in ihrem > Wahlkreis. 



84 

Sitzverteilung 
Die Verteilung der Sitze im Bundestag 
entspricht dem Anteil der auf die   
> Parteien bei einer > Bundestagswahl 
abgegebenen Zweitstimmen, zuzüglich 
etwaiger > Überhangmandate und  
> Ausgleichsmandate. Zur Berechnung 
der Sitzverteilung entschied sich der 
Bundestag 2008 dafür, das bisherige 
> Auszählverfahren Hare/Niemeyer 
durch das > Auszählverfahren Sainte  
Laguë/Schepers zu ersetzen. 

Sozialstaat 
Das Sozialstaatsprinzip ist in Art. 20 des 
Grundgesetzes als Staatsziel verankert. 
Das bedeutet, dass sich der Gesetzgeber 
in der Bundesrepublik auch um soziale 
Gerechtigkeit und die soziale Sicherheit 
der Bürger kümmern muss. Wichtige 
Bereiche sind neben der Arbeits­ und 
Steuergesetzgebung die Sozialversiche­
rung, also die gesetzliche Krankenversi­
cherung, gesetzliche Renten­, Arbeitslo­
sen- und Pflegeversicherung. Darüber 
hinaus finanziert der Staat soziale Leis­
tungen wie Kindergeld, Elterngeld, 
Wohngeld oder das Bürgergeld. 

Ständiger Bevollmächtigter des  
Parlamentarischen Kontrollgremiums 
Nach dem Kontrollgremiumgesetz ist die 
> Bundesregierung dazu verpflichtet, das 
> Parlamentarische Kontrollgremium 
(PKrG) des > Bundestages umfassend 
über die Tätigkeiten der Nachrichten­
dienste und über Vorgänge von besonde­
rer Bedeutung zu unterrichten. Um eine 
stärkere parlamentarische Kontrolle zu 
gewährleisten, wurde 2017 das Amt  
eines hauptamtlichen Ständigen Bevoll­
mächtigten geschaffen, der vom PKrG 
eingesetzt wird. Er unterstützt das Kont­
rollgremium bei seiner Arbeit und 
nimmt als dessen verlängerter Arm die 
Rechte des Gremiums gegenüber der 
Bundesregierung und der Nachrichten­
dienste des Bundes wahr. Eine Unter­
abteilung der Bundestagsverwaltung un­
terstützt ihn bei seiner Arbeit. 

Stenografen protokollieren die  
Sitzungen des Plenums. 

S 
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Stenografen 
Die Stenografen der > Bundestagsverwal­
tung protokollieren wortwörtlich jede 
Sitzung der Vollversammlung des Bun­
destages (>Plenarprotokoll, Stenografi­
scher Bericht; > Amtliches Protokoll). 
Dafür benutzen sie als besondere Schrift 
die Stenografie, auch Kurzschrift ge­
nannt. Parlamentsstenografen beherr­
schen Redegeschwindigkeiten bis zu 
500   Silben pro Minute. Die Stenografen 
wechseln sich in einer > Debatte alle fünf 
Minuten ab und diktieren anschließend 
das Mitgeschriebene einer Schreibkraft. 
Ein Revisor kontrolliert das maschinen­
schriftliche ausformulierte Protokoll der 
Stenografen. Nach weiteren Kontrollen, 
auch durch die Redner selbst, steht das 
> Plenarprotokoll am nächsten Tag zum 
Herunterladen bereit. 

Subsidiarität in EU-Angelegenheiten 
Das Subsidiaritätsprinzip (lateinisch 

„subsidium“: Hilfe, Beistand) ist ein wich­
tiger Grundsatz des europäischen Integra­
tionsprozesses. Es soll verhindern, dass 
die Organe der > Europäischen Union 
(EU) über die ihnen mit dem Vertrag von 
Lissabon 2009 zugewiesenen Zuständig­
keiten hinaus zulasten der Kompetenzen 
der Mitgliedstaaten der EU tätig werden. 
Nach dem Vertrag von Lissabon können 
deshalb die nationalen Parlamente – wie 
der > Bundestag – durch eine Subsidiari­
tätsrüge an die EU­Kommission und eine 
Subsidiaritätsklage beim Gerichtshof der 
EU am Gesetzgebungsprozess der EU 
(> EU­Rechtsakte) mitwirken, wenn sie 
ihre Kompetenzen durch die EU­Gesetz­
gebung verletzt sehen. Auf Antrag eines 
Viertels seiner Mitglieder ist der > Bun­
destag verpflichtet, eine Subsidiaritäts-
klage gegen den Erlass eines > EU­Rechts­
akts zu erheben. 

S 
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Tagesordnung des Plenums 
Die Tagesordnung einer Plenarsitzung 
(> Plenum) legt fest, wie eine Sitzung   
des > Bundestages abläuft und welche 
Themen von der Vollversammlung als   
Tagesordnungspunkte behandelt werden   
sollen. Die Tagesordnung wird vom 
> Ältestenrat für jede Plenarsitzung ver­
einbart und den > Abgeordneten, den   
Mitgliedern des > Bundesrats und der 
> Bundesregierung mitgeteilt. Die Tages­
ordnung kann später noch geändert wer­
den. Einzelheiten regelt die > Geschäfts­
ordnung. 

Technikfolgenabschätzung 
Der Bundestag wird vom Büro für Tech­
nikfolgenabschätzung beim Deutschen 
Bundestag (TAB) in bedeutenden Fragen 
des technisch­wissenschaftlichen Wan­
dels und seiner ökonomischen, ökologi­
schen, sozialen und sicherheitsrelevan­
ten Aspekte und Auswirkungen beraten 
und erstellt zu Themen wie z. B. der 
Gentechnik wissenschaftliche Gutach­
ten. Das TAB ist eine selbstständige wis­
senschaftliche Einrichtung, die vom For­
schungszentrum Karlsruhe betrieben 
wird. Der Ausschuss für Bildung, For­
schung und Technikfolgenabschätzung 
übernimmt die Steuerung und Planung 
des Untersuchungsprogramms. 

U 

Über- und außerplanmäßige Ausgaben 
Ausgaben sind überplanmäßig, wenn sie 
den Ausgabetitel im > Haushaltsplan 
überschreiten, und außerplanmäßig, 
wenn es im Haushaltsplan für den vorge­
sehenen Zweck keinen Ausgabetitel gibt. 
Über­ und außerplanmäßige Ausgaben 
müssen nach Artikel 112 des Grundge­
setzes vom Bundesfinanzministerium 
genehmigt werden. Sie dürfen nur in 
unvorhersehbaren und unabweisbaren 
Fällen bewilligt werden. Unter bestimm­
ten Voraussetzungen sind sie auch ohne 
> Nachtragshaushalt möglich. Die über­
und außerplanmäßigen Ausgaben, die 
durch Einsparungen bei anderen Ausga­
ben ausgeglichen werden sollen, müssen 
dem > Bundestag und dem > Bundesrat 
sofort mitgeteilt werden, wenn sie von 
grundsätzlicher oder erheblicher finan-
zieller Bedeutung sind, ansonsten vier­
teljährlich. 

Ausschusssitzung im Bundestag. 
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Überhangmandat 
Überhangmandate entstehen, wenn eine 
> Partei mehr Direktkandidaten in den 
Bundestag entsenden kann, als ihr gemäß 
der Anzahl der Zweitstimmen in einem 
Bundesland zustehen (> Wahlrecht). Die 
Überhangmandate werden durch zusätz­
liche Sitze für die anderen Parteien aus­
geglichen (> Ausgleichsmandate), sodass 
für die > Sitzverteilung des Bundestages 
das Verhältnis der Zahl der > Zweitstim­
men maßgeblich ist. Aufgrund der Ergeb­
nisse der Bundestagswahl 2021 gibt es in 
der 20. Wahlperiode 736 Abgeordnete, 
darunter 34 Überhangmandate und 104 
Ausgleichsmandate (> Wahlrecht). Durch 
die > Wahlrechtsreform 2023 hat der 
Bundestag Überhang­ und Ausgleichs­
mandate abgeschafft. 

Unterausschuss 
Jeder > Ausschuss kann Unterausschüsse 
einsetzen, die für ein besonderes Teil­
gebiet der Ausschussarbeit zuständig 
sind. Ein solcher Unterausschuss ist   
z. B. die Kinderkommission des Bundes­
tages, die sich als Unterausschuss des 
Ausschusses für Familie, Senioren,  
Frauen und Jugend speziell um die Inter­
essen von Kindern und Jugendlichen 
kümmert. 

Unterrichtung 
Bei einer sog. Unterrichtung durch die 
> Bundesregierung handelt es sich um  
einen schriftlichen Bericht, der entweder 
auf Verlangen des > Bundestages oder  
auf Initiative der > Bundesregierung dem 
Parlament vorgelegt wird. 

Untersuchungsausschuss 
Ein Untersuchungsausschuss muss  
nach Art. 44 des Grundgesetzes vom 
> Bundestag auf Antrag von mindestens 
einem Viertel der > Abgeordneten 
(> Minderheitenrechte) eingesetzt wer­
den, um in öffentlicher Verhandlung  
die erforderlichen Beweise zu einem be­
stimmten Sachverhalt zu erheben. Unter­
sucht werden z. B. mögliche Missstände 
in Regierung und Verwaltung und mög­
liches Fehlverhalten von Politikern. Auf 
Beweiserhebungen finden die Vorschrif­
ten der Strafprozessordnung sinngemäß 
Anwendung, sodass der Untersuchungs­
ausschuss Zeugen und Sachverständige 
vernehmen und sich Akten vorlegen las­
sen kann. Das Ergebnis fasst der Unter­
suchungsausschuss in einem Bericht an 
das > Plenum zusammen. 

U 
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V 

Verbände 
In dem in elektronischer Form geführten 
öffentlichen > Lobbyregister des > Bun­
destages werden seit 1. Januar 2022 alle 
Verbände eingetragen, die Interessen  
gegenüber dem > Bundestag oder der 
> Bundesregierung vertreten. Das Tätig­
werden solcher Verbände entspricht dem 
freiheitlichen und pluralistischen Kon­
zept der politischen Willensbildung in 
einem demokratischen Staat. So kann 
der Bundestag die Standpunkte der Be­
troffenen zur Kenntnis nehmen und bei 
seiner Entscheidung einbeziehen. 

Verhaltensregeln für Abgeordnete 
Die Verhaltensregeln für Abgeordnete 
sind im Zehnten und Elften Abschnitt   
(§ 44a bis § 52a) des > Abgeordneten­
gesetzes geregelt. Sie verpflichten die 
Parlamentarier, dem > Bundestagspräsi­
denten unter anderem ihre Berufe und 
Mitgliedschaften in Vorständen, Auf­
sichtsräten oder sonstigen Gremien, ver­
gütete Beratungs­ und > Nebentätigkei­
ten, Beteiligungen an Kapital­ oder 
Personengesellschaften sowie geldwerte 
Zuwendungen anzuzeigen. Außerdem 
enthalten die Verhaltensregeln bestimmte 
Verbotstatbestände, zum Beispiel die   
Unzulässigkeit bestimmter Tätigkeiten, 

Spenden und Zuwendungen. Auch Ver­
fahrensvorschriften gehören dazu für   
den Fall, dass die darin festgelegten   
Regeln verletzt werden. Die Angaben 
werden regelmäßig veröffentlicht. Das 
> Abgeordnetengesetz ist abrufbar unter 
www.bundestag.de/gesetze. Unter www.
bundestag.de/abgeordnete/nebentaetig­
keit

 

 finden sich die Ausführungsbestim­
mungen des Ältestenrats vom 12. Mai 
2022 zu den einschlägigen Abschnitten 
des Abgeordnetengesetzes sowie die 
Textsammlung „Verhaltensregeln für Mit­
glieder des Bundestages“ vom September 
2022. 

Verkleinerung des Bundestages 
Laut > Bundeswahlgesetz umfasst der 
Deutsche Bundestag 598 Abgeordnete. 
> Überhang­ und > Ausgleichsmandate 
sowie die Anwendung der > Grundman­
datsklausel haben bei der letzten Bun­
destagswahl jedoch dazu geführt, dass 
das Parlament nach den Ergebnissen der 
Bundestagswahl 2021 auf 736 Abgeord­
nete angewachsen ist. Der Bundestag ist 
damit das größte demokratisch gewählte 
Parlament der Welt. Nach der > Wahl­
rechtsreform von 2023 soll die Zahl der 
Abgeordneten auf 630 begrenzt werden. 

Weg frei für Neuwahlen: Gerhard 
Schröder (SPD) stellt 2005 die 
Vertrauensfrage und erreicht nicht 
die nötige Mehrheit. 

http://www.bundestag.de/gesetze
https://www.bundestag.de/abgeordnete/nebentaetigkeit
https://www.bundestag.de/abgeordnete/nebentaetigkeit
https://www.bundestag.de/abgeordnete/nebentaetigkeit
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Vermittlungsausschuss 
Der nach Art. 77 des Grundgesetzes ge­
bildete Vermittlungsausschuss hat die 
Aufgabe, einen Konsens zwischen > Bun­
destag und > Bundesrat zu finden, wenn 
vom Bundestag beschlossene Gesetze im 
Bundesrat keine Mehrheit finden (> Ge­
setzgebung). Das hat insbesondere bei 
> Zustimmungsgesetzen Bedeutung. Der 
Vermittlungsausschuss wird tätig, wenn 
er vom > Bundestag, vom > Bundesrat 
oder der > Bundesregierung angerufen 
wird. 
Er besteht aus jeweils 16 Mitgliedern 
des Bundestags und des Bundesrates. 
Weichen Beschlüsse des Vermittlungs­
ausschusses von denen des Bundestages 
ab, ist eine erneute Beschlussfassung im 
Bundestag erforderlich. 

Vertrauensfrage des Bundeskanzlers 
Mit der Vertrauensfrage nach Art. 68 des 
Grundgesetzes kann sich der > Bundes­
kanzler vergewissern, ob seine Politik 
vom Bundestag unterstützt wird, er also 
noch die Zustimmung der > Mehrheit 
der Abgeordneten hat. Die Vertrauens­
frage kann mit einer Sachfrage, insbeson­
dere der Entscheidung über einen > Ge­
setzentwurf, verbunden werden. Findet 

der Antrag keine Zustimmung der Mehr­
heit der Abgeordneten, kann der > Bun­
despräsident auf Vorschlag des Bundes­
kanzlers innerhalb von 21 Tagen den 
Bundestag auflösen, und es gibt Neu­
wahlen. Das Recht zur Auflösung des 
Parlaments erlischt, sobald der Bundes­
tag mit der Mehrheit seiner Mitglieder 
einen neuen Bundeskanzler wählt. Zwi­
schen dem Antrag und der Abstimmung 
müssen 48 Stunden liegen. 

W 

Wahlausschuss 
Die 16 Richter der zwei Senate des 
> Bundesverfassungsgerichts werden 
nach Art. 94 des Grundgesetzes je zur 
Hälfte von > Bundestag und > Bundesrat 
gewählt. Die vom Bundestag zu berufen­
den acht Richter werden von einem 
Wahlausschuss gewählt, der aus zwölf 
Abgeordneten besteht. Diese > Abgeord­
neten werden nach der Stärke der Frak­
tionen in den Ausschuss gewählt. Zur 
Wahl eines Richters ist die Zweidrittel­
mehrheit der Mitglieder des Wahlaus­
schusses erforderlich. 
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Wahlgesetze 
Die für die > Bundestagswahl geltenden 
Wahlgesetze sind insbesondere das 
> Bundeswahlgesetz und die Bundes­
wahlordnung, die auf der Grundlage  
des Art. 38 des Grundgesetzes das 
> Wahlrecht in Deutschland festlegen. 

Wahlkampf 
Vor der > Bundestagswahl machen die 
> Parteien Wahlkampf. Die Politiker wol­
len so sich und ihre Ideen bekannt ma­
chen. Ziel des Wahlkampfs ist es, nicht 
nur Stammwähler zu mobilisieren, son­
dern auch möglichst viele unentschlos­
sene Wähler zu binden. Neben Wahl­
plakaten und Wahlkampfauftritten ihrer 
Kandidaten in den > Wahlkreisen nutzen 
die Parteien das Fernsehen, die Medien, 
das Internet und zunehmend die sozia­
len Medien oder lassen ihren Wahl­
kampf von Werbeagenturen betreuen.  
Zu den Höhepunkten des Wahlkampfs 
gehören die TV­Runden mit Beteiligung 
der Spitzenkandidaten der Parteien. Die 
nominierten Bundestagskandidaten müs­
sen von ihrem Arbeitgeber für bis zu 
zwei Monate vor der Wahl freigestellt 
werden, ohne Anspruch auf Bezüge zu 
haben. 

Wahlkampfkostenerstattung 
> Parteienfinanzierung 

Wahlkreis 
Nach dem > Bundeswahlgesetz ist das 
Bundesgebiet in 299 Wahlkreise einge­
teilt. Damit alle Stimmen bei einer > Bun­
destagswahl gleich viel Gewicht haben, 
müssen die Wahlkreise eine annähernd 
gleich große Bevölkerungszahl haben. 
Zurzeit leben rund 250.000 Einwohner in 
einem Wahlkreis. Die Zahl der Wahlbe­
rechtigten in einem Wahlkreis soll vom 
Durchschnitt um höchstens 15 Prozent 
nach oben oder unten abweichen. Sind 
es mehr als 25 Prozent, müssen die   
Wahlkreise neu zugeschnitten werden 
(> Wahlrecht). Die Wahlkreiskarte für 
Deutschland ist abrufbar unter www.
btg­bestellservice.de/df/70139010.pdf

 
. 

W 

http://www.btg-bestellservice.de/pdf/70139010.pdf
http://www.btg-bestellservice.de/pdf/70139010.pdf
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Werbeplakate vor der Bundestags­
wahl 2021. 

W 
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Wahlkreisbewerber 
Wahlkreisbewerber sind die Kandidaten, 
die sich bei einer > Bundestagswahl in 
einem > Wahlkreis direkt zur Wahl stel­
len, um sich um das Direktmandat zu  
bewerben (> Wahlrecht). 

Wahlkreiseinteilung,  
Wahlkreiskommission 
Die Wahlkreiskommission ist ein partei­
politisch unabhängiges, weisungsfreies 
Sachverständigengremium, das für die 
Entscheidung des Bundestages über die 
Einteilung der > Wahlkreise im Bundesge­
biet (Wahlkreiseinteilung) für die jeweils 
nächste > Bundestagswahl maßgebliche 
Vorarbeit leistet. Die Wahlkreiskommissi­
on wird vom > Bundespräsidenten beru­
fen und besteht aus dem Präsidenten des 
Statistischen Bundesamts, der zugleich 
> Bundeswahlleiter ist, einem Richter des 
Bundesverwaltungsgerichts und fünf 
weiteren Mitgliedern. Aufgabe der Wahl­
kreiskommission ist es, über Änderungen 
der Bevölkerungszahlen im Wahlgebiet 
zu berichten und darzulegen, ob und wel­
che Änderungen der Wahlkreiseinteilung 
sie im Hinblick darauf für erforderlich 
hält. Über die Änderungsvorschläge für 
den Zuschnitt der Wahlkreise und die 
Verteilung der Wahlkreise auf die Länder 
entscheidet der Bundestag. 

Wahlperiode 
Die Wahlperiode, auch Legislaturperiode 
genannt, dauert in der Regel vier Jahre. 
Sie beginnt mit der > Konstituierung des 
neuen Bundestages, der spätestens am 
30. Tag nach der > Bundestagswahl zu­
sammenkommen muss. Mit dem Zusam­
mentritt des neuen Bundestages endet 
die Wahlperiode des vorangegangenen 
Bundestages. Neuwahlen finden frühes­
tens 46, spätestens 48 Monate nach Be­
ginn der Wahlperiode statt. Eine Aus­
nahme gibt es, wenn der Bundestag 
aufgelöst wird. Dann muss innerhalb 
von 60 Tagen gewählt werden. Nach dem 
Bundeswahlgesetz bestimmt der > Bun­
despräsident den Tag der Bundestags­
wahl. Er folgt dabei der Empfehlung der 
> Bundesregierung. 
Der 20. Deutsche Bundestag wurde am 
26. September 2021 gewählt und ist am 
26. Oktober 2021 erstmalig zusammenge­
treten. Damit endete die 19. Wahlperio­
de. Eine Übersicht über die Wahlperio­
den ist unter www.btg­bestellservice.de/
pdf/70139000.pdf

 
 abrufbar. 

Auf das Kreuzchen kommt es an: 
Jeder Wähler hat zwei Stimmen. 

W 

http://www.btg-bestellservice.de/pdf/70139000.pdf
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Wahlprüfungsausschuss 
Jeder wahlberechtigte Bürger kann die 
Wahlvorbereitung, die Wahldurchfüh­
rung und die Stimmenauszählung auf 
ihre Rechtmäßigkeit prüfen lassen. Die 
Überprüfung der Gültigkeit der > Bun­
destagswahl ist nach Artikel 41 des 
Grundgesetzes Aufgabe des > Bundes­
tages. Seine Entscheidung bereitet der 
Wahlprüfungsausschuss vor. 

Wahlrecht 
Der > Bundestag wird nach dem Bundes­
wahlgesetz in einer Kombination von 
Mehrheits­ und Verhältniswahl in 299 
Wahlkreisen gewählt (> Bundestagswahl). 
Nach dem Prinzip der Mehrheitswahl ist 
gewählt, wer die meisten Erststimmen im 
> Wahlkreis erhält (Direktmandat). Nach 
dem Prinzip der Verhältniswahl werden 
die Sitze nach dem Anteil der Zweitstim­

men vergeben, die auf die > Landeslisten 
der kandidierenden > Parteien entfallen 
(Listenmandat). Die Hälfte der > Abge­
ordneten zieht aus der direkten Wahl in 
ihren > Wahlkreisen in den Bundestag 
ein, die andere Hälfte nach dem Prinzip 
der Verhältniswahl, wobei für die Zu­
sammensetzung des Bundestages letzt­
lich die Zweitstimmen maßgeblich sind, 
sodass > Überhang­ und > Ausgleichs­
mandate entstehen können. Das hatte   
in den vergangenen Wahlperioden zur 
Folge, dass die Gesamtzahl der regulär 
598 Abgeordneten des Bundestages 
erheblich überschritten wurde. > Über­
hangmandate entstehen, wenn eine  
> Partei über ihre Erststimmen mehr   
Kandidaten in den Bundestag entsenden 
kann, als ihr nach der Anzahl der Zweit­
stimmen in einem Bundesland zustehen. 
Diese Überhangmandate für eine Partei 
werden durch die Vergabe zusätzlicher 
Sitze an die anderen Parteien in dem 
Maße ausgeglichen (> Ausgleichsman­
date), dass am Ende die > Sitzverteilung 
nach dem Verhältnis der Zweitstimmen 

W 
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gewahrt bleibt. Grundsätzlich werden für 
die > Sitzverteilung im Bundestag nur 
> Parteien berücksichtigt, die im gesam­
ten Bundesgebiet mindestens fünf Pro­
zent der Zweitstimmen erreicht haben 
(> Fünfprozenthürde), es sei denn, dass 
eine Partei in Deutschland mindestens 
drei Direktmandate gewonnen hat   
(sog. > Grundmandatsklausel). Auf der 
Grundlage dieser nach dem Bundes­
wahlgesetz geltenden Grundsätze gibt 
es nach den Ergebnissen der Bundes­
tagswahl vom September 2021 im   
Bundestag in der 20. Wahlperiode ins­
gesamt 736 Abgeordnete, darunter   
34 Überhangmandate (12 für die CDU, 
11 für die CSU, 10 für die SPD und 1 für 
die AfD) sowie 104   Ausgleichsmandate 
(26 für die SPD, 24 für BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN, 18 für die CDU, 16 für   
die FDP, 13 für die AfD und 7 für DIE 
LINKE.). An diesen Sachverhalt setzt 
die > Wahlrechtsreform 2023 an. 

Wahlrechtsreform 2023 
Am 17. März 2023 hat der Bundestag 
mehrheitlich die sog. Wahlrechtsreform 
beschlossen. Bei künftigen Bundestags­
wahlen soll zwar an der Zahl der bis­
herigen 299 Wahlkreise festgehalten   
werden, aber die Zahl der Abgeordneten 
soll auf 630 begrenzt werden. Sowohl 
Überhang­ und Ausgleichsmandate als 
auch die Grundmandatsklausel werden 
abgeschafft. Die Wahlrechtsreform ist   
umstritten. Einige > Fraktionen und  
>   Abgeordnete haben die Anrufung   
des > Bundesverfassungsgerichts an­
gekündigt. 

Die Wehrbeauftragte Dr. Eva Högl 
bei einem Besuch bei der Truppe. 

W 
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Wehrbeauftragter 
Der Wehrbeauftragte des Bundestages   
ist nach Art. 45b des Grundgesetzes ein 
wichtiges Hilfsorgan des Bundestages 
bei der parlamentarischen Kontrolle der 
> Bundeswehr und zum Schutz der 
> Grundrechte der Soldaten. Der Wehr­
beauftragte prüft auf Veranlassung des 
Bundestages oder des Verteidigungsaus­
schusses Vorgänge in den > Streitkräften 
und kann auch aus alleiniger Verantwor­
tung heraus handeln. Der Wehrbeauf­
tragte ist Ansprechpartner für die Solda­
ten der Bundeswehr. Sie können sich 
mit Bitten und Beschwerden direkt an 
ihn wenden und müssen nicht den 
Dienstweg einhalten. Er wird auch aktiv, 
wenn ihm durch Eingaben von Soldaten 
oder durch Mitteilung von Bundestags­
abgeordneten mögliche Missstände in­
nerhalb der Bundeswehr bekannt wer­
den. Der Wehrbeauftragte berichtet dem 
Bundestag einmal im Jahr über das Er­
gebnis der parlamentarischen Kontrolle 
zum Schutz der > Grundrechte der   
Soldaten. Weitere Informationen sind 
unter www.bundestag.de/parlament/
wehrbeauftragte

 
 abrufbar. 

Zitierrecht 
Mit dem Zitierrecht nach Art. 43 des 
Grundgesetzes kann der > Bundestag 
oder ein > Ausschuss durch einen Mehr­
heitsbeschluss die Anwesenheit eines 
Mitglieds der > Bundesregierung in einer 
Beratung verlangen. 

Zu Protokoll 
Im > Ältestenrat oder > interfraktionell 
kann vereinbart werden, dass bei einem 
Tagesordnungspunkt Redner ihre Reden 
nicht halten, sondern als schriftliche Re­
debeiträge „zu Protokoll“ geben können. 
Diese werden dann im > Plenarprotokoll 
der jeweiligen Sitzung des Bundestages 
aufgeführt und stehen der Öffentlichkeit 
zur Verfügung. Sie sind im Internet unter 
www.bundestag.de/protokolle abrufbar. 

Z 

https://www.bundestag.de/wehrbeauftragte
https://www.bundestag.de/wehrbeauftragte
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Zweidrittelmehrheit 
> Mehrheit 

Zweitstimme 
> Wahlrecht 

Zustimmungsgesetz 
Zustimmungsgesetze sind Gesetze, die 
nur mit Zustimmung des > Bundesrats 
erlassen werden können, weil sie von 
der Regelungsmaterie her besondere Be­
deutung für die Bundesländer haben. 
Zustimmungsgesetze sind eine wichtige 
Ausprägung des > Föderalismus in 
Deutschland. Ein Nein des > Bundesrats 
bei einem Zustimmungsgesetz kann vom 
Bundestag nicht überstimmt werden. 
Durch die Anrufung des > Vermittlungs­
ausschusses wird ein Kompromiss zwi­
schen > Bundestag und > Bundesrat an­
gestrebt. Ergibt sich eine Einigung im 
Vermittlungsausschuss (z. B. hinsichtlich 

bestimmter Änderungen in einem Ge­
setz), so muss das Zustimmungsgesetz 
mit dem geänderten Inhalt erneut vom 
> Bundestag verabschiedet werden, um 
danach die Zustimmung durch den 
> Bundesrat zu finden. Zustimmungsge­
setze sind, wie im > Grundgesetz aus­
drücklich aufgeführt, unter anderem sol­
che, die das Grundgesetz ändern, das 
Finanzaufkommen der Länder betreffen 
und in ihre Verwaltungshoheit eingrei­
fen (> Gesetzgebung, > Einspruchsgesetz). 

Zuwendungen an Abgeordnete 
Nach § 44a des Abgeordnetengesetzes 
dürfen Abgeordnete für die Ausübung 
des > Mandats keine anderen als die ge­
setzlich vorgesehenen Zuwendungen 
oder andere Vermögensvorteile anneh­

Z 
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men (> Amtsausstattung, > Diäten, > Kos­
tenpauschale). Unzulässig ist insbeson­
dere die Annahme von Geld oder von 
geldwerten Zuwendungen, die erkenn­
bar deshalb gewährt werden, weil dafür 
die Vertretung und Durchsetzung der In­
teressen des Leistenden im Bundestag 
erwartet wird. Unzulässig ist ferner die 
Annahme von Geld oder von geldwerten 
Zuwendungen, wenn diese Leistung für 
eine Vortragstätigkeit in Zusammenhang 
mit der Mandatsausübung steht oder 
ohne angemessene Gegenleistung des 
Abgeordneten gewährt wird. Das gilt 
auch für entgeltliche Beratungstätigkei­
ten, die in unmittelbarem Zusammen­
hang mit der Mandatsausübung stehen. 
Für geldwerte Zuwendungen (Spenden) 
an Abgeordnete gilt § 48 des Abgeordne­
tengesetzes, wobei die Entgegennahme 
von Spenden, die bei den Abgeordneten 
verbleiben sollen, unzulässig ist. 

Zwischenfrage 
Während einer > Debatte können > Abge­
ordnete Zwischenfragen an den Redner 
stellen, vorausgesetzt, dieser stimmt der 
Zulassung der Zwischenfrage durch den 
> Sitzungspräsidenten zu. Die Zeit für 
die Frage und die Antwort werden nicht 
auf die > Redezeit des Redners angerech­
net. Von der Zwischenfrage zu unter­
scheiden sind die > Kurzintervention 
(nach Abschluss einer Debattenrede) 
und der bloße Zwischenruf, der nach 
Möglichkeit im > Plenarprotokoll fest­
gehalten wird. 

Z 



Anhang 



Vorschriften des Parlamentsrechts 

Grundgesetz: 
www.bundestag.de/parlament/aufgaben/
rechtsgrundlagen/grundgesetz/
grundgesetz­197094

 
 

 

Bundeswahlgesetz: 
www.gesetze­im­internet.de/bwahlg 

Abgeordnetengesetz: 
www.gesetze­im­internet.de/abgg 

Geschäftsordnung des Bundestages: 
www.bundestag.de/parlament/aufgaben/
rechtsgrundlagen/go_btg/go_btg­197104

 
 

Hausordnung des Bundestages: 
www.bundestag.de/parlament/aufgaben/
rechtsgrundlagen/go_btg/anhang1­249296

 
 

Lobbyregister: 
www.lobbyregister.bundestag.de 

https://www.lobbyregister.bundestag.de
https://www.bundestag.de/parlament/aufgaben/rechtsgrundlagen/grundgesetz/grundgesetz-197094
http://www.gesetze-im-internet.de/bwahlg
http://www.gesetze-im-internet.de/abgg
https://www.bundestag.de/parlament/aufgaben/rechtsgrundlagen/go_btg/go_btg-197104
https://www.bundestag.de/parlament/aufgaben/rechtsgrundlagen/go_btg/anhang1-249296
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